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I . Allgemeines.

1 . Gemeindegebiet.
In der Größt ' und der Begrenzung der Stadtgemeiude

sind in den Berichtsjahren Aendcrungen nicht eingetretcn . Das
Gemeindegcbiet nmfaßt eine Größe von 1108,60 da mit cineni
Katastral -Reinertrage von 8229,04 Mark und einem Grund¬
steuer -Erträge von 2874,41 Marl . Die Liegenschaften sind auf
1116 Artikel in der Grnndsteuer -Mutterrolle vertheilt.

2 . Uebersicht über die Bevölkerung
nach dem endgültigen Ergebnis , der Volkszählung am 1 . De¬
zember 1900
im Verhältniß zu derjenige » vom 1 . Dezember 1895:
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Bei der zum Zwecke Der Steuerveranlagung im Herbste 1901
vorgenommenen Persvnenstandsansnahme wurden 8038 Ein¬
wohner gezählt . Nach der Personcnstandsanfnahme vom Herbste
1902 betrug die Seelenzahl 8273.

Wie sehr unsere Stadtgemeinde sich gerade in den letzten
Jahren entwickelt hat , geht ans nachstehenden Zahlen hervor:

Die Seelenzahl betrug 1850 . . 4480
1855 . . 4902
1860 . . 5162
1865 . . 5359

Die Seelenzahl betrug 1870
1875
1880
1885
>890
1895
1898
1899

4 900
1901
1902

5420
5505
5858
6299
6679
6895
7465
7644
7985
8038
8273.



4

5 . Standesamtliche Nachrichten.

Uebersicht über den Personenstand MO M2:
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Todtgeburten
Eheschließungen

1810 103 2 49 29 1841 144 14 109 34 1872 238 16 162 51
1811 125 2 122 31 1842 203 10 110 45 1873 257 12 144 47
1812 110 3 68 1 !» 1843 190 8 130 33 1874 220 22 129 45
1813 114 4 62 17 1844 167 13 106 37 1875 237 17 147 27
1814 92 5 81 24 1845 205 16 123 34 1876 213 14 126 38
1815 124 5 50 27 1846 165 10 115 34 1877 237 16 110 40
1816 101 7 67 15 1847 161 18 132 31 1878 215 22 124 31
1817 82 2 91 11 1848 143 12 112 28 1879 219 18 126 35
1818 97 — 65 20 1849 211 19 121 38 1880 206 14 140 51
1819 88 3 105 18 1850 182 18 137 45 ! 1881 221 20 119 45
1820 108 4 78 22 1851 197 12 117 41 1882 230 13 107 53
1821 99 3 79 19 1852 194 14 115 43 1883 197 11 122 42
1822 110 4 52 23 1853 192 11 141 41 1884 223 15 124 54
1823 112 8 86 18 1854 203 16 120 31 1885 217 17 110 34
1824 109 8 68 24 1855 150 13 148 38 ^ 1886 220 12 133 52
1826 126 10 74 66 1856 188 20 151 33 1887 235 14 142 55
1826 117 16 76 36 1857 209 20 165 44 1888 212 18 132 42
1827 122 8 55 30 ! 1858 185 25 126 41 1889 211 10 145 54
1828 123 5 109 28 1859 220 10 112 3ii ! 1890 224 7 126 68
1829 138 5 95 29 1860 223 14 110 46 ! 1891 256 13 146 56
1830 125 8 116 65 1861 204 11 139 41 1892 215 11 110 51
1831 140 8 91 30 1862 219 49 120 41 ! 1K93 204 , 14 109 45
1832 126 4 83 32 1863 208 12 115 1894 222 10 116 60
1833 136 7 115 26 1864 234 20 169 47 1895 233 14 108 57
1834 160 9 96 48 1865 217 20 191 61 1896 230 13 100 00
1836 148 ^ 10 74 38 1866 233 22 110 40 ? 1897 242 6 121 54
1836 180 ! 5 , 118 46 ^ 1867 254 15 125 41 1898 264 10 111 82
1837 144 i 10 146 42 1868 204 16 119 52 1899 253 10 124 71
1838 222 11 136 36 1869 235 20 113 46 1900 268 11 119 77
1839 152 9 98 31 1870 208 10 167 55 1901 286 9 129 65
1840 182 ! 10

i

105 35 ! 1871 223 14 179 38

!

1902

>

288 10 102 84
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4. Personalien.
n . Bürgermeister und Beigeordnete.

Der Berichterstatter hat sein Amt als Bürgermeister der
Stadt Gräsrath nach der am 15 . Marz 1900 getätigten Wahl,
die durch Verfügung des Herrn Regierungs -Präsidenten vom
26 . März 1900 I . O . 1758 bestätigt wurde , am 21 . Juni
1900 angetreten.

Als Beigeordnete snngirten im Jahre 1900 die Herren
Kaufmann Gustav Kremer zu Gräsrath und Fabrikant Fritz
Weck zu Ringelshüuschen . Die Wahlperiode des Herrn Bei¬
geordneten Weck läuft bis zum 17 . Juni 1904 , die des Herrn
Beigeordneten Kremer bis zum 9 . September 1907 . Am 3.
April 1901 wurde Herr I)r . meck . Hermann Pütz zu Gräsrath
zum dritten Beigeordneten gewählt und am 17 . Mai 1901
in öffentlicher Stadtverordneten -Sii,mna,1 » ,leipoes0zit e.inae-

'
Grafrath . 2. Dez . Die Stadtverord-

nhtkN ' KtiHlüahl in der II. Abteilung, deren
Ausgang die Bürgerschaft mit Spannung entgegen-
iah, wies eine äußerst rege Beteiligung auf. Bon.
100 Stimmberechtigten übten dl ihr Wahlrecht aus,
von denen 177 gültige Stimmen abgegeben Mieden.
Es erhielten Stimmen : Herr Brcnnereibesitzer WD.
MMMOben -Flachsberg 54, Herr Fabrikbesitzer

MaNar-Neuenkulle 47, Herr Kaufmann C . W.
Mell-Gräfrath 41 und Herr Heinrich Abcl-Neuen-- " " ' Herren sind so--

zu Stadtver-
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rrtlau und die
rnd Karl Wo!«
n setzt sich vom
en zusammen:
erstrahe , Ernst
lesfahr-Focher-
lllbert L-illers-« LL .Z-W
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ll-Hauptstraße.
Hermann Pütz-
len, Friedrich
ingelshäuSchen,
s und Karl
lung : Otto
häfer-Gräfrath,

Ernst Joest-Rauenhaus , WUpeun vom Stern-Eck-
stumpf ,

<5^ >iann Morsback-Donaustraße undLug.
Mutz-Keübera . . <i,veil nanei nno ^ vpunn

Ollttetbauer ivaren zivei Mandaü ' vor Ablauf der Wahlperiode
erloschen.

Im Herbste >900 schieden ans dem Collegium ans die
Herren:

1 . Albert Küller >
2 . Karl Ernst Rütgers j aus der l Wahlabtheilung.
3 . Dr . Hermann Pütz
4 . Hugo Wilms

»
>>

s „ "

5 . Otto Lange
6 . Albert Schäfer j „ „ > > >

Bei den am 5 . November 1900 vvrgenommenen regelmäßigen
Ergänzungswnhlen zur Sladtverordneten -Versammlnng wurden
gewählt bezw . iviedergelvählt:

In der I . Abtheilnng die Herren I . Emil Engels und
2 . Ernst Niepmann.

In der II . Abtheilnng die Herren l . I)r . Hermann Pütz und
2 . Fritz Weck.

In der III . Abtheilnng die Herren 1 . Otto Lange und
2 . Albert Schäfer.

Für Herrn Johann Gittelbaner wurde am 22 . November 1900
von der III . Abtheilnng ferner noch Herr August Flocke gewählt.

Die Wahlbetheilignng war — namentlich in der I . und
11. Abtheilnng — eine äußerst rege. Die Zahl der Wahlberech¬
tigten in der I . Abtheilnng betrug 5 . Das Wahlrecht wurde
von allen Wahlberechtigten ansgeübt . Die abgegebenen Stimmen
vereinigten sich sämmtlich auf die in der I . Abtheilnng ge¬
wählten beiden Herren.

Von den 59 Wählern der II . Abtheilnng erschienen 54 zur
Wahl . Stimmen wurden abgegeben für

1 . Herrn Fritz Weck 29
2 . Herrn I)r . Hermann Pütz 28
3 . Herrn Ernst Rütgers 27
4 . Herrn .Hugo Wilms 24

Die Zahl der Wahlberechtigten ans der III . Abtheilnng
betrug 829 , die der Wähler 430 . Es erhielten Stimmen die
Herren

Otto Lange zu Flachsberg 302
Albert Schäfer zu Gräsrath 292
Hermann Hniikammer zu Eentral 115
Karl Küllenberg zu Gräsrath 60
Otto MertenS zu I . Stocldnm 56
Richard Büchel zu Eentral 2 und
August Flocke zu III . Stoekdnm l.

Bei der Ersatzwahl für den Stadtverordneten ans der 3 . Ab-
thcilnng am 5 . November 1900 kam eine absolute Stimmen¬
mehrheit nicht zu Stande . Bon den 829 Wahlberechtigten übten
nämlich 430 das Wahlrecht ans . Es erhielten Stimmen die
Herren:

1 . Angnst Flocke zu III . Stockdnm 193
2 . I)r . Hermann Pütz z„ Gräsrath 162
3 . Richard Büchel zu Gräsrath 71
4 . Karl Kallenberg zu Gräsrath 1.

In der engeren Wahl , die am 22 . November >900 stattfnnd,
erhielt

Herr Angnst Flocke zu III . Stockdnm 182 und
.Herr Richard Büchel zu Central 74 Stimmen.

Ersterer war somit gewählt.
Am 5 . Oktober 1901 starb der Stadtverordnete Herr Angnst

Tang und am 23 . Juli 1902 der Stadtverordnete Herr Anglist
Flocke . Beiden Verstorbeneil widmeten Bürgermeister , Bei¬
geordnete und Stadtverordnete warme Nachrufe . All den
Beerdigungen betheiligte sich das gesammte Stadtverordneten-
Collegium , welches Tranerkränze am Grabe der Verstorbenen
niederlegen ließ.

Für die Stadtverordneten Versammlung besteht seit dem
12. Juni 1901 folgende Geschäftsordnung:

(Geschäfts -Ordnung
där 5-teidtverordneteii j.

'
lprsomiiiltmg PI Gräfrotls.

Ans Grund des 8 14 der Stüdte -Ordnnng für die Rhein
Provinz vom 15 . Mai 1856 wird hierdurch folgende

tHcschäfts - Ordnung
für die Stadtverordneten -Versammlung von Gräsrath festgesetzt:

8 1.
Die Stadtverordneten werden durch de » Bürgermeister oder

dessen Stellvertreter mittelst Rnndschreiben , dessen Inhalt a »ch
durch die Lokalblätter bekannt gemachl wird , » nter Angabe
der Gegenstände der Verhandlung , z » den öffentlichen Sitzungen
ringelnden . Mit Ausnahme dringender Fälle muß die Ein
ladiing mindestens drei sreie Tage vorher ergehen.



8 2.
Bor Eintritt in dir Tages -Ordnung können Widersprüche

gegen dieselbe oder gegen die Reihenfolge der zn berathenden
Gegenstände erhoben werden nnd ist darüber dann ein Beschluß
des Collegiums entscheidend.

Jedem Mitgliede des Collegiums ist es gestattet , Anträge
zn stellen oder die Besprechung gemeinnütziger Fragen herbei-
zusühren ; erstere kommen jedoch nur dann zur Berathuug nnd
Abstimmung , wenn sie entweder den vorliegenden Berathungs-
gegenstand betreffen , oder , falls sie sich auf einen der Tages-
Ordnung fremden Gegenstand beziehen , wenn von keiner Seite
gegen die Berathuug Einspruch erhoben wird . Nach erösfneter
Berathuug ist dieser Einspruch wirkungslos . Falls durch Ein¬
spruch die Berathuug des Antrags unterbleibt , muß derselbe
bei Unterstützung von fünf Mitgliedern in die Tages -Ordnung
der folgenden Sitzung ausgenommen werden . Eine Besprechung
über der Tages -Ordnung nicht ungehörige Fragen kann nach
Schluß derselben von jedem Mitgliede der Stadtverordneten-
Bersammlnng angeregt werden . Ter Vorsitzende entscheidet
darüber , ob eine Berathuug über dieselben zulässig ist oder nicht.
Ein Antrag von fünf Mitgliedern ans Aufnahme des bezüg¬
lichen Gegenstandes in die nächstfolgende Tages -Ordnung mnß
jedoch jedenfalls Berücksichtigung finden.

8 4 .
Tie Verhandlungen finden in parlamentarischer Ord¬

nung statt.
Jedes Mitglied des Collegiums , das sprechen will , hat

vorher vom Vorsitzenden das Wort zn verlangen . Die Mit¬
glieder sprechen nach der Reihenfolge der Anmeldung . Der
Vorsitzende hat das Recht , zn jeder Zeit das Wort zn ergreifen.
Verweisung ans die Geschäfts -Ordnung oder eine persönliche
Bemerkung , als Berichtigung einer Thatsache re . , berechtigt
zur sofortigen Zulassung

'
zum Worte.

Nur der Vorsitzende ist berechtigt , den Redner zur Ord¬
nung zn rufen . Durch Beschluß der Versammlung kann dem
Redner das Wort genommen werden.

Wenn ein Redner durch mehrmals wiederholte Zuwider¬
handlungen gegen die zur Anfrechterhaltnng der Ordnung ge¬
gebenen Vorschriften die Verhandlungen stört , Mitglieder des
Collegiums während der Verhandlungen persönlich beleidigt
oder die in geheimer Sitzung stattgehabten Debatten gegen den
Willen des Collegiums ins Publikum bringt , so hat die Stadt¬
verordneten -Versammlung das Recht , denselben ans eine gewisse
Zeit oder für die Dauer der Wahlperiode ans der Versamm¬
lung ausznschließen . ( 8 44 der Städte -Ordnnng . ) Ein der¬
artiger Beschluß hat jedoch nur Gültigkeit , wenn er von minde¬
stens r/, , der anwesenden Mitglieder gefaßt ist.

8
Der Vorsitzende schließt die Diskussion , wenn er sie

für reif hält ; doch kann in allen Fällen die Stadtverordneten-
Versammlnng ans Antrag eines Mitgliedes die Fortsetzung
der Berathuug , ebenso wie den Schluß derselben festsetzen.

lieber einen solchen ans Schluß der Debatte oder Fort¬
setzung der Berathuug gerichteten Antrag findet keine Dis¬
kussion statt und es wird über denselben durch Stimmenmehrheit
entschieden.

Nach Schluß der Diskussion kann der Vorsitzende oder
Referent noch zur Sache sprechen , anderen Mitgliedern sind nur
persönliche Bemerkungen gestattet.

8 6 .
Ter Beschlußfassung über alle zur Verhandlung ge¬

langenden Gegenstände soll auf den Antrag von drei
anwesenden Mitgliedern der Stadtverordneten -Versammlung
„ zweimalige Berathuug in getrennten Sitzungen vorhergehen .

"

8 T
Bei den Beschlußfassungen über alle Gemeinde - und sonsti¬

gen , der Stadtverordneten -Versammlung zngewiesenen Ange¬
legenheiten mnß die Abstimmung stets eine offene sein , aus¬
genommen sind nur die im 8 6 erwähnten Abstimmungen über
Wahlen.

Die Abstimmungen geschehen in der Regel durch tzand-
erheben . Ans Antrag eines anwesenden Mitgliedes des Colle¬
giums erfolgt namentliche Abstimmung , in diesem Falle wird
das Stimmenverhältnis ; unter Angabe der Namen protvkollirt.

8
Alle Wahlen werden durch geheime Abstimmung uud zwar

durch absolute Stimmenmehrheit bewirkt . Wenn bei der
ersten Abstimmung Stimmenmehrheit sich nicht ergiebt , so
wird zur zweiten Wahl geschritten . Hierbei stellt der Vor¬
sitzende die Namen derjenigen Personen , welche die meisten
Stimmen erhalten haben , soweit zusammen , daß die doppelte
Zahl der zu Wählenden erreicht wird nnd eS gilt diese Zu¬
sammenstellung als die Liste der Wählbaren.

Bei gleicher Stimmenzahl in der engeren Wahl entscheidet
das Loos , welches ebenso bei der Frage entscheidend ist , wer
von mehreren , die eine gleiche Stimmenzahl bei der ersten Wahl
erhalten haben , zur engeren Wahl zn bringen ist.

Aus den Vorschlag des Vorsitzenden kann , wenn nicht das
Gesetz das Gegentheil anordnet und kein Mitglied der Versamm¬
lung widerspricht , ausnahmsweise eine Wahl durch öffentliche
Abstimmung oder Akklamation erfolgen.

8
Das Protokoll ivird von dem Vorsitzenden geführt , in

der nächsten Sitzung vor Eintritt in die Tagesordnung vor¬
gelesen nnd von dem Vorsitzenden nnd drei Stadtverordneten
vollzogen.

8 lO.
Abänderungen oder Zusätze zu dieser Geschäftsordnung sind

zu jeder Zeit statthaft , doch bedürfen die bezüglichen Beschlüsse
zu ihrer Gültigkeit der Uebereinstimmuug von wenigstens 2 -,
der anwesenden Mitglieder.

Jedes Mitglied der Stadtverordneten -Versammlung kann
verlangen , daß seine abweichende Meinung in dem nach 8 44
der Städte -Ordnnng anfznnehmenden Protokolle verzeichnet
werde . Ebenso ist jedes Mitglied des Collegiums berechtigt,
das Protokollbuch über die Verhandlungen der Stadtverord-
neten -Versammlnng einznsehen.

Festgestellt in der Sitzung der Stadtverordnetcn -Versamm
lung vom 42 . Juni 19M.

Gräfrnth, den l . Juli ltlttl.

Ter Bürgermeistern
Bartlau.

Mit Ablauf des Jahres l !>02 schieden folgende Herren
ans dem Stadtverordncten -Cvlleginm ans:

4 . Gustav Kremer j
2 . Karl Wolfertz s

3 . August Tang (gestorben ) l
4 . Georg Wegmonn j

aus der I . Ablheilung.

5 . Ernst Joest j , ,,
6 . Wilhelm vom Stein < " " - "

Außerdem mußte für Herrn August Flocke ( III . Abtheilnng)
eine Ersatzwahl vorgenommeu werden.



Tic regelmästigen Ergänzuugswahlen und die Ersatzwahl
fanden statt am >7 . und 18 . November 1902 . Tie Zahl der
Wahlberechtigten der I . Abtheilnng betrug 9 , die der Wähler 8.
Von den 8l Wahlberechtigten der II . Abtheilnng übten das
Wahlrecht 60 aus und von 1000 Wahlberechtigten der III.
Abtheilung waren 207 zur Wahl erschienen.

Von den abgegebenen stimmen entfielen:
in der I . Abtheilnng auf Herrn Friedrich Hammesfnhr 8

„ „ Rudolf RütgerS 8
in der II . Abtheilnng ans Herrn Karl Wolfertz 89

„ „ Friedrich Fischer 87
„ „ Gustav Stoll 29
„ „ Gustav Eremer 20

in der III . Abtheilnng ans Herrn Ernst Joest 208
„ „ Wilhelm vom Stein 252
„ „ Richard Büchel 2
„ „ Georg Wegmann 2

Hiernach sind gewählt
von der I . Abtheilnng die Herren : Fritz Hammesfahr und

Rudolf Rütgers,
von der II . Abtheilnng die Herren : Friedrich Fischer und

.Earl Wolfertz,
von der III . Abtheilnng die Herren : Emi .l Joest und

Wilhelm vom Stein.
An der von der III . Abtheilnng am 17 . November 1902

vorgenommenen Ersatzwahl für Herrn August Flocke betheiligte»
sich von 1005 Wahlberechtigten 207 Wähler . Von den 207
abgegebenen Stimmen entfielen 205 auf Herrn Hermann Mors¬
bach und 2 Stimme » auf Herrn August Mertens.

Tas Stadtverordneten -Eolleginm setz ! sich vom 1 . Januar
>908 nh ,ius den nachgenannten Herren zusammen:

I . Abtheilnng:
>. Earl August Rauh z » Fvche,
2 . Albert Hitlers zu Eentral,
8 . Emil Engels zu Fache,
4 . Ernst Niepinan » zu Piepersberg,
0 . Fritz HammeSsnhr zu Fache,
6 . Rudolf Rütgers zu Gräfrath,

II . Abtheilung:
1 . Albert Pohlig zu Paashans,
2 . Ludwig Stock zu Schlagbanm,
8 . Sanitätsrath I)r . Hermann Pütz

zu Gräsrath.
4 . Fritz Weck zu Ringelshüuschcn,
0 . Friedrich Fischer zu Schlagbanm,
6 . Earl Wolfertz zu Ringelshäuschen,

III . Abtheilnng:
1 . Gustav Hammesfnhr zu Gräfrath , grwählt bis Ende 1904,
2 . Herrn . Morsbach z » Tonanstrasie , „ „ „ 1904,
8 . Otto Lange zu llnteu -Flachsberg , „ „ „ 1906,
4 . Albert Schäfer zu Gräfrath , „ „ „ 1906,
0 . Ernst Joest zu Ranenhaus , „ „ „ 1908,
6 . Wilhelm vom Stein zu Eckstninpf , „ „ „ >908.

gewählt bis Ende >904,
, . „ „ l904,
„ „ „ >906,

„ „ 190«!,
. 1908,
. l908.

gewählt bis Ende 1904,
„ „ „ >!>" 4,

. . 1806,

. . W06.

. >308,
„ 1908,

o, Aoinmissioiichi.
Tie Eommissioneu , in denen der Bürgermeister den Vor¬

sitz führt , waren am Schluffe des Jahres 1902 wie folgt
besetzt.

>. Arineilkonimissivn:
Herr Wilhelm Brnchhans zu Oben-Flachsberg,

„ Earl Mutz zu Eetzberg,
„ August Ohliger zu Nenenknlle,
„ Earl Rauh zu Gräfrath,
„ Heinrich Röder zu Gräfrath,
. , Gustav Stoll zu Eentral,
„ Georg Wegmnnn zu Gräfrath,
„ Karl Wolfertz zu Ringelshänschen.

II . Bachschaukommission:
Herr Wilhelm Adrian zu Nümmen,

„ Peter Holzrichter zu Nümmen,
„ Robert Jacobs zu Bnndesmühle,
„ Wilhelm Schlipköter zu Gräfrath.

III . Elligilartirungskommissioil:
Herr Gustav Hammesfahr zu Gräfrath,

„ Ludwig Stock zu Schlagbaum,
„ Hugo Wilms zu Eentral.

IV . Elektrizitätskommissivn:
Herr Gustav Eremer zn Central . Mitglied,

„ Emil Engels zu Foche, stellvertretendes Mitglied.
V . Finanzkommissio» :

Herr Gustav 5̂ ammesfahr zu Gräfrath,
„ Albert Hillers zu Eentral,
„ Sanitätsrath vr . Hcrm . Pütz zu Gräfrath,
„ Georg Wegmann zu Gräfrath.

VI . Fricdhvskommissioii:
Herr Hugo Biet zu Gräfrath,

„ Gustav Hammesfnhr zu Gräfrath,
,., Pfarrer Heinrich Middendorf zu Gräfrath,
„ Pfarrer Earl Müller zu Gräfrath,
„ Sanitätsrath I)r . Herm . Pütz zu Gräfrath,
„ Georg Wegmanu zu Gräfrath.

VII . Gaskvnimissiv» :
Herr Heinrich Röder zu Olräfrath,

„ Wilhelm vom Stein zu Eckstumpf,
„ Gustav Stoll zu Eentral,
„ Karl Wolfertz zu Ringelshänschen.

VIII . Gcsiindheitskommission:
Herr Hermann Morsbach zu Tonaustraße,

„ Wilhelm Overrath zu Schnfenhaus,
„ Emil Pohlig zu Central,
„ Sanitätsrath vr . Herm . Pütz zu Gräfrath,
„ Wilhelm vom Stein zu Eckstninpf.

u.

IX . Kommuilnlbankvmmissivu:
Herr Otto Lange zu Unten -Flachsberg,

„ Albert Pohlig z » Paashans,
„ Sanitätsrath vr . Herm . Pütz zn Gräfrath,
„ Lndivig Stock zn Schlagbanm.

X . Sparkassciikvmmissioil:
Ans der Bürgerschaft gewählt:

Herr Robert Jacobs zn Bandesmühle,
„ Gustav Stoll zn Eentral.

Ans dem Stadtverordneten -Eolleginm gewählt:
Herr Albert Pohlig zn Paashans,

„ Georg Wegmann zu Gräfrath.
XI . Strnsicnbrlriichtliugskvmmissi

'
o» :

Herr Emil Engels zu Foche,
„ Albert HillerS zu Eeutral,
„ Albert Schäfer zn Gräfrath.

XII . Vvreinschnchiligskvnimijsiv» :
I . Mitglieder:

von der Stadtvcrvrdueten - Versammlung g e w ühlte:
Herr Otto Lange zn Unten -Flachsberg,

„ Earl August Rauh zn Fvche,
„ Albert Schäfer zu Gräfrath,
„ Gccstnv Stoll zu Central,
„ Oleorg Wegmann zn Gräfrath.
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b . ernannte:
Herr Franz von Brosy zn Grafrath,

„ August Hammesfahr zu Oben-Flachsberg,
„ Hermann Hülder zu Grafrath.

II . Stellvertreter:
a . gewählte:

Herr Albert Pohlig zu Paashans,
„ Ludwig Stock zu Schlngbanm.

b . ernannte:
Herr Gustav Bremer zn Grafrath.

XIII . Wcgcbnnkominission:
5̂ err Ernst Joest zn Ranenhnus,

„ Gustav Kremcr zn Grafrath,
„ Sanitätsrath vr . Herm . Pütz zu Gräfrath,
„ Earl August Rauh zu Fache.

Während der Berichtsjahre sind nachgenannte Verän¬
derungen zn verzeichnen gewesen:
In die Ar ine n ko m in i s s i v n wurde an Stelle von Herrn
Walther Rütgers Herr Karl Rauh und an Stelle von Herrn
Hugo Bick .Herr Heinrich Röder,
in die B a u k o in m i s s i o n an Stelle von Herrn Karl Wil¬
helm Stöcker Herr Ludwig Stock,
in die S t r a sz c n b e l e n chtnngs - Ko m Mission an
Stelle des verstorbenen Herrn August Tang Herr Albert Hillers,
in die G a s k o m m i s s i o n an Stelle des Herrn Carl Will) .
Stöcker Herr Heinrich Röder,
und in die S p a r k a s s e n - K v in m i s f i o n an Stelle des
Herr » Carl Will) . Stöcker Herr Hugo Bick und als dieser
sein Amt niederlegte , Herr Robert Jacobs gewählt.

Nach den am 8 . Januar 1908 vorgenommenen regel¬
mäßigen Ergänzungswahten gehören den Kommissionen nun¬
mehr folgende Herren an:

I . Armen - Kommission:

lGewählt bis Kl . 8 . 1908 . )
1 . Wilhelm Brnchhnns zu Oben-Flachsberg,
2 . Carl Mutz zu Unten zum Holz,
8 . Heinrich Räder zu Gräfrath,
-l . Gustav Stoll zn Central.

lGewählt bis 81 . 8 . 1908 . )
5 . August Ohliger zu Ncnenlulle,
<>. Karl Rauh zn Gräfrath,
7 . Georg Wegmann zu Gräfrath,
8 . Karl Wolfertz zn Ringelshänschen.

I l . Bcuchschau -Kommission:
(Gewählt bis 81 . 12 . 1904 . )

1 . Wilhelm Adrian zn Nninmen,
2 . Peter Holzrichter zu Nümmen,
8 . Robert Jakobs zn Bandesmühle,
4 . Wilhelm Schliepköter zn Gräfrath.

111 . Einquartierungs -Kommission:
( Gewühlt bis 81 . 12 . 1904 . )

1 . Gustav Hammesfahr zn Gräfrath,
2 . Friedrich Fischer zu Schlagbanm,
8 . Friedrich Snam zn Central.

IV . Elektrizitäts -Kommission:
(Gewählt bis auf Weiteres . )

1 . Gustav Kremer zu Gräfrath , Mitglied,
2 . Emil Engels zn Fache, Stellvertreter.

V . Finanz -Kommission:
( Gewählt bis 81 . 12 . 1904 . )

1 . Gustav Hammesfahr zu Gräfrath,
2 . Albert Hillers zu Central,
8 . Walther Rütgers zu Gräfrath,
4 . Georg Wegmann zu Gräfrath.

Vl . Friedhofs -Kommission:
(Gewählt bis 81 . 8 . 1908 . )

1 . Hugo Bick zn Gräfrath,
2 . Gustav Hammesfahr zn Gräfrath,
8 . Pfarrer Heinrich Middendorf zn Gräfrath,
4 . Pfarrer Karl Müller zn Gräfrath,
5 . Sanitätsrath vr . Hermann Pütz zn Gräfrath,
0 . Georg Wegmann zn Gräfrath.

VII . Gas -Kommission:
(Gewählt bis 81 . 12 . 1904 . )

1 . Karl Mell zn Gräfrath,
2 . Wilhelm vom Stein zn Eckstnmpf,
8 . Karl Stoll zn Central,
4 . Karl Wolfertz zn Ringelshänschen.

VIII . Gesundheits -Kommission:
(Gewühlt bis 81 . 12 . 1906 . )

1 . Hermann Morsbach zn Donaustraße,
2 . Wilhelm Overrath zn Schafenhans,
8 . Emil Pohlig zn Central,
4 . Sanitätsrath vr . Hermann Pütz zn Gräfrath,
5 . Wilhelm vom Stein zu Eckstnmpf.

IX . Kommunal -Bau -Kommission:
(Gewählt bis 81 . 12 . >904 . )

1 . Ernst Niepmann zn Piepersberg,
2 . Albert Pohlig zn Paashans,
8 . Rudolph Rütgers zn Gräfrath,
4 . Ludwig Stock zn Schlagbaum.

X . Sparkassen -Kommission:
lGewählt bis 8l . 12 . 1908 . )

1 . Albert Pohlig zu Paashans,
2 . Gustav Stoll zu Central.

(Gewählt bis 81 . 12 . 1904 . )
8 . Fritz Hammesfahr zu Foche,
4 . Wilhelm Hillers zu Central.

XI . Straßenöeleuchtungs Kommission:
(Gewählt bis 81 . Dezember 1904 . )

1 - Fritz Hammesfahr zu Foche,
2 . Albert Hillers zn Central,
3 . Albert Schäfer zn Gräfrath.

XII . Voreinschätzungs -Kommission:
(Gewählt bis 81 . Dezember 1908 . )

X . Klitglieder:
a . Von der Stadtverordneten - Versaminlnng gewählte Mit

) glieder:
I 1 . Otto Lange zu Unten-Flachsberg,

2 . Carl August Rauh zn Foche,
8 . Albert Schäfer zn Gräfrath,
4 . Gustav Stoll zu Central,

z 5 . Georg Wegmann zn Gräfrath.
b . Ernannte Mitglieder:

6 . Franz von Brosh zn Gräfrath,
7 . August Hammesfahr zu Oben -Flachsberg,
8 . Hermann Hülder zu Gräfrath.



N . Stellvertreter:
u . gewählte:

1 . 'Albert Pohlig zu Paashaus,
2 . Ludwig Stock zu Schlagbaum,

b . e r n a nute:
Gustav Bremer zu Gräsrath.

Xl11 . IDegeban -Aoininissiem:
( Gewählt bis91 . Dezember 1904 . )

1 . Ernst Joest zu Raueuhaus,
2 . Carl 'August Rauh zu Joche,
9 . Fritz Weck zu Ringelshänschen,
4 . August Wolfertz zu Ketzberg.

6 . städtische ^ eancle.
In dem B e a » i t e u st a u d e sind seit dem 21 . Juni 1900

folgende Veränderungen nachzniveisen:
1 ) Der Polizeisergeaul und Bollziehungsbeamte Weiuaud

schied am 15 . August 1900 aus . An seine Stelle trat am 24.
September 1900 der Polizeisergeaut Schliugensiepen aus Waid.

2 ) In Gemäßheit des Stadtverordncten -Beschlusses vom
25 . Juli 1900 ist mit dem l . Oktober >900 eine besondere
eiatsmäßige Polizeisekrelärsteile geschaffen worden , die dem
Teckossizier a . D . August Saruow aus Magdeburg übertragen
wurde.

9 ) Die (behülfen Richard Kopp und Walter Pvhlinann
träte » Ende September 1900 bezw . Mitte Februar 1901 ans,
um ihrer Militärpflicht zu genügen.

4 ) An Stelle des znm Geuieinderenttneister in Styrum ge¬
wählte » Stadtkassenreudauten Emil Wagner wurde der bis¬
herige Sparkassenrendant Tesche znm Stadtkassenrendanten ge¬
wählt . Der Wechsel trat am 1 . Juli 190l ein.

5 ) Die Rendnntenstelle der städtischen Sparkasse wurde dem
bisherigen Stadtsekretär Linder mit dem 1 . November 1901
übertragen.

li ) Als Stadtsekretär wurde am l . November 1901 der
bisherige Gemeindesekretnr Wilhelm Witte aus Gartrop nn-
gestellt .

'

7 ) Dem Polizeisekretär Sarnow wurde durch Verfügung
des .Herrn Ober -Präsidenten vom 24 . Oktober 1901 das Amt
eines besonderen Stellvertreters des Standesbeamten aus
Widerruf übertragen.

Der städtische Verwaltnngskörper setzt sich , abgesehen von
dem Bürgermeister , der ans 12 Jahre gewählt ist , am l.
Januar 1909 wie solgt zusammen : !
Stadtkassen -Rendant Georg Tesche , !

seit 1994 i » i städtische » Dienst , !
Sparkassen -Rendant Paul Linder , j

seit >999 im städtischen Dienst , !
Stadtsekretär Wilhelm Witte , seil 1901 im städtischen Dienst , >
Meldeamts -Sekretär Emil Henke , !

seit 1995 im städtischen Dienst , ;
Polizei -Sekretär August Saruow,

seit 1900 im städtischen Dienst , >
Polizei -Sergeant Hermann Guth ,

'
seit 1994 im städtischen Dienst , !

Polizei -Sergeant Josef Gottfried,
seit 1900 im städtischen Dienst , !

Polizei -Sergeant und Vvllzi .chungs -Beamter Karl Schlingen-
fiepen , seil >900 im städtischen Dienst,

Gasverwalter Heinrich Staude , seit 1994 im städtischen Dienst.
Vei der städtischen Verwaltung sind ferner beschäftigt die Ver-
waltungsgehülseu Rudolf Fänger , Paul Schulten und Richard
9opp , letzterer seit dem 1 . Oktober 1902 ; als Nachtwächter
ist seit dem 1 . April 1902 ocr Seidenweber Friedrich Fänger" " bestellt . Zur Ausbildung befinden sich aus dem Amte der

Verwaltungs -Volontär Wilhelm Rauch aus Solingen und der
Lehrling Bernhard Werminghans von hier.

lieber die Anstellnngs - und Gehaltsverhältnisse der Be¬
amten der Stadtverwaltung geben das nachfolgende Orts-
statnt vom >0 . September 1900 und die Gehalts -Ordnung
vom 29 . Dezember 1900 Aufschluß:

Mrtsstatut
betreffend die Anstellung und Versorgung der Beamten in

der Bürgermeisterei Grafrath.

Auf Grund des Z >0 der Städteorduuug sür die Rhein-
Provinz vom 15 . Mai 1850 und des Gesetzes , betreffend die
Anstellung und Versorgung der Kominunalbeninten vom 90.
Juli 1899 wird das nachstehende Ortsstatut erlassen.

Artikel l.
Die Anstelluugs - Besoldnngs - und Pensionsverhältnisse des

Bürgermeisters sind durch H 14 des Gesetzes vom 90 . Juli
1999 geregelt.

Artikel II.
Als städtische Beamte im Sinne des 8 1 des Gesetzes

vom 90 . Juli 1899 . gelten zur Zeit und sind auznstellen:
1 ) Der Stadtkassenrendnnt,
2 ) Der Stadtsekretär,
9 ) Der Meldeamtsvorsteher,
4 ) Ter Polizeisekretür,
5 ) Die Polizeisergeanten,
6 ) Der Vollziehungsbeanite.

Die Anstellung dieser Beamten erfolgt auf Lebenszeit , ist
jedoch von der Erreichung des 90 . Lebensjahres und einer
5jährigen Dienstzeit bei der hiesige » Stadt abhängig . Von der
Erfüllung dieser Bedingung kann mit Zustimmung der Stadt-
verordneteii -Versniiimlnng in einzelnen Fällen abgesehen werden.

Bis zur Anstellung auf Lebenszeit werden die städtischen
Beamten auf dreimonatliche Kündigung angestellt.

Der Sparkassenrendant wird als Beamter und zwar , sofern
die Stadtverordueteu -Versanimlung nicht anders beschließt , auf
Kündigung angestellt.

Artikel III.
Aus der den städtischen Beamten auszuhändigenden An-

stellungsnrkunde müssen die Anstellungsdauer , die Amts-
bczüge und die besonderen Verabredungen hervorgehen.

Artikel I V.
Bei den nach Artikel II angestellten Beamten behält sich

die Stadtvervrdneten -Versaniinluug vor , in einzelnen Fällen
auch auswärtige Dienstzeit nach ihrem Ermessen anrechnen zu
können.

Artikel V.
Tic städtische » Beamten erhalten bei Dienstreisen außer¬

halb des Stadtgcineiudebezirks Tagegelder und Reisekosten nach
denselben Grundsätzen , wie die unmittelbaren Staatsbeamten,
und zwar werden gerechnet nach der Eintheilnng im Gesetz
vom 21 . Juni 1897:

>) Der Bürgermeister zur Klasse V,
2 ) Die Beamten unter 1— l des Artikels li zur Klasse VI,
9 ) Die Polizeisergcante » und der Vollziehungsbeanite zur

Klasse VIII .
'

Artikel V I.
Die Bestimmungen des Gesetzes vom 91 . Mürz 1882,

betreffend die Abänderung deS Pensions -Gesetzes vom 27 . März
1872 hinsichtlich der Beamten , welche das 05 . Lebensjahr
vollendet haben , werden sür die städtischen Beamten in Kraft
gesetzt.



10

Artikel VII.

Die Vorschriften dieses Ortsstatuts finden ans die vor
dem Inkrafttreten desselben bereits angestellten Beamten gleich¬
mäßig Anwendung.

Artikel VIII.

Im Wege des privatrechtlichen Dienstmiethvertrages (nach
spezieller Vereinbarung auf begrenzte Zeit mit Kündigung
ohne Pensionsberechtigung ) soweit nicht die Stadtverordneten-
Versammlung in einzelnen Fällen Ausnahmen beschließt , werden

angenommen:
1 ) Der Verwalter der städtischen Gasanstalt,
2 ) Ter Stadtbaubeamte,
3 ) Die auf den städtischen Verwaltnngs -Bureaux , der

Sparkasse und der Stadtkasse beschäftigten Bureau¬
gehülfen und -Lehrlinge , sowie alle sonst in der
städtischen Verwaltung zu vorübergehenden Dienst¬
leistungen oder zur Vorbereitung beschäftigten Per¬
sonen zu 1— 3, sofern sie keine obrigkeitlichen Funk¬
tionen wahrznnehmen haben.

Artikel IX.
Tie Bestimmungen des Artikels VIII finden sinngemäße

Anwendung auch auf diejenigen Betriebs -Verwaltungen , welche
in der Folgezeit noch errichtet werden.

Artikel X.

Dieses Ortsstntut tritt am 1 . Juli 1900 in Kraft.

Grafrath , den 10 . Sevtember 1900.

Der Mürgermeister:
Vnrtlkm.

Gesehen und genehmigt.

Düsseldorf, den 9 . Oktober 1900.

Namens des Bezirks -Ausschusses , I . Abtheilung

Der Worsihende:
In Vertretung:

gez . : Karn Iah.

Gehalts - Ordnung
für die

Beamten der Äadtgemeinde Grafrath.

Auf Grund des Beschlusses der Stadtverordneten -Ver-

sammlung vom 3 . Dezember 1900 wird für die Beamten der

Stadtgemeinde Gräfrnth nachstehende Gehalts -Ordnung erlassen.

8 >-
Die Anstellnngs - , Besoldnugs - und Pensionsverhältnisse

des Bürgermeisters sind durch 8 14 des Gesetzes vom 30.
Juli 1899 geregelt.' '

. 82 .
Den nachstehend zu n bis ^ aufgeführten Beamten wird

vom 1 . April 1901 ab das bei denselben angegebene pen¬
sionsfähige Gehalt gewährt:

a . dem Sparkalsen -Nendanten:

Anfangsgehalt 2100 Mk.

Sechs Steigesätze von 3 zu 3 Jahren von je 200 Mk.

Höchstgehalt 3300 Mk.

t>. dem Stadtkassen -Ztendanten:

Anfangsgehalt 1800 Mk.

Sechs Steigesätze von 3 zu 3 Jahren von je 200 Mk.

Höchstgehalt 9000 Mk.

o . dem Stadt - Sekretär:

: Anfangsgehalt 1800 Alk.
^ Sechs Steigesätze von 3 zu 3 Jahren von je 200 Mk.

^ Höchstgehalt 3000 Mk.

a . dem Meldeamts -Sekretär:

1 Anfangsgchalt 15,00 Mk.

Sechs Steigesätze von 3 zu 3 Jahren von je 200 Mk.
! Höchstgehalt 2700 Mk.

e . dem Polizei - Sekretär:

j Ansangsgehalt 15,00 Mk.
! Sechs Steigesätze von 3 zu 3 Jahren von je 150 Mk.
! Höchstgehalt 2400 Mk.

§ k- den Vokizei Sergeanten und dem Aollstehnngs -zreamte » :

Anfangsgehalt 1200 Mk.

i Sechs Steigesätze von 3 zu 3 Jahren von je 100 Mk.

> Höchstgehalt >800 Mk.
>
^ s - dem Gasanttalts - Derwaltcr.

! Freie Dienstwohnung im pensionssähigen Werthe von 300 Alk.
Anfangsgehalt

' 2100 Mk.
Sechs Steigesätze von 3 zu 3 Jahren von je 15,0 Mk.

! Höchstgehalt 3000 Mk.

Bei der Gehaltsbemessnng kommt Lei den säinmtlichen zur
Zeit angestellten Beamten die im Dienste der Stadt Gräfrath

j zurückgelegte Zeit zur Anrechnung.
Für die Besoldung des Sparkassen -Rendanten Georg

Tesche und des Stndtkassen -Rendanten Ewald Wagner sind
außerdem die Sonderbestimmungen des Stadtverordneten -Be-
schlnsses vom 3 . Dezember 1900 maßgebend.

8 9.
De » Polizei - Sergeanten und dem Vollziehnngsbeamten

(8 2 k ) wird außer dem Gehalt ein jährliches , nicht pensions¬
fähiges Kleidergeld von je 100 Mark bewilligt . Die Kosten
der Ausrüstungsstücke der Polizei -Sergeanten und des Voll¬

ziehungsbeamten (Helm , Achselstücke, Seitengewehr , Portepee
und Säbelkoppel ) trägt die Stadt Gräfrath . Tie Ausrüstungs¬
stücke bleiben Eigenthnm der Stadt.

8 4.

Für die probeweise beziehnugsweise lebenslängliche An¬

stellung der vorstehend (2s bis A) aufgesührten Beamten
kommen die Bestimmungen des Artikels II des Ortsstatuts
über die Anstellung und Versorgung der Beamten der Bür¬

germeisterei Gräfrath vom 10 . September l900 zur An¬

wendung.
e 8 5-

Die Höhe der Reisekosten und Tagegelder der städtischen
Beamten für ausgeführte Dienstreisen regelt sich nach Ar¬

tikel V des im 8 I erwähnten Ortsstatuts.

! 8 6.
! Die Zahlung der Altcrszulagen erjolgt mit Beginn des-
! jenigen Vierteljahres , welches demjenigen folgt , in dem das
I erforderliche Dienstniter erreicht worden ist.

! 8 V ,
^ Die Gewährung von Alterszulagen kann bei mangelhaften
1 Leistungen oder tadelnswerther Führung auf Vorschlag des

j Bürgermeisters unter Zustimmung der Stadtverordneten -Ver-
> sammlung vorübergehend versagt werden . Die zeitweise Vor-

! enthaltnng der Steigesätze ist ohne Einfluß auf die Berech-
' nung der Dienstzeit bei späterer Gewährung der Steigesätze.

8 8-
Die Zahlung des Ticnsteinkommens erfolgt an die auf

i Lebenszeit angestellten Beamten vierteljährlich , an die gegen
Kündigung angestellten monatlich im Voraus , während der

> Probezeit indes ; monatlich nachher.
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8 9.

Bezüglich der Peusiouirung der Beamte» , sowie der Für¬
sorge sür die Hinterbliebene » derselben sinden die Bestimmungen
des Kommunalbeamtengesetzes vom 30 . Juli 1890 An¬
wendung.

Bei Militäranwärtcrn kommt die Militärdienstzeit als pen-
sionsfähige Dienstzeit ganz in Anrechnung mit der Maßgabe,
daß die Zeit vor Beginn des 21 . Lebensjahres außer Be¬
rechnung bleibt.

8 io.
Die Beamten dürfen mit Einnahme verbundene Neben¬

ämter oder Nebenbeschäftigungen nur mit besonderer , unter
Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs zu ertheilender Genehmigung
des Bürgermeisters übernehmen.

Der Stadtverordneten-Versnmmlung steht Bestimmung
darüber zu , ob und inwieweit eventuelle Ncbeneinnahmen der

Beamten auf das etatsmäßige Diensteinkommen derselben an¬
gerechnet werden sollen.

8 11-
Diese Ordnung tritt am 1 . April 1901 in Kraft.

Grüfrnth, den 29 . Dezember 1900.

Dev Wüvgerrneistev:
Nitril»»

Im Kreistage wird die Stadt Gräfrath durch die Herren
Ernst Rütgers (aus dem Wahlverbande der größeren Grund¬
besitzer ) , Bürgermeister Bartlau und Sanitätsrath vr . Pütz
vertreten . Der Staats -Einkommensteucr -Veranlagungs-Kom-
mission sür den Landkreis Solingen gehört Herr Gustav Kremer
als Mitglied an.

II . Die einzelnen Verwaltungszweige.

1 . Arnrenpflege und rvobltluitigkeit.
n . Armenpflege.

Die Armenverwaltung, welche außer dem Vorsitzenden aus
8 Mitgliedern besteht (vergl . Abschnitt I 4o dieses Berichtes ),
hält am 15 . eines jeden Monats eine Sitzung ab , in der über
die neu cingegangenen und vom Vorsitzenden vorbereiteten
Unterstützungsanträge Entscheidung getroffen wird.

In diesen Sitzungen findet außerdem zeitweise eine Re¬
vision der Unterstützungssätze der regelmäßig unterstützten Per¬
sonen statt.

Als Armenarzt fnngirte bis Anfang 1902 Herr Sanitäts¬
rath vr . Pütz allein . Er bezog bis zum 1 . Oktober 1901
— und zwar seit dem Jahre 1879 — eine Jnhres -Remunera-

j tion von 240 Mark. Durch Stadtverordnetcu-Beschluß vom
! 18 . November 1901 wurde dieser Betrag auf 400 Mark jähr¬

lich erhöht . Am 21 . Januar 1902 beschloß die Stadtverord-
l netcn -Versammlung , die Armenpraxis zu thcilen und auch den

Arzt Herrn vr . Breuer als Armenarzt heranznziehcn . Dieser soll
seine Forderungen von Fall zu Fall liquidiren und zwar nach
der Normaltaxe sür ärztliche Behandlungen mit einem Rabatt
von 10 o/g . Denjenigen Armen , die ärztliche Behandlung
wünschen und nöthig haben , soll freie Wahl zwischen den beiden
Aerzten gelassen werden , lieber die Bedürftigkeit zur Inan¬
spruchnahme des Armenarztes hat die Armenverwaltung bezw.
der Vorsitzende Entscheidung zu treffen.

Ueber die Aufwendungen für Armeuzwecke giebt die nach¬
stehende Zusammenstellung Ausschluß:

lLü wurde veriui !;
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Die Ausgaben im Jahre 1900 betrugen 18 954,27 Mark;
hiervon geht ab der Betrag von 2098,54 Mark, welcher wieder
cingezogen worden ist (vergl . vorletzte Spalte ) , es verbleiben
somit 10 255,73 Mark bei einer Einwohnerzahl von 7935 Per¬

sonen, dies ergiebt ans den Kops der Bevölkerung eine Armen¬
ausgabe von 2,05 Mark. Für 1901 stellt sich der Satz der
auf den Kops der Bevölkerung entfallenden Armenlast auf
1,95 Mark.



12

b . Mohltkätigkeit.
1 . de Leuw - Stiftung.

Tie Ziele der de Leuw-Stistuug sind in der Stiftungs-
Urkunde und in dem Statut des Kuratoriums festgelegt. Der
Vollständigkeit halber bringe ich diese beiden, schon in früheren
Berichten abgedruckten Bestimmungen hier nochmals zur
Kenntnis ; .

Die Stiftungs -Urkunde vom l . August 1854 lautet:

„Stiftu u g s - Urk u n d e.

„Bei der heutigen Geburtstagsfeier unseres verehrten
„Mitbürgers des Obermedicinalrathes und Hofrathes .Herrn
„1)r . Friedrich Hermann de Leuw, Coinmandeur und Ritter
„hoher Orden , wurde von dem Unterzeichneten Fest-Comite
„folgender Beschluß gefaßt:

„ß l . In Anbetracht der großen Verdienste, die sich
„unser verehrter Mitbürger um die leidende Menschheit er¬
worben hat und noch fortwährend erwirbt, so wie zum
„ Wohle derselben, wird in Gräsrath ein Institut für arme
„Kranke gegründet , dessen Wirksamkeit sich ausschließlich auf
„den Orl beschränken soll.

„ 8 2 . Aus inniger Dankbarkeit und als dauernde Er¬
innerung dieser segensreichen BerufSthätigkeit , soll dem In¬
stitute der Name „de Leuw-Stiftung für arme Kranke"
„bcigelegt werden.

„8 3 . Das Comite wird ein Cnratorinm erwählen,
„ welches die Statuten zu beratheu und zu beschließen , sowie
„die Snnction der betreffenden höheren Behörde einzu-
„ holeu hat.

„Möge Gottes Segen ans diesem Werke ruhen!

„ Gräsrath, den 1 . August 1854.

„Das Fest-Evmite:

„ gez . : Ewald BauS . Rudolph von Brosy . Johann Bühle.
„ Carl Ewald Erneu. Earl Fänger . Georg Flick . Carl
„Heiderhofs. Earl Abraham Koch. Abraham Mayer . Paul
„Mohr . Carl Reifseu . Friedrich WilhelniSchneider . Friedrich
„ Wilhelm Schmidt . Hugo Schnabel . Wilhelm Schneider.
„ Hesseler , Bürgermeister . Peter Weber .

"

Das aus Grund dieser Urkunde im Jahre 1895 beschlossene
Statut hat folgenden Wortlaut:

71 . Einnahme:

1 . Bestand aus dem Vorjahre.

2 . Kapital -Rückzahlungen.

3 . Zinsen .

4 . Unvorhergesehene Einnahmen .

Statut der in Gräsrath bestehenden de Leuw-
Stiftung für arme Kranke.

8 1 . Tie durch die Stiftungs -Urkunde vom 1 . August
1854 in Gräsrath errichtete Stiftung , welcher zur Erinnerung
au die segensreiche Thätigkeit des am 12 . Januar 1861 zu
Gräfratb verstorbenen Ober -Medicinalrathes und Hofrathes
vr . de Leuw, die Bezeichnung „de Leuw-Stiftung sür arme
Kranke" beigelegt worden ist , bezweckt, durch die Ansamm¬
lung freiwilliger Gaben einen Fonds zu bilden , um in Gräf-
rath dermaleinst ein Krankenhaus zu errichten.

8 2 . Die Stiftung wird von einem aus neun in der
Stadt Gräsrath wohnenden Personen bestehenden Euratorinm
verwaltet

8 3 . Der jeweilige Bürgermeister der Stadt Gräsrath ist
geborenes Mitglied des Euratoriums . DaS Euratorinm wird
bezüglich der übrigen Mitglieoer im Falle des Ausscheidens
in Folge Verziehens , Ablebens oder Niederlegens durch Zu¬
wahl ergänzt. Tie Wahl der Mitglieder erfolgt auf Lebenszeit.

8 4 . Das Euratorinm wählt aus seiner Mitte einen
Vorsitzenden und einen Stellvertreter und zwar auf die Dauer
von 3 Jahren.

8 5 . Der Vorsitzende har die Verwaltung der Stiftung
zu leiten und die Beschlüsse des Euratoriums herbeiznsühreu.
Derselbe hat die Kassen - und Rechnungsführung zu besorgen
und dem Euratorinm alljährlich im Monate Januar die Rech¬
nung über das vorhergegangene Jahr , sowie eine llebersicht
über den Vermögensstand der Stiftung zur Prüfung und Fest¬
stellung vorzulegen.

8 6 . Ter Vorsitzende hat eine Abschrift der liebersicht
über den Vermögensstand der Stiftung nach geschehener Fest¬
stellung durch das Euratorinm alljährlich der Eomnmnal-Auf-
sichtsbehörde einzureichen.

8 7 . Da die Errichtung eines Krankenhauses der unzu¬
reichenden Mittel wegen noch nicht zur Ausführung gebracht
werden kan » , wird das Euratorinm , um dem Zwecke der Stif¬
tung auch inzwischen schon zu dienen , wie bisher arme Kranke
für Rechnung der Stiftung in auswärtige Augen-Kliuiken und
Krankenhäuser in Kur und Pflege geben , sowie auch mit Geld-
uuterstützungen oder mit Medikamenten versehen.

Gräsrath, den 20 . Juni 1895.
Das Euratorinm der de Leuw-Stiftung für arme Kranke:
gez . . Aug . Küllenberg , Robert Bruchhaus , W . Schneider,

C . W . Rosenkaimer , E . R . Rütgers , Fr . Tang,
Kürten , Bürgermeister.

Tic Rechstungsabschlüsse der Stiftung in den Kalender¬
jahren 1900 und 1901 ' hatten folgendes Ergebnis ; :

Zusammen

1900 1901

3 86

1 060 — I 250 —

2 131 97 2 218 33

3 191 97 3 472 19



ö . Ausgabe: 1000 > 901

1 . Vorschuß aus dem Vorjahre . . 65 84 — —

2 . Kapital -Anlage. 2 272 07 2 2l8 33

Z . Unterstützungen. 141 90 386 68

-4 . Außerordentliche Ausgaben. 707 40 823 70

Zusammen 3 188 1 I 3 428 71

Die Einnahme betrug. 3 191 97 3 472 19

Die Ausgabe betrug. 3 188 11 3 428 71

3 86 43 ! 48

L . Perinögcns - Abscblusz:

1 . Sparkassen -Einlagen . ,. 9 669 00 10 638 32

Ä . Werthpapiere . . . 52 100 — 52 100 —

0 . Darlehen gegen Schuldschein. 200 — 200

4 . Werth des Grundbesitzes (Stadtwald ) . 10 552 08 10 552 08

5 . Baarbestaud am Schlüsse des Jahres. 3 86 43 48

Summa 72 525 93 73 533 88

Vermögen der Stiftung am 31 . Dezember des Vorjahres. 71 183 26 72 525 93

Mithin Vermögeusvermehrung. 1 342 67 1 007 95

Seit Mai 1901 hat das Enratorinln der Stiftung einen
Arbeiter zur Beaufsichtigung des StadtwnldcS svwie zur In¬
standhaltung der Wege und der Anpflanzungen angestellt . Zur
Unterhaltung der Wege im Stadtwalde gewährt die Stadt der
de Lenw -Stiftung einen jährlichen Zuschuß , van MO Mark.
iSladtvervrdneten -Beschlnß Vvin l >. September 1001 . ) Das
Euratorinm der Stiftung besteht gegenwärtig aus den Herren:
Bürgermeister Bartlnn , Franz twu Brosh , Louis Engels , Karl
Fänger , Karl Frisch , Karl Küllenberg , Ernst Rütgers , Louis
Schaub und Fritz Tang . Vorsitzender des Enratvriums ist
Herr Louis Schaub.

2. Ortsgruppe Gräsrath des Vermischen Vereins

für Gemeinwohl.

Im Sommer 1901 wurde auf Veranlassnug des Bericht¬
erstatters eine Sammlung von Liebesgaben unter den Bürgern
Grüsraths abgehalten , die sich bisher schon durch ihre Zu¬
gehörigkeit zum Zweigvereiu Solingen vom Rotheu Kreuz in
den Dienst der Wohlthütigkeit gestellt hatten . Diese Samm¬
lung sollte dem Zwecke dienen , armen kranken Kindern Ge¬
legenheit zu geben , durch einen längeren Aufenthalt in Kurorten
oder Sommerfrischen Besserung ihres Leidens zu finden . Sie

hatte ein unerwartet reiches Ergebnis ; — es sind annähernd
2000 Mt . aufgebracht worden . Leider war die Jahreszeit schon
soweit vorgeschritten , das ; eine Entsendung der Kinder nicht
mehr angängig war.

Im Frühjahr 1002 wurden die einzelnen Spender zu einer
Versammlung znsammenbernsen , aus oer dann die Ortsgruppe
Gräsrath des Verglichen Vereins für Gemeinwohl hervorging.
Die junge Ortsgruppe hat im Laufe des vergangenen Sommers
schon recht segensreich gewirkt . Ihr Hanplverdienst lag in der
Entsendung 11 schwacher und skrvphnlöser Kinder zu einer
32tägigen Kur im Soolbad Königsborn bei Unna . Tie Kur
hat einen äußerst günstigen Erfolg gehabt . Tie der Orts¬
gruppe erwachsenen Kosten für den Kuraufenthalt beliefen sich
auf 820,67 Mk . In verschiedenen Fällen hat die Ortsgruppe
lungenkranken Arbeitern Zuschüsse zu den Kosten einer Bade¬
kur geleistet . Für den Winter 1002/1000 sind von der Orts¬
gruppe in allen Volksschulen der Gemeinde Gräsrath Milch¬
kuren in der Weise eingerichtet , daß an ärmere , schwache und
blutarme Schulkinder warme Milch und Brödchen verabfolgt
werden . Für die Allgemeinheit wird von der Ortsgruppe die
Abhaltung eines VvlksnnterhaltnngsabendS geplant.

Die Ortsgruppe zählt zur Zeit 101 Mitglieder.
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2 . Bauwesen,
n . Hochbauten.

1 . Privalbautr».
Es gelangte » im Jahre 1900 : 45 , im Jahre 1901 : 47

Bauanträge zur Genehmigung und Ausführung.
Nach den einzelnen Gattungen zerfallen die errichteten

Gebäude in

1900 1901

neilerbaute Wohnhäuser . . . . 18 19
„ Nebengebäude . . . . 3 8

sonstige Bauten. 23 16
Umbauten . I 4

Zusammen 45 47
Tie Banthätigkeit im Allgemeinen ist demnach in beioen

Jahren eine recht rege gewefen und verspricht cs auch für !
die Folge zu bleiben — fino doch schon in der Zeit vom 1.
Januar bis 30 . September 1902 wiederum nicht weniger als
53 Bauerlaubnisse ertheilt worden . Am stärksten entwickelt sichder südliche Gemeindetheil , insbesondere Central und Stockdnm.

Bei der Erthcilung von Ban-Erlanbnissen werden nach
Maßgabe der nachstehenden Ordnung Gebühren erhoben:

Ordnung, betr« ffend die Erhebung von Gebühren
bei Bauten im Bezirke der Stadtgemeinde

Grafrath.
Auf Grund des Beschlusses der hiesigen Stadtverordneten-

Versammlung vom heutigen Tage wird hierdurch in Gemäß¬
heit der 88 6 , 7 und 82 des Communal -Abgaben-Gesetzes vom
14 . Juli 1893 nachstehende Ordnung, betreffend die Er¬
hebung von Gebühren für Beaufsichtigung und Revision der
im Bezirke der Stadtgemeinde Gräsrath vorkommenden Bauten
erlassen.

ß 1 . Mir die Erthcilung der Erlanbnist zu dem Neu-,lim-, An- und Aufbau von Gebäuden ist eine Gebühr zu
entrichten , welche beträgt:
n . bei einem Gebäudeinhalt bis 400 cbm . . . 5 Mk .,b . bei einem solchen von über 400 bis 600 obm. 10 Mk .,c . bei einem solchen von über 600 bis 800 cbm . 20 Mk .,
ck. bei einein solchen von über 800 bis 1200 cbm . .30 Mk .,s . bei einem solchen von mehr als 1200 cbm . . 40 Mk.

Bei Verrechnung des Gebäudeinhaltes kommt der Raum
von der Erdgleiche bis zum Dachgesimse in Betracht.

8 2 . Die Gebühr schließt die Gebühr für Ertheilung der
Erlaubniß, für Beaufsichtigung des Baues in polizeilicher Hin¬
sicht, für Revision des Baues und für die Polizeiliche Ab¬
nahme des Baues ein.

8 3 . Die Gebühr ist vor Aushändigung der Bauerlaub-
niß zn entrichten . Zur Zahlung ist der Bauherr , oder wenn
dieser nicht zahlungsfähig ist , der Baumeister verpflichtet.

8 4 . Die etwa vom Staate zu erhebenden Gebühren,
(Lieferuugsstempel rc . ) werden ans diese Gebühren nicht an¬
gerechnet.

ß 5 . Rückstände an Gebühren werden im Verwaltungs-
zwangsversahren beigetrieben.

8 6 . Von der Entrichtung der Gebühren sind befreit
a . das Deutsche Reich oder der Preußische Staat , wenn sie

einen Bau ausführen lassen, der von Beamten des
Reichs oder Staats beaufsichtigt und geleitet wird;

b . die Gemeinde Gräsrath für alle Bauten, die ans Kosten
der Gemeinde ausgeführt werden.

8 7 . Wer einen Neu-, Um -, An - oder Ausbau eines
Gebäudes vornimmt, zn welchem eine polizeiliche Genehmigung
oder die Genehmigung der Gemeindeverwaltung erforderlich
ist , ohne die vorgeschriebeue Gebühr entrichtet zu haben , ver¬
fällt in eine Strafe bis zu 30 Mark.

Gegenwärtige Ordnung tritt mit dem 1 . April 189»
in Kraft.

Gräsrath, den 16 . November 1894.

(4, . 8 . ) Der Bürgermeister : gez . Kürten.

Gesehen und genehmigt.
Düsseldorf, den 2l . Dezember 1894.

Ter Bezirksausschuß zu Düsseldorf I . Abtheilnng.
L . H.. I . <>417 . <4 . 8 . ) gez . Büsgen.

2 . Städtische Bauten.
Der Anbau von 2 Klassenzimmern an der evangelischen

Schute zn Stockdum wurde, im Jahre 1900 fertiggestellt . Die
Kosten des Baues haben 15 864,10 Mark betragen . Bisher
ist nur einer der neuen Älasseuräume benutzt worden , es wird
jedoch mit Hinsicht auf die stetige Zunahme der Einwohnerzahl
in: Stockdumer Schulbezirk auch bald das andere Klassenzimmer
in Gebrauch genommen werden müssen. Zur Zeit sind in
4 Klasscnräumen 276 Schulkinder untergebracht.

Die evangelische Schule Ketzberg , die sich schon seit Jahren
in einen: baufälligen Zustande befindet, sodaß sie auch von
der Schulaufsichtsbehörde als zn Schnlzwecken ungeeignet be¬
funden worden ist , soll in nächster Zeit durch eine neue Schule
ersetzt werden . Die Stadtverordaeten-Versammlnng hat am 21.
Januar 1902 beschlossen , eine neue Massige Schule auf den:
Grundstück des Herrn Karl Wolsertz am Wege von Paashaus
nach Ringelshäuschen zu bauen . Das angekaufte Grundstück
ist 270 sZ-Ruthen groß ; der Kaufpreis betrug 2416,82

^
Mk.

ohne das ansstehende Holz . Mit der Ausführung des Schul¬
neubaues soll im Frühling 1903 nach den Plänen des Kreis-
bauiuspektors Bauraths Misliug in Elberfeld begonnen werden.
Nach dem ausgestellten Kostenanschlag wird der Neubau einen
Kostenaufwand von 55 000 Mark verursachen. Dieser Betrag
soll durch Anleihe gedeckt werden.

Die evangelische Schule Central leidet an Ueberfüllung;
cs sind dort zur Zeit in 3 Klassen 221 Schüler uutergebracht.
In dem 4 . Klassenraum , ist eine katholische Schulklasse gastweise
eingerichtet , die von 79 Kindern besucht wird , also auch über¬
füllt ist . Tie Errichtung eines Schulneubaues ist mithin zur
Nothwendigkeit geworden . Die Stadtverordneten-Versammlnng
hat denn auch am 16. Dezember 1902 den Bau einer zwei-
klassigeu katholischen Schule zu Central beschlossen . Damit wird
der bisher von der katholischen Schulklasse benutzte Klasscn-
raum für die evangelische Schule frei . Mit der Banansführnng
soll gleichfalls im Frühjahr 1903 begonnen werden.

Das im Jahre 1880 erbaute Rnthhnus hat sich für
Bureauzwecke als nicht mehr hinreichend erwiesen, außerdem
ist die räumliche Vertheilung eine ungeeignete . Noch unprak¬
tischer ist die Unterbringung der Stadt - und Sparkasse in
der alten evangelischen Schule, wo genügender Raum für die
Kassenschränke fehlt und insbesondere durchaus keine Sicher¬
heit geboten ist . Auch im Interesse des Publikums ist die
Verlegung der Kassenlokale nur zu wünschen . Der Rath¬
haussaal ist bereits seit Jahresfrist für Burcanzwecke einge¬
richtet und es haben seit dieser Zeit die Stadtverordneten-
Sitzuugen im Wirthshause stattfindeu müssen . Alle diese
Gründe haben das Stadtverordneten-Colleginm bewogen, eine



für künftige Jahre dauernde Abhülfe dadurch zu schaffen , daß -
es am 15 . August 1002 de » Beschluß faßte , das alte Rath¬
haus ganz für Amtszwecke zu verwenden und neben dem alten
Gebäude ein neues zu errichten . Im Erdgeschoß dieses neuen
Gebäudes sollen die Kassen nntergebracht werden , während die
oberen Räume als Bürgermeister -Wohnung dienen sollen. Auch
dieser Bau wird im Frühjahr 1003 in Angriff genommen
werden.

Ii . Strassenbauten.
In der Stadtverordneten-Sitznng vom 8 . Oktober 1001

wurde — einem lange obwaltenden Bedürfnisse entsprechend —
ein Bebaunngs- und Flnchtlinienplan für die Ortschaft Central
fcstgelegt. Tie Banthätigkeit war bereits eine recht rege. Um ^
sie nach Möglichkeit noch mehr zu fördern und dem baulustigen !
Publikum die Lache leichter zu machen , faßte die Stadtvcr - !
ordneteu -Versammlung am 28 . April 1002 den Beschluß, die
Marktstraße, Rheiustraße und Adlerstraße in Central ans Kosten
der Stadt straßenmäßig ansznbaucn . Tie Straßen werden im !
künftigen Frühjahr fcrtiggestellt sei » . Sie verursachen nach i
dem Voranschlag einen Rosteuaufwand von 20 050 Mark.

Rach langen Verhandlungen sind im Lause dieses Jahres
auch endlich die geradezu unhaltbaren Zustände an der Ein¬
mündung der Touaustraße in die Schlagbaumerstraße beseitigt
worden . Tie Stadtverordueten-Versammluug hat am 21.
Januar 1001 die Mittel bewilligt , den Weg von Schlagbaum
nach II . Stockdum auf Kosten der Stadt auszubanen und gleich¬
zeitig die seit langen Jahren erstrebte Entwässerung der Donnu-
straße herbeiznsühren . Die an der Entwässerung der Donnn-
straße mit interessirte Stadt Wald hat zu den Rosten einen
Beitrag von 75,0 Mark geleistet. Die Rosten des Straßen-
ausbaues Schlagbaum — II . Stockdum beliefe» sich ans 10 850
Mark. Daß der ans rund 10 000 Mark bemessene Kostenan¬
schlag so wesentlich überschritten worden ist , hat seinen Grund
darin , daß verschiedene Wünsche der Anlieger — um sie zur
kostenlosen Übergabe des znm Straßenbau erforderlichen Grund
und Bodens williger zu stimmen — berücksichtigt worden sind.
So mußten z . B . Böschuugswaueru errichtet , Hecken und Zäune
znrückgesetzt bezw . erneuert , Hauseingänge und besondere
Wasserabflüsse geschassen werde» und dergleichen mehr . Während
der Bauausführung stellte es sich zudem heraus, daß es für
die Zukunft zweckmäßiger sei , den Wasserabfluß von der Douau-
straße her gleich gründlich durchzuführen . Tie Anfangs bis
zum letzten Hause der Ortschaft II . Stockdum vorgesehene ge¬
pflasterte Abflußrinne wurde bis zum natürlichen Grabenlauf
dnrchgeleitel. Tie wesentlichsten Mehrkosten aber verursachte
die Herstellung der Touaustraße bei ihrer Einmündung in die
Provinzialstraße. Hier mußte u . A . ein Plattenknnal geschaffen
werden , dessen Herstellung allein 400,54 Mark kostete . An
den Ausgaben zur Herstellung dieses Theils der Dvnanstraße
ist die Stadt Wald unbeschadet des erwähnten Zuschusses von
750 Mark mitbetheiligt.

Um auch für die Entwickelung des engere» Stadtbezirks
Gräsrath etwas zu lhuu . beschloß die Stadtverordueteu-Ber-
samuilnug ebenfalls am 2l . Januar 1001 den straßeumüßigen
Ausbau der Blumenstraße. Ter Ausbau wird zunächst von der
Schulstraße aus bis zur äußeren Grenze des Grundstücks der
katholischen Kirchengemeinde mit einem Rostenanfwand von
8916,60 Mark dnrchgeführt und im künftigen Frühjahr fertig
gestellt werden.

Die Ausführung der Straßenbaute » ist nach ersolgter
öffentlicher Ausschreibung den Unternehmern Bosselmaun -So- '
lingeu (Rhein -, Markt- und Adlerstraße ) , Stoct -Schlagbaum
(Weg Schlagbaum — II . Stockdum ) und Spelz - Nümmen
(Blumenstraße) übertragen worden . Zn de» Bauten der Rhein-,
Markt-, Adler - und Blumenstraße liefert die Gemeinde das

Material selbst , wodurch dec Stadt eine erhebliche Ersparnis;
erwächst.

Die Gesammtausgaben für diese Wegeneubauteu belaufen
sich — soweit noch nicht fertig gestellt, nach den Voranschlägen —
für die Stadt ans 04 566,60 Mark und werden durch eine bei
der Landesbank der Rheinprovinz aufgenommene Anleihe von
35 00k ' Mark, die mit jährlich 10 »/» getilgt wird , gedeckt.
Die Kosten werden durch die bei stattfindcnder Bebauung der
Straßen auf Grund des nachfolgenden Ortsstatnts einzu-
ziehcndcn Beiträge der Stndtkasse wieder zugeführt.

Ortsstatut,
betreffend

die Anlegung, Veränderung und Bebauung non
Straßen und Plätzen /

im Bezirk der Bürgermeisterei Gräsrath.

Auf Grund des ß 10 der Städteordnnng für die Rhein -
Provinz vom 15 . Mai 1856 und der ßß 12 und >5 des Ge-
setzes vom 2 . Juli 1875 , betreffend die Anlegung und Ver
ünderung von Straßen und Plätzen in Städten und lünd
lichen Ortschaften , wird für den Umfang der Stadtgemeiud
Giäsrnth folgendes Ortsstatut erlassen:

8 1 -
An Straßen und Straßentheile» , welche noch nicht füu

den öffentlichen Verkehr sreigelegt und nach Maßgabe de»
Polizeilichen Vorschriften über den Ausbau von Straßen im
der Sladtgemeinde Gräsrath für den Anbau fertiggestellt sindZ
dürfen Wohngebäude , welche nach diesen Straßen einen Aus- »
gang haben , in der Regel nicht errichtet werden . ^

8 2 .
Für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertiggestellt ii

gelten : h
1 . Die gegenwärtig schon vorhandenen Straßen , soweit sie H

von der Gemeinde übernommen und dem öffentlichen c.
Verkehr übergeben sind und die durch den Gemeinde- Z
bezirk führende » Prvviuzialstraßen, soweit sie den bau- ?
polizeilichen Vorschriften über den Ausbau von Straßen u
entsprechen. §

2 . Straßen oder Straßentheile, welche erst nach dem In-
krafttreten dieses Ortsstcckuts angelegt werden , erst dann , 'c
wenn sie gemäß den polizeilichen Bestimmungen über s
den Ausbau von Straßen hergestellt und mindestens .!
mittelst einer der vorstehend zu 1 bezeichnen» Straßen p
zugänglich find . j

Die Entscheidung darüber, ob diese Vvranssetznngeu er- j
füllt sind , trifft in jedem einzelnen Falle der Gemeiudc-
Vorstand . j

8 3 . !
Sobald Straßen oder Straßentheile für den öffentlichen j

Verkehr und den Anbau fertiggestellt sind , wird dies durch
den Bürgermeister bekannt gemacht.

84 . .
Die Aufführung von Gebäuden an noch nicht ferligge- c

stellten Straßen kann ausnahmsweise von der Polizei-Verwnl - ^
tung (Bürgermeister) mit Zustimmung der Stadtverordneten- c
Versammlung gestattet werden , wenn der R'achsnchende sich zur 1
Erfüllung der im i; !> anfgeführten Laste» verpflichtet und 4
eine in dieser Beziehung von der Stadtverordneteu-Versamm - »
lung für hinreichend befundene Sicherheit stellt. >
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8 5.
Tie Festsetzung von Fluchtlinien für jede Anlegung oder

Veränderung von Straßen und Plätzen hat in der gesetzlich
vorgeschricbencn Weise zu erfolgen . Dieselbe ist unter Bei¬
fügung doppelter Situntions - und Nivellementspläne , welche
auch die Entwässerungs -Vorrichtungen vorsehen müssen, bei dem
Bürgermeisteramt zu beantragen. Zn einer Straße im Sinne
dieses Ortsstatnts gehören der Straßendamm und der Bür¬
gersteig.

Tie Anlage einer neuen oder die Verlängerung einer be¬
stehenden Straße , wenn solche zur Bebauung bestimmt ist , durch
Unternehmer oder Anlieger , wird nur unter folgenden Be¬
dingungen genehmigt:

l . Der zu der anzulegenden Straße erforderliche Grund und
Boden ist in der ganzen Ausdehnung zu den öffentlichen
Wegen ohne Entschädigung im Grnndbuche kosten- und
lastenfrei

'
anfznlassen.

- . Tie Straße muß planmäßig regnlirt, sowie mit Ent¬
wässerungs -Vorrichtungen nach den jeweiligen Be¬
stimmungen der Stadtverordneten-Bersamnilnng ver¬
sehen werden.

6 . Der Straßendämm ist gemäß den polizeilichen Vor¬
schriften über den Ausbau von Straßen zu befestigen.
Tie Stadtverordneten-Versammlnng behält sich in den
Fällen, >vo es sich um verkehrsreiche Straßen handelt,
nähere Bestimmung darüber vor , ob die Straße chans-
sirt oder mit Steinpflaster versehen werden soll.

-l . Tie Stadtverordneten-Versammlnng beschließt über die
Ausführung der Bürgersteige und Rinnen, wobei als
das Mindeste die Anlegung einer gepflasterten drei¬
schichtigen Rinne nebst Bordstein zu beiden Seiten der
Straße zu gelten hat.

ö . Wo Wasser durch den Straßendamm geleitet werden muß,
sind überdeckte Querrinnen anznlegen . Ist die Aus¬
führung von Anschlüssen an einen Kanal möglich , so
ist das Wasser nicht durch den Straßendamm zu leiten,
sondern der Unternehmt r hat zur Aufnahme des Wassers
Kannlanschlüsse mit Tageseinlänfen nach jedesmaliger
besonderer Vorschrift herznstellcn. Hat die Entwässerung
der Straße keinen direkten Anschluß an eine befestigte
Straßenrinne oder einen Kanal , so wird von der
Stadtverordneten - Versammlnng in jedem einzelnen
Falle bestimmt, ob der Unternehmer auf der Zwischen-
strecke eine Hausteinrinne mit beiderseitiger Anpflaste¬
rung , eine gepflasterte Rinne oder einen Kanal anzn¬
legen hat.

Ob und in welchem Umfange die anzulegende Straße
oder das anzubaucndc Straßennetz kanalisirt werden
muß , unterliegt ebenfalls der Bestimmung der Stadt¬
verordneten -Versammlnng . (Vergleiche Absatz 2 . ) Wird
seitens der Gemeinde eme höhere Anforderung an die
Kanalisation gestellt, als für die Entwässerung des frag¬
lichen Straßennetzes erforderlich ist , ( z . B . größere
Dimensionen der Rohre , Tieferlegnng n . s. w . ) so fallen
die Mehrkosten der Gemeinde zur Last.

<>. Ter Unternehmer bezw . die Anschießenden einer Straße
sind verpflichtet, nach Bestimmung der Stadtverordneten-
Versammlnng das Projekt entweder binnen eines be¬
stimmten Zeitraumes, welcher in der Regel nicht über ein
Jahr ausgedehnt werden soll , plan - und vorschrifts¬
mäßig fertig zu stellen oder die Gemeinde zu ermächtigen,
die Ausführung des Projekts ans ihre ldes Unter¬
nehmers oder der Anschießenden) Kosten zu bewirken.

8 7 .
Ter Antrag ans Abnahme einer neuangelegten oder ver¬

änderten , sowie einer vor Erlaß dieses Statuts angelegten,

aber noch nicht abgenvmmenen Straße ist bei dem Bürger¬
meister zu stellen , welcher binnen zwei Monaten einen Beschluß
der Stadtverordneten-Versammlnng über die Abnahme herbei¬
zuführen hat. Tie Unterhaltung der von Privatunternehmern
angelegten Straßen und Straßentheile geht, sobald dieselben
von der Stadtverordneten-Versammlnng als bedingnngsgemäß
hergestellt, abgenommen sind , aus die Stadtgemeinde über . Ta-
aeaen haben die Unternelnner für die nächsten fünf JahrOM^
Kostender Uilter^Mmgode Stadtgemeind'

e
'

z » ersetzen .
'

8 8.
Ist innerhalb der nach 8 6 Sir . 6 bestimmten Fristen die

Ausführung nicht oder nur theilweise erfolgt , so ist der Bürger¬
meister berechtigt, auf Grund eines Stadtverordneten-Beschlnsses
dem Unternehmer die Genehmigung zu entziehen und sie einem
Dritten zu übertragen, oder die rückständigen Arbeiten ans
Kosten des säumigen Unternehmers bewirken zu lassen . Die
Gemeinde kann auch die Fertigstellung der Straße ans eigene
Rechnung übernehmen . Im letzteren Falle finden die Vor¬
schriften der ZH 0 bis 16 dieses Statuts entsprechende An¬
wendung.

Auch ist die Stadtverordneten-Versammlnng berechtigt, die
Erstattung der Kosten durch die Forderung einer Knntions-
hinterlegnng sicher zu stellen.

8 o.
Ist die Anlegung neuer , sowie die Verlängerung vorhan¬

dener Straßen oder Straßentheile durch die Gemeinde erfolgt,
so sind die angrenzenden Eigenthümer , sobald sie Neubauten
an der Straße errichten , verpflichtet, der Gemeinde die ge-

i stimmten, zum Vvrbezeichneten Zwecke anfgewendeten » osten zu
! ersetzen . Unter Neubauten sind auch Anbauten und Umbauten
> zu verstehen, sobald sie die Front -Länge oder Höhe verändern
! oder nach der betreffenden Straßenseite einen Zugang er¬

halte » . Hierbei können die angrenzenden Eigenthümer indessen
nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite und , wenn
letztere mehr als 26 m beträgt, nicht für mehr als >6 m
der Straßenbreite herangczogcn werden . Bei Berechnung der
Kosten sind die Ausgaben für die gesammte Straßenanlage
znsnmmenzustellen und den Eigenthümern nach Verhältnis; der
Länge ihrer die Straße berührenden Grenze zur Last zu legen.

Die hierbei in Betracht zu ziehende Grenze umfaßt die
Länge der Vorderseite des Neubaues einschließlich der Ein¬
friedigung von Gärten, Höfen nsw.

Tie Erstattung der Straßenbankosten (Absatz 1 ) kann mit
Genehmigung der Stadtverordneten-Versammlnng ratenweise
erfolgen . Bei Eckgrnndstücken kommen beide Straßenfronten
in Betracht.

8 .
Zn den Straßenkosten im Sinne des ij 0 gehören die

Kosten der Freilegung und diejenigen des Ausbaues und der
Entwässerung . Erstere nmsassen die Kosten für Grnnderwerb,
für Ankauf und Beseitigung von Baulichkeiten auf der Straßen -
fläche , für anderweite Einfriedigung der angrenzenden Grund
stücke , für Ausführung von Futter- und Brüstnngsmanern,
für Entschädigung der angrenzenden Eigenthümer, für Böschun¬
gen und alle sonstigen durch die Anlage oder Veränderung der
Straße nothwendig gewordenen Ausgaben . Zn den Kosten des
Ausbaues pp . gehören die Befestigung der Fahrbahn , die An¬
lage der Bürgersteige und der Strnßenrinnen , der Ban von
Brücken und Durchlässen, bei unterirdischer Entwässerung die
Anlage von höchstens 60 am im Lichten weiten Thon- und
Cementrohren nebst den dazu gehörigen Einläufen, Schlamm¬
fängern und Einsteigeschächten und der Anschluß an andere
Straßen.

8 11 -
Ist das Straßenland znm Theil ohne Preisfestsetzung ab¬

getreten worden , so wird zur Feststellung des auf die einzelnen



angrenzenden Grundstück »' entfall »» den Ankheils au den Grund-
erwerbskosten das ohne Preisscstsetznng »rbgt' tretene Land mit
dem feslznstellenden Wertste bei der Ermittelung der Gesammt-
kosten in Rechnung gestellt , demnächst aber denjenigen An¬
liegern ans ihren Beitrag zu de» Gesammtkosten in Abzug
gebracht , von deren Grundstücken das Strnstenland ohne Preis¬
festsetzung abgetreten ist . Tie Feststellung des Wertstes er¬
folgt durch drei durch das Ttadtverordneten -Kolleginm zu er¬
nennende Sachverständige.

8 12.
Die zur Einziehung kommenden Beitrüge der Anschießen-

den werden durch das Bürgermeisteramt festgestellt und die
Berechnungen der Gesammtanlagekosten auf dem Bürger¬
meisteramt vier Wochen lang zur Einsicht der Betsteiligten
offen gelegt.

Tie Verpflichtung zum Ersatz der Kosten geht für den
Fall , daß die von den angrenzenden Eigenthümer » errich¬
teten Gebäude veräußert weroen , auf die Eigentstnmsnachfolger
über , soweit nicht bereits Ersatz erfolgt ist.

8 H.
Tie nach diesem Ortsstatut — abgesehen von 8 .

4 —
den Unternehmer , Eigenthümer ooer deren Besitznachfolger
treffenden Verpflichtungen haben die Eigenschaft öffentlicher Ge¬
meindeabgaben und gehen , falls vor ihrer Erfüllung der Eigen¬
thümer wechselt , ans den neuen Eigenthümer über . Diese Ver¬
pflichtungen müssen im Falle des 8 9 mit der Errichtung des
Gebäudes abgelöst werden , eventuell kann die Einziehung der
Kosten im Wege des Verwallnngszwnngsvcrfahrens gemäß Ver¬
ordnung vom 7 . September 1879 iGeseh -Sammlnng Seite
591 1 erfolgen.

8 1 -
'
>-

Eine Verzinsung der an die Stadtkasse bgar zu zahlenden
Beträge findet nicht statt.

8 1 «>-
Bei gemeinnützigen Banvereinen oder Gesellschaften , welche

die Förderung des Arbeitcrwohnnngswrsens und eine Ver¬
besserung der Wohnnngsverhältnisse der unteren Bevölkernngs-
klassen bezwecken , kann bei den von diesen errichteten Bauten
von der Einziehung der Straßen - und Kanalbaukosten durch
Beschluß der Stadtverordnetem Versammlung ganz oder theil-
weise abgesehen werden . Außerdem behält sich die Stadtver-
ordneten -Versammlung von Fall zu Fall vor , diesen Bangesell-
schasten gewisse Erleichterungen hinsichtlich dieser vrtsstntnta-
rischen Vorschriften zu gewähren . Sobald die in Rede stehenden
Wohnungen jedoch zu anderen als den ursprünglich bestimmten
Zwecken Verwendung finden , so müssen die nicht erhobenen
Gebühren von dein jeweiligen Eigenthümer nachgezahlt werden.

8 l7.
Dieses Ortsstatnl , welches in der Sitzung der Stadtver-

ordneten -Versaminlung zu Gräsrath vom 9 . April 1901
— 12 . Juni — genehmigt worden ist , tritt mit dem Tage seiner
Verkündigung in Kraft.

Gräsrath , den 19 . Juni 19<i1.
Ter Bürgermeister!

gez . Bartlan.

„ Genehmigt .
"

Düsseldorf , den >7 . Juni >901.

Namens des Bezirksausschusses I . Abtheilnng.
Der Vorsitzende.

In Vertretung:
gez . Bloem.

. Vorstehendes OrtSstatnt wird hiermit zur öfsentlichen
s Kenntniß gebracht.
1 Gräsrath, den 21 . Juni 1901.

Ter Bürgermeister:
Bartla n.

Im Anschluß an dieses Statut und zu dessen Durchführung
, ist am 0 . Oktober 1901 folgende Polizei -Verordnung er¬

lassen worden:

> ^ Polizei - Verordnung
betreffend

den Ausbau der Straßen , Äraßeutbeile und Platze
! iu der Äadtgemeiude l^ räfratb.

Ans Grund der 88 5 und 6 des Gesetzes über die Polizei-
Verwaltung vom 1l . März 187,0 , sowie mit Bezug ans 8 12
des Gesetzes vom 2 . Juli 1877) , werden im Anschluß an das
Ortsstatnl vom 19 . Juni 1901 sür den Bezirk der Stadt¬
gemeinde Gräsrath folgende polizeiliche Bestimmungen erlassen.

>
1. Allgemeine Bestimmungen.

8 1 . Alle Straßen und Straßentheile innerhalb der Ge¬
meinde Gräsrath , welche der» öffentlichen Verkehr und dem
Anban dienen sollen , müssen in der Regel eine Breite von
mindestens 9 Meter haben.

Für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertiggestellt
gelten:

1 . Die gegenwärtig schon vorhandenen Straßen , solvent sie
^ von der Gemeinde übernommen und dem öffentlichen

Verkehr übergeben sind und die durch den Gemcinde-
bezirk führenden Provinzialstraßen , soweit sie den bau¬
polizeilichen Vorschriften über den Ausbau von Straßen
entsprechen.

2 . Straßen oder Straßentheile , welche erst nach dem In¬
krafttreten des OrtsstatntS vom 19 . Juni 1901 angelegt
werden , erst dann , wenn sie gemäß den polizeilichen
Bestimmungen über den Ausbau von Straßen hergestellt
und mindestens mittelst einer der vorstehend zu 1 be-
zeichncten Straßen zugänglich sind.

Die Entscheidung darüber , ob diese Voraussetzungen er¬
füllt sind , trisft in jeden » einzelnen Falle der Gemeinde -Vor¬
stand . Abweichungen von der angegebenen Mindest -Straßen-
breite können ausnahmsweise mit Genehmigung der Stadt-
verordneten -Versannnlnng zngelassen werden.

Jede Straße mich eine Fahrbahn und zu beiden Seiten
derselben Bürgersteige und Rinnen , sowie die nöthigen Be¬
leuchtungsanlagen und die nach 8 9 Nr . 7> des Ortsstatuts
vom 19 . Juni l90l sonst etwa ersorderlichen Entwässerungs-
Anlagen besitzen.

Die Befestigung der Fahrbahn und der Bürgersteige , sowie
die Anlage der erforderlichen Entwässernngs -Vorriclstnngen,

! muß den folgenden besonderen Bestimmungen entspreche !! .

! 2 . Besondere Bestimmungen.
^ tl . Fahrbahn.

8 2 . Das Gefälle der Fahrbahn darf in der Regel nicht
stärker als 1 : 11 sein ; in besonders begründeten Fällen kan»
die Stadtverordneten -Versanunlnng im Einverständniß und mit
Genehmigung der Polizei -Behörde ei» stärkeres Gefälle zn-
lnsscn.

Die Wölbung gepflasterter Straßen soll sür die halbe Fahr-
bahnbreile 9 — 1 am und bei chanssirten Straßen 5 — 6 em
auf das Meter betrage » . Die stärkere Wölbung gilt besonders
sür Straßen , welche ziemlich wagerechl liegen und schmal sind.

O . 8.
ö . ä . I 9219.
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Breite.
8 3 . Die Breite der Fahrbahn einschließlich der beider¬

seitigen Straßenrinnen soll in der Regel höchstens Treifünftel
der Strnßenbreite , jedoch nie weniger ols 7 Meter betrogen.

Befestignng.
8 4 . Tie Besestignng der Fohrbohn geschieht mittelst

Chanssirnng oder Pflasterung . Welche von diesen beiden Be-
sestignngsorten angewandt werden mnß , Ivird in jedem ein¬
zelnen Falle dnrch die Stadtverordneten -Versammlung festgesetzt.

Pflnsternng.
8 5 . piaclidem dos Grundbett für dos Pfloster prosilmößig

hergesteilt worden ist , muß der Sand znr .Herstellung des
Pflasterbettes in einer gleichmäßigen Stärke von mindestens
17, om aufgebracht iverden . Tos Pfloster mnß knnstgerecht durch
sachverständige Arbeiter in regelrechtem Verbände — in geraden
Strecken normal , in Kurve » radial znr Straßenaxe — ausge¬
führt werden . Als Bettnngsmateriai ist reiner , mit Kiesel
von Bohncngröße vermengter Rheinsand oder ein gleichartiges
Material zn verwenden . Jeder Stein ist fest zn nnterstopfen , in
den Stoßfugen gehörig mit Sand zn speisen , zn begießen und ,
bis znr völligen Festigkeit nach rer Schablone zn rammen . Zer¬
sprengte und versenkte Steine sind dnrch andere zu ersetzen
bezw . in die richtige Lage Alt bringen . Das Pflaster ist nach
Fertigstellung zunächst durch die Wegeban -Kommission zu be¬
sichtige » und nachdem etwa Vorgefundene Mängel beseitigt
sind , mit einer dünnen Schicht Rheinsand zn bedecken?

Pflastersteine.
8 6 . Tie Pflastersteine müssen ans durchaus festem Ma¬

terial lGrauwacke , Basaltlava , Ruhrkohlensnndstein , Trachyt,
Dolomit und dergl . f bestehen und in möglichst gleicher Größe
und regelmäßiger Form derart bearbeitet Iverden , daß die Köpfe
eine rechtwinklige Fläche zeigen und die Seitenflächen nur ge¬
ringe Unebenheiten enthalten , so , daß die Fugen des gut ge¬
rammten Pflasters nicht über 1 om breit sind . Tie Pflastersteine
müssen mindestens eine Höhe von 16 om , eine Kopffläche von
12 ? 18 , 14 : 14 oder >6 : 16 om Länge und Breite haben . Tie
Verjüngung der Steine soll , wenn möglich , 3 — 4 om unter
der Kopffläche beginnen und darf nur so viel betragen , daß
Länge und Breite der Sntzsläche höchstens 2hsj om kleiner sind,
als die der Kopffläche . In Straßen mit starken Steigungen
können Steine von lO : 16 om Kopffläche zugelasseu werden.

Chaussirung.
8 7 . Zur Chaussirung ist nur durchaus gutes und festes

Material zu verwenden . Die Decklagsteine müssen mindestens
die Härte der Grauwacke besitzen. Bei Straßen mit voraus¬
sichtlich starkem Verkehr kann von der Polizeibehörde Basalt-
decklager verlangt werden . Tie Chaussirung ist stets in 2 ver¬
schiedene » Lagen hcrzustelleu . Bevor die Packlage eingebaut
wird , ist die Oberfläche des Strnßendammes profilmäßig nach
der Schablone herznrichten.

Packlage . i

8 8 . Die fertige Packlage muß neben den Bordsteinen !
mindestens 15) om , in der Straßenkrone mindestens 17 om
hoch

' sein . Die Packlagesteiue sind ordnungsmäßig und dicht
nebeneinander und mit dem dünnen Ende nach oben zn setzen.
Die hochstehenden Kanten und Spitzen sind abzuschlagen und
die Zwischenräume mit den Abfällen fest ausznzwicken.

Decklage.
8 9 . Die ansgeschüttetc Decklage muß mindestens 15 om

stark sein . Bei hartein Material mnß der Durchmesser der ein¬
zelnen Steine 3 — 4 om , bei weichem Material 4— 5 om nach
jeder Richtung betragen . Bei Ausbesserungen sollen die Steine
2—Z tzxzm . 3—4 om stark sein . Die Decklagesteine sind nach
der Schablone anznbringen und nöthigen Falles mit einer
Tampfstraßenwalze so lange zn walzen , bis sich die Steine

vor der Walze nicht mehr hin - und herschieben , sonder » fest-
ineinandcr geschoben » » verrückt liegen bleiben.

Wenn die Steinbahn in der vorgedachten Art oder nöthigen
i Falles mit der Dampfstraßenwalze befestigt ist und unebene
! Stellen nachgearbeitet sind , Ivird feiner lchm - und erdesreicr
i Kies oder Steinsplitt in dünnen Lagen aufgebracht und dnrch
^ reichliche Begießung in die Zwischenräume der Steindecke ein-
! geschwemmt . Nach Beendigung dieser Arbeit ist die ganze'

Straßenoberfläche noch mit einer 5 mm starken Schicht Binde¬
material zu überziehen.

8 . B ü rger st e i g e.

Anlageverpflichtung.
8 10 . Bürgersteige und Hansteinrinnen sind anznlegen:

a ) in allen Fällen , in welchen die Bestimmnnge » des für
die Stndtgemeinde Gräfrath erlassenen Ortsstatnts vom
13 . Juni 1901 dies bedingen:

d ) bei Anlage von Wasserabl - itnnge » nach der Straße oder
nach Kanälen;

o ) bei Errichtung neuer oder bei dem Umbau vorhandener,
an einer Straße gelegenen Gebäude , bei einem Ausbau
auf dieselben , bei Ausführung eines Anbaues oder bei
baulicher Veränderung eines Gebäudes.

Tie dauernde Unterhaltung der Bürgersteige liegt in den
vorgenannten Fällen den Besitzern der anliegenden Grundstücke
ob , und ist nach Vorschrift oer Polizeibehörde zu bewirken.

Brcite.
8 11 . Tie Breite der Bürgersteige richtet sich nach 8 3.

Gefälle.
8 12 . Das Quergesälle der Bürgersteige soll in der Regel

4 om auf das Meter der Breite derselben betragen . Das Längen¬
gefälle derselben mnß im Allgemeinen dem Längengefälle des
Straßendammes .folgen . Stufenförmige Absätze in den Bürger¬
steigen sind nur ganz ansnahmslvcise gestattet ; Unterbrechungen
im durchgehenden Längengefnlle dürfen keine stärkere Steigung
als 1 : 12,50 erhalten . Bei stark anfsteigenden Straßen kann
die Behörde Abweichungen hiervon gestatten.

Rahmsteine.
8 13 . Jeder Bürgersteig ist mit Rahmsteinen ans wetter¬

beständigem fehlerfreiem Haustein , in der Regel ans Nieder-
mendiger Basaltlava , von mindestens 80 om Länge , 20 om
Höhe und 30 om Breite zu versehen . Die Rahmsteiue müssen
möglichst vollkantig und an den sichtbaren Flächen glatt be¬
arbeitet sei » , gute Lagerslächen und dichtschließende Stoß¬
fugen haben.

In neuen Straßen sind Rahmsteine zn verwenden , welche
an den Vorderflächcn abgeschrägt sind und deren Oberfläche
nach dem Quergesälle des Bürgersteiges geneigt ist.

An Straßenecken sind bie Bordsteine nach Angabe der
Polizeibehörde abzurunven . Tie Rahmsteine sind aus 4 — 6
Schichten hohe , 0,40 m starke Untermauerung aus hartge¬
brannten Ziegelsteinen in bestem Wasserkalkmörtel zu legen;
die Fugen sind an den Vorderseiten mit Cement zn verstreichen
und nuszugießen . Die Vorderkante der Rahmsteiue muß in
der Regel 15 om über der Rinnsteinsohle liegen.

Belag.
8 14 . Die Oberfläche der Bürgersteige muß derart befestigt

werden , daß keine Vertiefungen entstehen , in denen sich Wasser
ansammeln kann.

Der Belag der Bürgersteige ist ans mindestens 6 om
dicken, regelmäßig und glatt bearbeiteten wetterbeständigen
Steinplatten von

'
mindestens 30 : 50 om Seitenlänge oder

aus anderem Material von gleicher Dauerhaftigkeit herznstcllen.
Stein - und andere Platten sind stets auf fester Unterlage

in Wasserkalkmörtel zn verlegen und mit Cement zn vergießen.



Cementplatten müssen mindestens 5 om diek nnd 30 cm ;
lang und breit sein . Asphaltbelag ist mindestens 2 om stark I
aus einer Unterbettnng ans Ziegelsteinrollschicht oder aus min¬
destens 10 om starkem, festgeslampftem Eement -Beton herzu-
stellcn. Bei llebcrfahrten ist der Asphaltbelag mindestens 4
om stark in 2 Lagen aufznbringcn.

Anschüttungen der Bürgersteige vor unbebauten Grund¬
stücken sind mindestens 5 om stark und zwar in der Regel aus
Kies herzustellen ; jedoch kann auch die Berweudnng reiner,
durchgesiebter Kohlenasche gestattet werden.

6 . Entwässerungs - Anlagen.
8 15 . Jede Anlage einer Wasserableitung nach der Straße !

oder nach Kanälen bedars der ortSpolizeilichcn Genehmigung.
Diese wird nur unter der Bedingung ertheilt , daß in der

Straße außer dem nach 8 10 erforderlichen Bürgersteig längs
des Grundstücks, von welchem Wasser abgeleitet werden soll , ^
» nd von da bis zur nächsten beseitigten Straßenrinne eine i
Haustcinrinne angelegt wird . Wenn das .Hofwasser durch den ^
Keller nach der Straße oder nach Kanälen geleitet wird , so
muh dies mittels geschlossener Rohr- oder Kanalleitnngen ge- !

. schche» .
' 1

Hat die Gemeinde vor dem Grundstücke eine tzansteinrinne /
angelegt , so muß sich der Eigenthümcr des Grundstückes, wenn
er die Rinne benutzen will , mit oer Gemeinde wegen des Ersatzes
der Anlagekosten verständigen . Die Ableitung von Wasser gner
durch den Bürgersteig hat mittelst gußeiserner , an der Ober¬
fläche gewürfelter Kastenrinnen oder anderweitig so zu erfolgen ,

-
daß den Verkehr störende Unebenheiten oder Oessnungen im
Bürgersteig vermieden werden.

Rinnsteine.
8 ll >. Die Hansteinrinnen sind ans festem und wetterbe¬

ständigem Material , in der Regel aus Niedermeudiger Basalt¬
lava mindestens 80 om lang , 3t> om breit , 10 om dick und mit
3 om Aushölung herzustellen.

Die Rinnen sind auf eine mindestens 10 om starke , fest-
eingcstainpfte Kiesbettnng zu »legen.

In nicht gepflasterten Straßen müssen die Hansteinrinnen
mit einer 30 om breiten Anpflasternng in 2 Reihen ver¬
sehen werden.

Die Breite von Pflasterrinmn wird je nach der Menge des
abznführenden Wassers von der Polizeibehörde bestimmt . Tie
Pflasterrinnen sind gemäß de » Vorschriften der 88 3 und 6
herznstellen.

Wo keine den Wasserabfluß regelnden Straßenrinnen vor¬
handen sind , darf der Straße von den angrenzenden Grund¬
stücken weder Regen- noch Spülwasser zugeführt werden und
es hat der Eigenthümer zur Fvrtschassnng derselben ans eigene
Kosten anderweitig Sorge zu trage » .

Vorhandene Wasserabslüsse.
8 17 . Vorhandene Wasserabflüsse, welche de» Bestimmun¬

gen der 88 15 nnd 10 nicht entsprechen, müssen spätestens
innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten dieser Ver¬
ordnung vorschriftsmäßig hergestellt werden.

Rinnslein - lleberbrücknngen.
8 18. Rinnstein -Ueberbrückungen sind überall herznstellen,

wo eine Durchfahrt von der Straße durch den Bürgersteig
zu einem Grundstück besteht . Zu ihrer Anlage bedarf es der
besonderen Genehmignng . Zur baulichen Unterhaltung der
Rinnstein-Ueberbrücknngen sind die Eigenthümer dauernd ver¬
pflichtet . Die Breite und die Höhe der Rinnen-Ueberbrückun-
gen wird von der Polizeibehörde bestimmt.

Die Sohle derselben mutz aus Hausteinrinuen oder aus
glatten , festen Hnusteinplatten bestehen.

Tie an den F-ahrdamm grenzende Seitenwand ist ans
13 om dicken, 20 om hohen, glatt bearbeiteten und wetter¬
beständige» Hansteinschwellen, welche ans einem mindestens
4 Schichten hohen Ziegelstcinfnndament ruhen , herznstellen.
Dieselbe ist mit dem Rahmstein des Bürgersteiges durch kräftige
Eisenanker , welche dicht unter die Abdeckplatten zu legen sind,
zu verbinden.

Au den Enden der Schwellen sind dichtanschließende, 13
om starke , wetterbeständige Hausteine , welche im Verhältnis;
1 : 8 schräg gearbeitet sind, anznbringen . Tie Abdeckung der
Rinnstein -Ueberbrücknngen muß ans hinreichend starken, guß¬
eisernen , an der Oberfläche gewürfelten oder getippten Platten
bestehen , welch letztere die Schivellen am Straßendamm voll
überdecken ; sie sind an der Seite des Bürgersteiges in den
Rahmstcin durch 4 om breite Falze einzulassen.

In chaussirtcn Straßen ist zu beiden Seite» der Uebcr-
brückung eine mindestens 50 om breite Anpflasternng hcrzu-
stellen, welche an den Enden die Erhebung deS Straßendammes
mit dem tiefer liegenden Rinnstein durch die vorstehend be¬
schriebenen Schrägsteine allmählich vermittelt.

Schlnßbestimmnngen.
8 10 . Zuwiderhandlungen gegen diese Polizei-Verordnung

werden mit Geldstrafe bis zu 0 Alt. oder mit verhältnißmäßiger
Haft bis zu 3 Tage» bestraft : außerdem steht es der Polizei¬
behörde frei , die ans dieser Verordnung entspringenden Ver¬
pflichtungen nöthigcnfalls im Wege des Verwaltnngszwangs-
verfahrens zu erzwingen.

8 20 . Diese Polizei-Verordnung tritt am 25 . Oktober
190l in Kraft.

G r ä f r a t h , den 0 . Oktober lOOl . .
Tie Polizei-Verwaltung:

B artl a n , Bürgermeister.
. —

5 . Friedhofs- und veerdignngswesen.
Ter im Jahre 1822 durch die Eivilgemeinde Gräfralh er¬

worbene kommunale Friedhof ist angelegt ans Flur II Parzelle
Nr . 000/355 der Gemeinde Grüfrath . Er dient zur Aufnahme
der Leichen ans der evangelischen nnd der katholischen Kirchen-
gcineinde Gräfrath . Die evangelische Kirchengemeinde Ketzberg
hat ihren eigenen Friedhof mit eonsessionellem Charakter . Die¬
jenigen evangelischen Einwohner der Gemeinde Gräf.rath , welche
noch zur Pfarrgemeinde Wald gehören (Ortschaften Apfelbaum,
Dahl, Eckstumpf , Ehren , Fache, Heide nnd Nümmenl , beerdigen
ihre Leichen auf dem Friedhose zu Wald.

Der Friedhof der Stadt Gräfralh hat im Jahre 1801
seine erste Erweiterung erfahren . Da die stete Bevülkernngs-
znnnhme vornnssehen ließ, daß auch der vergrößerte Theil in
absehbarer Zeit belegt sein würde , so hat die Stadt im Jahre
1807 ein an den Friedhof anschließendes, 35 ar 8 gm großes
Grundstück erworben . Dieses hat im Frühjahr 1002 ebenfalls
in Benutzung genommen werden müssen . Der neue Platz wird
unter normalen Verhältnissen dem hervortretcndcn Bedürfnis;
ans 25 bis 30 Jahre genügen.

Was uns noch fehlt, ist eine Leichenhalle. Abgesehen davon,
daß es wünschenswerth ist , über einen Raum zu verfügen , in
welchem anfgesnndcne Leichen , Selbstmörder n . s . w . unter¬
gebracht nnd lvo erforderlichen Falles Leichenössnnngen vor¬
genommen werden können, erscheint das Vorhandensein einer
Leichenhalle beim Ausbruch übertragbarer Krankheiten aus ge¬
sundheitlichen Gründen geradezu als ein unabweisbares Be¬
dürfnis; . In Anerkennung dieser Thatsache hat die Friedhofs-
Kommission sich mit der Frage der Erbauung einer Leichenhalle
oder einer Friedhofskapclle schon beschäftigt. Ein entsprechen¬
der Platz für den Ban ist bei Aufstellung des Gräberver-
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theilungsplanes iin neuesten Theil des Friedhofs frei gelassen >
worden . Zu gegebener Zeit wird die Friedhoss -Kommission an
die Stadtverwaltung wegen der Bewilligung der erforderlichen >
Bnnmittel hcrantreten .

Wünschenswerth wäre ferner der Ankauf eines Leichen-
,Wagens , da das Tragen der Verstorbenen nach der Begräbnißi - ^
stätte oft besch, „erlich ist , namentlich wenn weitere Wege zurück-
znlegen sind.

Beerdigungen fanden statte
In , Fahre 1900 : 71 (40 Erwachsene, 3l Müder ) ,
im Jahre 1901 , 73 ( 2ö Erwachsene, 43 Kinder ),
im Jahre 1002 : 44 (20 Erwachsene, 24 Kinder ) .

Ter Friedhof ist für das Publikum geöffnet in den Sommer¬
monaten ( April bis einschl . September ) von Morgens 9 bis ^
Abends 8 Uhr und in den Wintermonaten (Oktober bis einschl.
März ) von Vormittags 10 bis Nachmittags ö Uhr.

An Stelle der alten , noch von den beiden Kirchengemeinden !
im Jahre 1838 erlassenen Begräbnißordnnngeii, ist unterm 1.
April 1901 folgende Begräbnißordnung getreten,

Begräbniß - Ordnung
für den

Friedhof der Stadt (Srttfrath.

Auf Grund der allgemeinen Begrübniß -Ordnung für den
Regierungsbezirk Düsseldorf vom 1 . August 1882 wird für j
den kommunalen Friedhof der Stadt Gräfrath nachstehende !
Begräbniß-Ordnnng erlassen,

8 i . ^
Der Begräbnistplatz hat die Bestimmung , die Leichen aller

Einwohner der Bürgermeisterei Gräfrath nufzunehmen . Ter
Friedhof hat einen paritätischen Charakter ; er ist der Länge !
nach in zwei gleiche Hälften getheilt und es erfolgen die Be- !
erdigungen der Protestanten auf der nordöstlichen, die der Ka¬
tholiken auf der südwestlichen Seite desselben in fortlaufender
Reihenfolge . Dissidenten oder Andersgläubige werden je nach ?
Wunsch der Familie auf dem linken oder rechten Theile be- '
erdigt . Beerdigungen in Erbbegräbnissen ( 8 4 ) sind außerhalb !
der Reihenfolge gestattet.

8 2 . ^
Tie Verwaltung des Begräbnißplatzes erfolgt durch die !

Friedhoss-Kommission. Dieser gehören an,
1 ) Der Bürgermeister oder in dessen Behinderung sein ge¬

setzlicher Stellvertreter als Vorsitzender;
2 ) Der evangelische und der katholische Pfarrer zu Gräfrath;
3 ) Je ein von den beiden Kirchengemeinden gewähltes Mit¬

glied;
4 ) Zwei von der Stadtverordneten-Versainmlung gewählte

Mitglieder.
Die Wahl der zu 4 genannten Mitglieder erfolgt auf die

Tauer von 4 Jahren . Wiederwahl ist zulässig.

8 3 .
Der Zutritt zum Friedhof ist Jeden, gestattet . Kinder

unter 10 Jahren dürfen ohne Begleitung Erwachsener den
Friedhof nicht betreten . Thiere dürfen nicht aus den Fried¬
hof mitgenommen werden . Jede Verunreinigung des Fried¬
hofes ist verboten , ebenso das Abpflücken von Blumen und
sonstigen Ziersträuchern und das Wegnehmen von Kränzen.

8 4.
Für Erbbegräbnisse sind nach dem festgestellten Grüber-

vertheilungsplan besondere Felder auf dem Friedhof vor¬
handen . Jeder Angehörige oer beiden Kirchengemeinden hat
das Recht, Erbbegräbnisse , welche in Größe von einem oder
mehreren Ciuzelgräbern abgegeben werden , zu erwerbe» .

lieber den Erwerb wird vom Bürgermeister nach erfolgter
Zahlung der Gebühren , welche sür jede Grabstelle 12 Mark
betragen , eine Bescheinigung ausgestellt und dem Erwerber bc-
händigt . Ter Erwerb gewähr ! kein Eigenthnmsrecht , sondern
hat nur die Wirkung , daß die erworbenen Grnbstellen von der
Wiederbelegung in der gewöhnlichen Reihenfolge ( 8 lO ) aus¬
genommen sind.

Verliehen werden die Erbbegräbnisse auf die Tauer der
allgemeinen Benutzung des Friedhofes . Die Berechtigung hört
auf , wenn der Begräbnißplätz für die Beerdigungen vollständig
geschlossen wird . Ein Einspruch .auf Rückerstattung der ge¬
zahlten Gebühren findet in diesem Falle nicht statt , doch soll
dem Berechtigten ein entsprechender Platz ans dem neueröffneten
Friedhof überwiesen werden . D,e Zahl der in Erbbegräbnissen
zu beerdigenden Leichen entspricht der Anzahl der zu denselben
gehörenden Einzelgräbern . Die Beerdigung von Wöchnerinnen
mit den Neugeborenen und die Beerdigung von zwei gleich¬
zeitig verstorbenen Kindern im Alter bis zu 8 Jahren in einem
Grabe ist gestattet . Tie Erbbegräbnisse gehen nur auf die
Erben des Erwerbers über . Der Erwerber kann keine Grab¬
stelle an einen Dritten übertragen , doch ist er berechtigt, fremden
Personen die Grabstelle zu schenken , beziv . solche in seinen,
Erbbegräbnis; beerdigen zu lassen , sofern letzteres ohne Ge¬
währung irgend einer Vergütung geschieht . Ten, Bürgermeister
ist von der .Hergabe einer Erbbegräbnißstätte an eine » Tritten
Anzeige zu erstatten.

Streitigkeiten über die Benutzung der Erbbegräbnißstätte,,
entscheidet die Friedhofs-Kommission.

8
Jeder Besitzer einer Begräbnißstatte ist verpflichtet , letz¬

tere in einer jdem Zwecke und der Würde des Ortes entsprechenden
Weise herznrichten . Darüber, öb dieses geschehen , entscheidet
lediglich die Friedhoss -Kommission. Tie Erbbegräbnißstätte,,
sind in gutem Zustande zu erhalten . Sollen Bäume und
Sträucher auf denselben, sowie aus anderen Gräbern angepflanzt
werden , so ist dieses dem zuständigen Todtengräber anzumelden,
welcher erforderlichen Falles die Entscheidung des Bürger¬
meisters anzurufen hat . Hat der Bürgermeister irgend welche
Bedenken gegen die geplanten Anlagen , so ist die Friedhoss-
Kommission zu hören , welche endgültig entscheidet . Es steht'
jeden, frei , das Grab der Seinigen mit einem entsprechenden
Denkmal , dessen Inschrift öine schickliche sein muß , zu versehen.
Die im Z 7 festgesetzte Größe darf dürch das Setzen eines
Denkmals nicht überschritten ,„erden.

8 E
Soweit die Beerdigungen nicht in Erbbegräbnissen statt¬

finden , erfolgen dieselben in fortlaufender Reihenfolge nach
Maßgabe des ausgestellte» Gräberverlheilnngsplanes. ^

Bei den
Reihengräbern findet eine Trennung zwischen Erwachsenen und
Kindern in der Art statt , daß

a) Personen von 12 Jahren und darüber in die Reihe der
Erwachsenen,

b ) Personen unter 12 Jahre » in die Reihe der Kinder und
o) todtgeborene Kinder in besonderer Reihe beerdigt werden.

8
Tic Größe der (Kräder wird sestgestellt ans:

a) für Erbbegräbnisse 2,00 Meter Länge und 1,10 Meter
Breite;
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b ) für die im 8 Orr Genannten 2,40 Meter Länge und i,00
Meter Breite;

e ) für die im 8 0b Genannten 1,40 Bieter Länge » nd 0,05
Meter Breite;

ä ) für die im 8 Oe Genannten 0,80 Meter Länge nnd 0,40
Meter Breite.

Der Abstand der einzelnen Gräber von einander hat 0,8
Nieter zn betragen.

Die Gräber der Erwachsenen erhalten eine Tiefe von 2,00
Metern nnd die der Kinder eine solche von 4,5 Metern.

8 8.
Das bei der Reinigung der Grabstätten angesammelte Un¬

kraut , die .Holzabfälle , Blumen nnd Kranzreste nnd dergl . sind
sogleich zn beseitigen.

8
'0.

Tie Anlage von unterirdischen Grabgrüflen nnd Grab¬
gewölben ist nur bei Erbbegräbnißplätzen , welche mehrere Grab¬
stellen umfassen , gestattet nnd darf nur unter der Bedingung
erfolge » , das ; sie gut ansgemanerl nnd dicht verschlossen werden.
Die Zahl der in ihnen beiznsetzenden Leichen richtet sich nach
der Anzahl der für die Anlage erworbenen Grabstellen . Werden
dichtschließende Metallsärge zur Beisetzung benutzt , so kann
seiteiw der Friedhofs -Kommission eine weitergehende Be¬
nutzung insofern gestattet werden , daß die Särge bis zur Aus¬
füllung der Grundfläche nebeneinander gestellt werden.

Das Anfeinnnderslellen von Särgen ist verboten.

8
Tie Wiederbelegnng von Grabstellen erfolgt nicht vor Ab¬

lauf von 80 Jahren.

8 11 .
Tie Aussicht über den Begräbnißplatz wird von dem Bürger¬

meister zn Gräfrath geführt.

8 12 .
Die Todtengräber werden von de» Kirchengenreinden im

Einverständnis ; mit dem Bürgermeister und der Friedhofs -Kvm-
mission angestellt.

Die Todtengräber haben ans Erfordern den betheiligten
Personen über die Lage einzelner Leichen unentgeltlich Aus¬
kunft zn ertheilen.

8 io.
Die ferneren Aufgaben bezw . Verpflichtungen der Todten-

grüber sind folgende:
u ) das Answerfen der Gräber;
b ) die Begleitung des Leichenzuges nach Anweisung des zu¬

ständigen Geistlichen;
o ) das Zuwerfen der Gräber sofort nach den Beerdigungen;
ä ) das Ansgraben nnd Wieder -Eingraben einer Leiche im

Falle einer Untersuchung ans Grund behördlicher An¬
ordnung ;

s ) das Rcinhalten der Wege des Begrübnischlntzes , bezw.
auch das Schemen der Hecken.

8 ii.
Tie Todtengräber erhalten an Gebühren:

1 ) für die Anfertigung eines großen Grabes nnd die
Dienstleistungen bei oer Beerdigung k̂ Mark;

2 ) desgl . für Kincherchäfî i- / ^ Jahren " Ẑ t Niark ;^
8 ) für das Änsgraben nnd die anderweitige Besetzung einer

j Leiche 10 Mark.
i Die sür die unter 8 10 s bezeichneten Arbeiten ans der
^ Stadtkasse zn leistende Entschädigung wird besonders festgesetzt.

8 18.
Diese Begräbniß - Srdnnng tritt nach erfolgter Genehmi¬

gung in Kraft . Gleichzeitig tritt die Bcgräbniß -Lrdnnng der
evangelischen Kirchengemeinde oc» » 22 August und die¬
jenige der katchöllscheii Kkrchengemeinde vom 80 . August 1888
außer Kraft .

' -

Gräfrath, den l . April 1001.

/ü
Der Bürgermeister:

Bartla n.

Genehmigt.

8 io.
Tie Todtengräber haben ans dem Begräbnißplatz nach

näherer Anweisung des Bürgermeisters die Aufsicht zu führen
und aus genaue Befolgung der bestehenden Vorschriften zn
achten . Zuwiderhandlungen sind dem Bürgermeister nnzn-
zeige » .

8
Für den Begräbnißplatz ist ein Gräbervertheilnngsplan j

ausgestellt . Für Erbbegräbnisse sind besondere Abtheilnngen i
bezw . besondere Reihe » ans dem Begräbnißplatz gemäß 8 "1
Vorbehalten . Tie Todtengräber haben darauf zn achten , daß
dem Gräbervertheilnngsplan entsprechend ans dem Begräbniß¬
platz Anfang und Ende einer jeden Gräberreihe derart mit
Nummern versehen ist , daß die Zahl der Grnbstelle » ersicht¬
lich ist.

8 10 .
Den Tvdtengräbern liegt ferner die Führung je eines

Lagerbuches ob , worin sämmtliche Grabstelle » in sorllansender
Reihe , der Name , Stand nnd letzte Wohnort des Beerdigten,
das Datum der Beerdigung nnd die Nummer der Grabstelle ein¬
zutragen sind . Dasselbe gilt hinsichtlich der Erbbegräbnisse.
Die genaue nnd zuverlässige Führung der Verzeichnisse aller
auf dem Begräbnißplatz , sei es in Erbbegräbnissen oder in
Reihengrübern beerdigten Leichen nach dem vorgeschriebenen
Muster wird den Todtengräber » zur besonderen Pflicht gemacht.

Solingen, den 18 . Mai 1001.

8248 . Ter Landrath:
L n e a S.

4 . Feuerlöschwesen.
Das Feuerlöschwesen in der Gemeinde Gräfrath wird von

sreiwilligen Feuerwehren geübt . Die erste Wehr lvnrde im
Jahre 1882 in der Stadt Gräfrath errichtet nnd zwar in einer
Stärke von 87 Mann . Die Wehr hat sich im Laufe der Zeit
ungefähr in dieser Stärke erhalten » nd ist ihrer Aufgabe stets
gewachsen gewesen.

Zn Beginn des Jahres >002 wnrde eine Revision des alten
Statuts vorgenvmmen . Eine Abänderung trat unter Anderem
dahin ein , daß die Wehr in Zukunft eine Stärke von 00 Mann
habe » soll , » nd daß neu anfznnehmende Wehrlente ein Alter
von 28 Jahren haben müssen . Bisher war eine (Kreuze für die
Stärke der Wehr nnd für das Alter der neu Ansznnehmenden
nicht gegeben . Die Abänderung erschien mit Rücksicht auf die
zur Einführung gelangte Hülfskasse für die Wehr (vergl . weiter
unten ) geboten.

Die Gräfrather Wehr hielt im Jahre 1000 nnd 1001 je 8
und im Jahre 1002 5 llebnngen ab . Tie Betheilignng war
eine rege . Vorstandssitznngen lvnrde » im Jahre lOOO 10 , im



22

Jahre 1901 5 und im Jahre 1902 7 abgehalten . General-
Versammlungen fanden 6 , bezw . je 2 statt.

Brände , bei denen die Wehr alarmirt wurde , kamen vor:
1900 und 1901 je 2 und 1902 l.

Der Alarm geschieht durch Hornsignale.
Im Frühjahr 1902 wurde die Wehr mit neuen Uniformen

versehen . Die Mittel hierfür bewilligte die Stadt , soweit sie
nicht durch Zuwendungen seitens der Feuerversicherungsgesell¬
schaften zusammcngebracht werden konnten.

Die in der alten evangelischen Schule untergebrachten
Fenerlöschgeräthe sind in gutem Zustande.

Die Zahl der passiven Mitglieder der Wehr beträgt 78.
Diese haben statntmäßig einen Jahresbeitrag von 3 Mark zu
entrichten . Die Einnahine wird zur Beschaffung der nöthigen
Geräthe , für Vereinsfestlichkciten und für sonstige Vereins¬
zwecke verwandt.

Bald nach Gründung der Gräfrather Wehr trat auch in
Flachsberg eine freiwillige Wehr unter dem Namen : „ Flachs¬
berger Feuerwehr " ins Leben . Ihre Stärke beträgt gegenwärtig
65 Mann . Sie übt den Feuerschutz aus in den vom Orte Gräf-
rath etwas entfernt liegenden -Ortschaften Oben - und Unten-
Flachsberg , Nüminen , Central , Foche , Heide und Ehren.

Im südlichsten Theile der Gemeinde Gräfrath (Schlag-
banm , Stockdnm und Knllerstraße ) tritt in Brandfällen die
zur Gemeinde Wald gehörige Schlagbaumer Feuerwehr in
Thätigkeit . Dieser Wehr gehören auch Eingesessene aus dem
benannten Theile unserer Gemeinde an.

Um die Wehrlcute und deren Angehörige bei Brandun-
sällen sichcrznstellen , um überhaupt das Interesse an der guten
und gemeinnützigen Sache rege zu halten , ist von der Stadt-
verordncten -Versammlnng unterm 7 . März 1902 eine Hülfs-
kasse für die freiwillige Feuerwehr errichtet worden , deren Statut
wie folgt lautet:

l a t u t
der

>iülsskasse der Freiwilligen Feuerwehren
der Stadt -Gemeinde

Gräfrath . —

Ans Grund des Beschlusses der Stadtverordneten -Versamm-
lung vom 7 . März 1902 wird unter Zugrundelegung der nachfol¬
genden Bestimmungen eine Nasse für die Mitglieder der Frei¬
willigen Feuerwehr der Stadt Gräfrath gebildet.

8 1 .
Tie Kasse führt den Namen „ Hülfskasse für die Freiwillige

Feuerwehren der Stadtgemeinde Gräfrath " .
Dieselbe steht unter Aufsicht des Bürgermeisters.

8 2 .
Zur Anschaffung eines Grundkapitals sind der Kasse vom

Rechnungsjahre 1902 ab 300 Mark aus der Stadtkasse zu
überweisen , bis ein Bestand von 15 000 Mark vorhanden ist.

lieber die Einnahmen und Ausgaben ist eine besondere
Rechnung zu führen , über deren Abnahme die Stadtverordneten-
Versammlnng beschließt.

Tie Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren der Stadt-
gemeinde Gräfrath erhalten in Krankheitsfällen oder bei Un¬
fällen aller Art , welche denselben infolge Ausführung der von
ihren Vorgesetzten anfgegebcnen Hülseleistungen bei Bränden

oder Hebungen znstoßen , Unterstützungen aus der Unsallkasse
nach Maßgabe der vorhandenen Mittel nach den Bestimmungen
folgender Paragraphen:

8 4.
Die Unterstützungen werden aus besonderen Antrag der

Beschädigten oder deren Hinterbliebenen gewährt und bestehen
1 ) in fortlaufenden Unterstützungen im Falle der Invalidität,
2 ) in Zahlung von Wittwen - und Waisengeldern,
3 ) in außerordentlichen Unterstützungen,
4 ) in Zahlung von Beerdigungskosten.

Für die Art der zu zahlenden Unterstützungen werden mög¬
lichst die nachfolgenden Bestimmungen zu Grunde gelegt:

a ) Bei Unfällen , welche vollständige Erwerbsunfähigkeit
( Ganzinvalidität ) für die ganze Lebensdauer des Be¬
troffenen zur Folge haben , erhält das betreffende Mit¬
glied vom loten Tage nach Eintritt des Unfalles eine
lebenslängliche Rente , je nach den Familicnverhältnissen,
von monatlich 30 bis 75 Mark.

b ) Bei Unfällen , welche eine beschränkte Erwerbsunfähigkeit
( Halbinvalidität ) zur Folge haben , wird je nach dem
Grade derselben und den jeweiligen Familienverhält¬
nissen vom l5ten Tage nach Eintritt des Unfalles eine
monatliche Rente von 15 bis 45 Mark gewährt . Der
Vorstand ist befugt , ein ärztliches Gutachten über den
Grad der Erwerbsfähigkeit des Verletzten einzuziehcn.
Bei wieder eintretender , erhöhter oder vollständiger Er¬
werbsfähigkeit wird die Rente entsprechend herabgesetzt
bezw . vollständig aufgehoben.

c ) Im Falle des Todes soll der Wittive und den Kindern
des Verstorbenen in der Regel eine Wittwen - und Waisen-
Unterstütznng vom Todestage ab gezahlt werden und
zwar der Wittive monatlich bis zu 25 Mark und jedem
Kinde monatlich höchstens 8,50 Mark bis zum zurück¬
gelegten 15ten Lebensjahre . Tie gesammte Rente für
die Hinterbliebenen soll monatlich höchstens 75 Mark
betragen . War der Verunglückte der Ernährer seiner
Eltern oder Geschwister unter fünfzehn Jahren , so er¬
halten diese Hinterbliebenen die Unterstützung an Stelle
der Wittive und der Kinder , falls er solche nicht hinter-
lassen hat.

ck) Außerordentliche Unterstützungen werden dem Verletzten
in besonderen Fällen gewährt.

e ) Im Todesfälle können Beerdigungskosten bis znm Be¬
trage von 100 Mark gewährt werden.

< 85 .

Für Todesfälle und Verletzungen, . welche bei Hebungen
infolge verbotener Uebnngsarten , oder infolge Anwendung ver¬
botener Geräthe , oder , welche durch Zuwiderhandlung gegen
einen Befehl eintreten , oder bei Hebungen , die nicht vom Hanpt-
mann angeordnct sind , Vorkommen , oder ferner durch Trunken¬
heit veranlaßt werden , sowie wenn die Krankheit oder Ver¬
letzung nicht durch ärztliches Zengniß nachgewiesen werden kann,
wird keine Unterstützung gezahlt.

8 ">
lieber die Unterstütznngspslicht und die Höhe der Unter¬

stützung , sowie die Gewährung außerordentlicher Unterstützungen
entscheidet ein Ausschuß , bestehend ans dem Bürgermeister als
Vorsitzenden und 4 Mitgliedern der Wehr . Für letztere werden
noch 4 Stellvertreter gewählt , von diesen ist einer znznziehen,
wenn ein Kommissionsmitglied selbst Verletzter ist.

Die Ausschußmitglieder werden in der General -Versamm¬
lung der Wehr ans ein Jahr gewählt ; sie können wieder¬
gewählt werden . Gegen die Entscheidung des Ausschusses kann
binnen 4 Wochen , nachdem die Zustellung derselben erfolgt ist,
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die Berufung nu die Stndtverordnetrn-Versammlnng eingelegt
werden . Letztere ist berechtigt, die festgesetzten Unterstützungen
zu erhöhen bezw . ganz anfznheben . Die Entscheidung der Stadt-
verordneten -Versammlnng ist endgültig und die Beschreitung
des Rechtsweges nicht zulässig . Durch dir eingelegte Berufung
wird die vorläufige Zahlung der durch den Ausschuß, festgesetzten
Nnterstütznngsgelder nicht aufgehoben.

An Stelle der dauernden Unterstützung kann eine Ab¬
findungssumme gezahlt werden , jedoch ist hierzu die Ge¬
nehmigung der Stadtverordneten-Versammlnng erforderlich.

8 7.
Ter Anspruch der Wittwe ans Unterstützung fällt fort,

wenn dieselbe sich wieder verheirathet, oder wenn sie in wilder
Ehe lebt , oder unter Sittenkontrolle gestellt wird.

8
Abänderungen dieses Statuts können ans Antrag der Ge¬

neral-Versammlung der Wehr und nach Beschluß der Stadt-
verordneten -Bersammlnng erfolgen.

8 0.
Tie Anslösnng dieser »lasse findet statt , wenn keine Frei¬

willige Feuerwehr in Gräfrath mehr vorhanden ist, oder wen»
solches in der General-Versammlung der Feuerwehr be¬
schlossen wird.

Tie Auflösung bedarf der Genehmigung der Stadtverord-
neten-Versammlnng.

Gräfrath, den ll . Juni >002.

Ter Bürgermeister:
Bart l a n.

Landwirtbschaft und Viehzucht,

u . tscmdwirlbschast.

Rach den neuesten statistischen Nachrichten vertheilt sich
die im Abschnitt I l dieses Berichtes bezeichnete Fläche des
Gemeindcgebietes hinsichtlich Nutzung und Bodenbeschaffenheit
wie folgt:

n . Acker- und Gartenländereien: OOl .20 iur
b . Wiesen: 80 .40 „
o . Weiden und Hütungen: 43 .40 „
<i . Forsten und Holzungen: 00 .30 „
s . Hans- und Hvsränme: 78 . 70 „
k. Oedland: 140.00 „
x . Wegeland , Friedhöfe , öffentliche Anlagen: 48 . 10 „

Jan Ganzen : l 108.00 inr
Das Ackerland eignet sich nach seiner Beschaffenheit vorzugsweise
für den Roggen - und Weizenban . Die Ernteergebnisse waren in
den Berichtsjahre » zufriedenstellend . Das Jahr 1 !>02 zeichnete
sich namentlich auch im Sommer und zur Erntezeit durch an¬
haltende Niederschläge ans, die das Einbringen des Getreides
sehr erschwerten.

Der Werth der Wiesen ist sehr verschieden ; es giebt solche,
die die denkbar besten Erträge liefern , und wieder andere , welche
recht minderwerthig sind.

Die Nutzung der Weiden und Hütungen wird hier haupt¬
sächlich durch den Auftrieb von Rindvieh erstrebt . Außer den

angesessenen Landwirthen, die ihr Milchvieh in . den Sommer-
monaten den Weiden zntreibe» , sind es die Viehhändler , welche
meist größere Weiden und Hütnngsflächen gepachtet haben , um
ihren Rindvichbestand während der günstigen Jahreszeit dort
unterznbringen und je nach Bedarf zu verwenden.

Von den Forsten und Holzungen befinden sich 48 .80 lur
im Privatbesitz , eine Fläche von 7 .00 dg., der sog . Stadtwald,
ist Eigenthnin der de Lenw-Stiftnng . Die Privatforsten gehören
fast ausschließlich der Familie Piedboeuf . welche im Jahre 1882
das Hans Grünewald käuflich erworben und nach und nach
weitere Ländereien angetanst hat , die sie unter fachmännischer
Leitung anfsorsten und sonst nutzbar machen läßt . So erfreulich
dieses Vorgehen ist , so muß andererseits doch lebhaft bedauert
werden , daß das Oedland » och einen so großen Raum in
unserem Gemeindegebiet einnimmt. Fast der ganze östliche Theil
der Gemeinde , namentlich an den Abhängen nach der Wupper
hin , herrscht das Oedland vor . Hier ließe sich bei der nöthigen
Einsicht und bei einigem Entgegenkommen seitens der Eigen-
thümer durch Aufforstungen viel Gutes und Nützliches schassen.
Daß dies möglich ist , zeigen »ns die Bergabhängc ans Cronen-
berger Seite, welche stattliche Nadelholzbestände und sonstige
Nenanfforstnngen ansiveisen.

Für die hiesigen Landwirthe besteht seit dem Jahre 1800
eine Vereinigung unter der Bezeichnung „Landwirthschaftliches
Kasino Gräfrath"

. Nach dem Wortlaut des Statuts bezweckt
diese Vereinigung:

g . durch Besprechungen nno Vorträge die Bedürfnisse,
Mängel und Fehler der hiesigen Lmidwirttzschast zu er¬
forschen und klarznstellen, die Mittel zu deren Abhülfe
aufzusuchen, die allgemeinen Fortschritte der Landwirth-
schaft ans die hiesigen Zustände passend anznwenden und
für dir Beschaffung der dazu nöthigen .Hülssmittel z»
sorgen,

d . durch Verbreitung und Benutzung guter landwirthschasl-
licher Bücher und Zeitschriften die mündliche Wirksamkeit
zu unterstützen,

e . die bestehenden und ferner zu errichtenden landwirthschaft-
lichen Fortbildungsschulen mit Rath und Ttzat fördern
zu suchen,

ä . in Gemeinschaft zur Ausführung desjenigen einzntreten,
was dem Einzelnen zu erreichen sehr schwer oder ganz
unmöglich ist.

Das lange Bestehen des landwirthschaftlichen Kasinos darf
als sicherste Bürgschaft dafür angesehen werden , daß seine Mit¬
glieder sich des Nutzens der Einrichtung wohl bewußt sind und
daß das Kasino während der langen Jahre im Geiste der Hanpt-
grundzüge der Bereinssatznngen geleitet worden ist.

Dein Kasino gehören gegenwärtig 84 Mitglieder an . Tie
Vereinssitznngen finden regelmäßig an jedem ersten Sonnabend
im Monat statt . Im Jahre 100t ist das Kasino der landwirth-
schastlichen Lokalabtheilnng Solingen beigetreten . Gegenwärtig
wird die Errichtung einer landwirthschaftlichen Bezugs - und
Absatzgenossenschaft (G . m . b . H . ) erstrebt . Hoffentlich gelingt
cs, die Einrichtung , die sich in vielen anderen Gemeinden bei
sachgemäßer Leitung als recht segensreich erwiesen hat , auch
hier in ' s Leben zu rufe» .

I>. Oielrzncht.
Bei dem vorwiegend industriellen Eharakter unserer Ge¬

meinde ist die Viehzucht von verhältnißmäßig geringer Be¬
deutung . lieber den Viehbestand , wie er bei den Viehzählungen
in den Jahren 1807 , lOOO und am 1 . Dezember 1002 ermittelt
worden ist , giebt nachstehende Tabelle Aufschluß:
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I » hr

Zahl der Gehöfte

(Häuser)

Zahl der

vieh¬

besitzen¬

den

Haushal¬

tungen

Gs wnren vorhanden : ( Stück)

über¬

haupt

mit

Vieh¬
bestand

Pferde

Maul-

thiere
und

Maulesel

Esel Rindvieh Schafe Schweine Ziegen
Feder¬

vieh

Bienen¬

stöcke

1897 965 554 596 129 — 452 248 572 4354

1900 1007 518 544 127 — 2 i 462
l

155 81 484 4100 51

I . 12 . 1902 1079 534 536 135 2 416 94 82 421 — —

! i !

Das vorhandene Pferdematcrial ist im Allgemeinen ein
gutes . Bei der am 10 . Mai 1901 für Militärzwecke vorge¬
nommenen Pferdevormusternng wurden sämmtliche Pferde aus
der Gemeinde — im Ganzen 142 Stück — vorgeführt . Von
diesen waren 40 kriegsnnbrauchbar , meist , weil zu klein.

An Rindvieh wird hier fast ausschließlich die holländische
Rasse gehalten . Die Kühe dienen zum weitaus größten Theil
Milchzwecken , während nur wenige Thicre zur Zucht Vcrirnm-
dnng finden . Diese Erscheinung erklärt sich dadurch , daß den
Landwirthen in den nahe bclcgenen größeren Städten ( Solingen,
Elberfeld n . s . w . ) ein gutes Absatzgebiet für die Milch ge¬
boten wird.

Die Hebung der Ziegenzucht hat der Kreis sich seit Jahren
zur besonderen Ausgabe gemacht . Durch die fortgesetzte In¬
zucht war die einheimische Ziegenrasse zurückgegangen und die
Milchergiebigkeit hatte nachgelassen . Um hier durchgreifenden
Wandel zu schaffen , hat der Kreis unterm 4 . März 1898 eine
Körordnung für Ziegenböcke erlassen , die als wesentlichsten
Grundsatz die Vorschrift enthält , daß das zur Zucht erforderliche
Bockmaterial einmal gut sein , und dann im richtigen Verhältnis;
zur Zahl der vorhandenen Ziegen stehen muß . Die bei der
Durchführung der Körordnung gesammelten Erfahrungen ließen
es zweckmäßig erscheinen , die Ziegenbockhaltung zur Angelegen¬
heit der Stadt zu machen . Infolgedessen nahm die Stadtver-
ordneten -Versammlnng in ihrer Sitzung vom 22 . Oktober 1900
folgende Gebühren -Ordnnng an:

Mrdnung
betreffend

este Erhebung der Rosten der Ziegenboekhaltnng in
der Äadtgeineinde Grafrath.

Ans Grund des Beschlusses der hiesigen Stadtverordneten-
Versammlnng vom heutigen Tage wird hierdurch in Gcmäß --

heit des 8 20 des Kommnnnlabgabengcsetzes vom 14 . Juli
189 .4 für den Umfang der Stadtgemeinde Gräfrath nachstehende
Ordnung erlassen:

8 1 .
Tie Ziegenbockhaltnng im Stadtbezirke Gräfrath ist An¬

gelegenheit der Stadt . Die Kosten sind von den Ziegenbesitzern
ansznbrinqen . Ein Sprunggeld wird nicht erhoben.

8 2 .
Mr jede Ziege , die am 1 . Juli gehalten wird , ist, sofern

sie zu dem Zeitpunkte nicht unter 6 Wochen alt ist , der Betrag
von 1,50 Mark an die hiesige Stadtkasse zu zahlen.

8 3-
Der Betrag ist in halbjährigen Raten bis zum 15 . August

und 15 . Februar zu zahlen.

8 4-
Für Ziegen , die zwischen dem 1 . Juli und dem 1 . Februar

folgenden Jahres beschafft werden , ist , sofern sie nicht lediglich
an die Stelle anderer trete » , ebenfalls der Betrag von 1,50
Mark und zwar die Hälste innerhalb 6 Wochen nach der An¬
schaffung , spätestens aber vor dem - Gedecktwerden , die andere
Hälfte bis zum 15 . Februar zu zahlen.

8 5 .
Diese Ordnung tritt am 1 . April 1901 in Kraft.

Gräfrat h , den 22 . Oktober 1900.

Der Bürgermeister:

^ gez . Bartl an.

Zur Durchführung dieser Ordnung wurde folgende Polizei-
Verordnung erlassen:

Polizei -Verordnung.
Ans Grund der HH 5 und 0 des Gesetzes über die Polizei-

Verwaltung vom 11 . März 1850 wird unter Zustimmung
der Gemeindevertretung für den Umfang der Stadtgemeinde
Gräfrath folgende Polizei -Verordnung erlassen:

8 1.
Wer im hiesigen Stadtbezirke Ziegen hält , solche anschasst

oder mit Ziegen neu anzicht , hat diese binnen 8 Tagen nach
der Anschaffung oder nach dem Anzüge bei dem hiesigen Bürger¬
meisteramt !; anznmelden . Neugeborene Ziegen gelten als ange¬
schafft mit dem Zeitpunkte , zu dem sie 0 Wochen alt werden.

8 2.

Jede Ziege , welche abgeschafft worden , abhanden gekommen
oder eingegangen ist , muß spätestens innerhalb der ersten 8 Tage
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nach dem Ablauf desjenigen halben Jahres , in welchem der
Abgang erfolgt ist , abgemcldet werden , widrigenfalls die gemäß
der Ordnung vom 22 . Oktober 1900 zu entrichtende Steuer für
ein weiteres halbes Jahr fortgezahlt werden muß.

8 3.
Wer den Meldungen (§8 1 und 2) innerhalb der gestellten

Frist nicht nachkommt, oder wer durch Verheimlichung einer
Ziege sich der in oben gedachter Ordnung vorgesehenen Steuer
zu entziehen sucht, unterliegt einer Geldstrafe von 1 —9 Mark,
an deren Stelle im Nichtbeitrcibungsfalle verhältnißmäßige
Haft tritt.

8 4 .
Gegenwärtige Polizei -Verordnung tritt sofort in Kraft.

Gräfrath, den 20 . Mai 1901.

Die Polizei -Verwaltung:
!

Der Bürgermeister : ^
gez . Bartlau . !

Die Handhabung der vorstehenden Bestimmungen ließ in
Jnteressenkreiseu den Wunsch auf Ermäßigung der durch das
Statut festgesetzten Gebühren laut werden . Zur Förderung der
Ziegenzucht einerseits , andererseits um den Ziegenhaltern die
gewünschte Erleichterung zu verschaffen, wurden durch Stadt-
Verordueten-Beschluß vom 21 . Januar 1902 die in den §8 2
und 4 der Ordnung bezeichneten Gebühren vom 1 . April 1902
ab auf 1 Mark ermäßigt.

Viehseuchen sind in den Berichtsjahren , abgesehen von einem
Falle von Geflügel -Cholera , nicht vorgekommen.

Obstzucht.

Der Stand der Obstzucht ist in nachstehendem Auszugeaus dem Ergebnis ; der Obstbaumzähluugen vom 1 . Dezember1900 veranschaulicht.

-r . Provinz
1) . Negierungs - Bezirk
o . Ureis
ä . Gemeinde

Gehöfte ( Muser) Zahl der

überhaupt
mit Obst¬
bäumen

Apfel-
Bäume

! l

^ Pflaumen-
Birn - oder Kirsch-

Bäume ! Zwetschen- Bäume
Bäume

Ueberhaupt

rr . Rheinprovinz. 682 353 439 663 5 558 170 2 318 743 3 649 257 950 668 12 475 838

ii . Düsseldorf. 240 494 130 725 1 469 576 745 685 818 072 335 377 3 368 710

o . Landkreis Solingen. 15 478 10 813 170 423 101 006 139 040 26 255 436 724

«1 , Gräfrath. 1 007 536 6 044 2 998 3 844 1 263 14 149

Die Obstzucht ist iir unserer Gemeinde noch weiterer Aus¬
dehnung fähig . Es wäre sehr zu wünschen, daß namentlich auch
die kleineren Besitzer mehr Werth auf die Anpflanzung von

Obstbäumen legten . Von Seiten des Kreises und der Provinz
werden für derartige Unternehmungen wesentliche Zuschüsse
bewilligt.
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6. Militär -Angelegenheiten.

c> Lrsatzgeschäfl.

1900 1901 1902
In der Bürgermeisterei Gräfralh

betrug die Zahl derGestelluugs-
pflichligeu im Jahre . . . 177 166 162

Von diesen wurden gezogen . . 51 47 45
Zurückgestellt wurden infolge zeiti¬

ger Untaugllchkeit . . . . 83 86 87
Es waren dauernd unlauglich

bezw . wurden der Ersatzreserve
oder dem Landsturm über¬
wiesen . 43 33 28

Zur Stammrolle angemeldet
waren. 177 165 160

0 . Linquariierungsweseu.
Bei den größeren Truppenübungen, die im Jahre 189!)

im Kreise stattfanden , wurde die Stadt Grafrath von Ein¬
quartierungen ausgeschlossen , weil hier der Typhus herrschte.
Dafür wurde aber unsere Stadt in den Berichtsjahren desto
häufiger mit Einquartierungen bedacht , während die Nachbar¬
gemeinde» leer ausgingen . So waren
im Jahre 1900 am 10 . und 24 . Oktober aus Anlaß des ge¬planten bezw . des erfolgten Kaiserbesuches in Barmen-Elber-
feld -Vohwinkel die Eskorteu -Eskadrou des 2 . Westfälischen
Husnreu -Regiments Nr . 11 , mit 6 Offizieren , 126 Mannschaften
und 138 Pferden, ferner
im Jahre 1901 am 7 . Juni die 1 . Eskadron Ulauen -Rcgi-ments Nr . 6 mit 4 Offizieren , 116 Mann und 123 Pferden, am
17 . Juli die 5 . Batterie Feldartillerie-Regiments Nr . 47 mit
5 Offizieren , 68 Mann und 46 Pferden, endlich
im Jahre 1902 am 30 . Juli die 1 . reitende Batterie des
1 . Westfälischen Feldartillerie-Regiments Nr . 7 mit 3 Offi¬
zieren , 73 Mann und 87 Pferden , hier einquartiert.

7 . Polizei - Verwaltung.

n . Allgemeines.
Für den im Dezember 1899 endgültig aus dem Dienste

ausgeschiedenen und pensionirten Polizeisergeauten Drewes ist
der Polizeisergeant Gottfried nur 2 . Januar 1900 angestellt
worden , lieber die sonstigen Personal-Veränderungenunter den
Polizei-Beamten giebt der Abschnitt I 4 ä dieses Berichtes Auf¬
schluß . Zur Entlastung des Vollziehungsbeamtcn Schlingen-
siepen, welcher zugleich den Nachtwächterdienst mit versah , wurde
am 1 . April 1902 der Seideuweber Friedrich Fänger als Nacht¬
wächter angestellt . Dieser hat außerdem das Anzünden , Aus¬
machen und Reinigen der Straßenlaternen im Orte Gräfrath
zu besorgen.

b Gesundheits-Polizei.
Tie Entfernung der Hausabfälle und Asche im Orte Gräf¬

rath geschah bis zum Jahre 1900 in der Weise, daß die Bürger¬
schaft diese Abfälle an jedem Freitag auf den Straßen in Haufen
zur Abfuhr ansammclte . Die Abfuhr selbst wurde au dem
darauf folgenden Tage vorgenommen . Dieses Verfahren hatte
mancherlei Uebelstäude zur Folge und führte zu schwerensanitären Bedenken. Abgesehen davon , daß das Lagern der
Abfallhaufen auf den Straßen auf die Passanten keinen gutenEindruck machte , kam es häufig vor , daß die augesammelteu
Abfälle wieder zerstreut wurden . Dadurch wurde einmal der
Zweck der Sache vereitelt und dann lag auch die Gefahr nahe,
daß ansteckende Stoffe leicht weiter verbreitet werden konnten.

Zur Beseitigung dieser Mängel ging die Polizei-Ver¬
waltung aus gesundheitlichen Gründen dazu über , die nach¬
stehende Verordnung zu erlassen:

jDolizei -Derordiiung
betreffend die Abfuhr der Hausabfälle.

Auf Grund der D 6 und 6 des Gesetzes über die Polizei-
Verwaltung vom 11 . März 1860 wird für die Bezirk derStadt Gräfrath folgende Polizer -Verordunng erlassen.

Das zum Zwecke des Abholens bisher übliche Anhäuseuder Hausabfälle und der Asche auf den Straßen und Plätzenwird verboten.
8 2.

Das Abholeu der Asche und des Hausabfalles hat fortanan jedem Sonnabend in der Zeit vom 1 . April bis zum
' 30.

September des Morgens von 7 — 12 Uhr und in der Zeit vom
1 . Oktober bis zum 31 . März des Morgens von 8 bis Mittags
1 Uhr zu erfolgen . Fällt auf den Sonnabend ein christlicher
Feiertag, so geschieht die Abfuhr an dem vorhergehenden Werk¬
tage . Das Abholeu erfolgt in der Weise, daß der Unternehmer,an der Spitzweiche beginnend , die Stadt aus der Provinzial¬
straße bis zur Schulstraße einmal durchfährt und diejenigen
Hausabfälle pp . aufnimmt, die in der im 8 3 näher bezeichnet «!
Art zum Abholen bereit gestellt sind.

8 3.
Tie zum Abholeu bestimmten Hausabfälle pp . sind in Be¬

hältern zu sammeln , welche entweder in den Hausthüreu oder
unmittelbar an der Hausfront der an der Proviuzialstraße be-
legenen Häuser oder am Rande der Proviuzialstraße nufzu--
stellen sind. Die Behälter müssen dicht und so eingerichtet sein,
daß der Inhalt nicht durchrieseln kann und daß sie von einer
Person bequem gehandhabt werden können. Ekelerregende und
übelriechende Gegenstände dürfen nicht sichtbar bezw . bemerkbar
in den aufgestellten Behältern enthalten fein . Die Behälter
dürfen nur soweit gefüllt werden , daß das Herausfallen des In¬
halts auf die Straße während des Transports zum Abfuhrwageu
ausgeschlossen ist.

Die Behälter sind nach der Entleerung von dem Unter¬
nehmer auf den alten Platz zu stellen und von den Eigeu-
thümern ohne Verzug , längstens jedoch in der zur Abfuhr fest¬
gesetzten Zeit ( 8 2 Abs . 1 ) in das Innere der Häuser zu schaffen.

8 4.
Der von der Stadt zur Abfuhr der Asche pp . angenommene

Unternehmer ist dafür verantwortlich , daß durch die Abfuhr
und die damit in Verbindung stehenden Arbeiten das Publikum
nicht belästigt wird.
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8 5.
Das Abladen sowie das Lagern der abgesahrenen Stoffe

darf nur aus solchen Grundstücken erfolgen , welche von der
Polizei -Verwaltung als hierzu geeignet bezeichnet worden sind.

8 6.
Die Uebertretnngen dieser Verordnung werden mit Geld¬

buße von 1 — 9 Mk . oder im Unvermögensfalle mit entsprechen¬der Haftstrafe geahndet.

8 7-
Diese Verordnung tritt am l . Dezember 1900 in Kraft.

Grafrath, den l4 . November 1900.

Die Polizei -Verwaltung.

Der Bürgermeister : Bartlau.

Die Verordnung hat sich offenbar bewährt , denn Klagen,
wie sie vor ihrer Einführung häufig gehört wurden , sind nicht
wieder laut geworden.

Um auch außerhalb des geschlossenen Ortes Gräfrath , wo
die Hansabfälle pp . noch vielfach ans die Straße geworfen werden,
diesen ! Ucbelstande zu steuern , wird bei der Aufführung von
Neubauten die Anlage von Asch- und Abfallgruben verlangt,
während bei schon vorhandenen Häusern möglichst darauf hin¬
gewirkt wird , das Fehlende zu schaffen . Eine dankenswerthe
Unterstützung in ihren Aufgaben zur Uebcrwachung der gesund¬
heitlichen Verhältnisse findet die Polizei -Verwaltung in der
am 10 . April 1901 gebildeten Gesundheits -Kommission , zu
welcher die in Ziffer I 4 o VIII dieses Berichtes genannten
Personen gehören.

Tie Kommission hat bisher 5 Sitzungen abgehalten ; es
wurden dabei besichtigt:

a . die Wasser - und Wohnnngsverhültnisse im Orte Gräfrath,
b . die Abortanlagen und die Abflüsse für Tageswüsser,
o . die sämmtlichen Bäckerei - und Fleischereibetriebe.

Dir bei den Revisionen Vorgefundenen , besonders hervor¬
getretenen Uebelstände sind sämmtlich zweckentsprechend beseitigt
worden Es wurde aber von der Kommission nicht verkannt,
daß noch vieles geschehen muß , wenn sie ihrer Aufgabe gerecht
werden will.

Nach dem Wortlaute des diesbezüglichen Ministerial -Er-
tasses hat die Gesundheits -Kommission die Ausgabe , von den
gesundheitlichen Verhältnissen des Ortes durch gemeinsame Be-
lichtigungen sich Kenntnis ; zu verschaffen , in Gemeinschaft mit
dem Kreisärzte , welcher an ihren Sitzungen theilzunchmen be¬
rechtigt ist , die gesundheitlichen Maßnahmen der Polizeibehörden
zu unterstütze » , den betheiligtcn Sclbstverwaltnngs - und Polizei¬
behörden als bernthendes und begutachtendes Organ zu dienen,über alle von diesen Behörden ihr vorgelegten Fragen des Ge¬
sundheitswesens sich gutachtlich zu äußern , durch Belehrungund Aufklärung der Bevölkerung die Durchführung gesundheit¬
licher Maßnahmen zu erleichtern , Mißständen , welche den Aus¬
bruch und die Weiterverbreitung gemeingefährlicher Krankheiten
zu befördern geneigt sind , nachznsorschen und insbesondere aus
eigener Initiative Vorschläge über die Beseitigung gesundheits¬
widriger Zustände , Verbesserung bestehender Einrichtungen und
Einführung zeitgemäßer Neuerungen zu machen . Die sachge¬
mäße Ausübung dieses , der Gesundheits -Kommission zustehen¬den selbstständigen Vorschlagsrcchtes wird für die Entwickelungeiner fruchtbringenden Thätigkeit der Kommission von beson¬derer Bedeutung sein.

o . Impfwesen.
Die Impfungen sind in ordnungsmäßiger Weise verlaufen.Es wurden geimpft , im Jahre

1900 a . Erstimpfungen 256,
b . Wiederimpfungen 174,

1901 a . Erstimpsungen 201,
b . Wiederimpfungen 204,

1902 a . Erstimpfungen 200,
b . Wiederimpfungen 155.

ei . Ächerheitspolizei.
Es gelangten folgende Verbrechen und Vergehen zur An¬

zeige:

1900:
15 Fälle wegen Diebstahls,
12 Fälle wegen Sachbeschädigung,
9 Fälle wegen Gewerbevergehens,
9 Fälle wegen Betrugs,
8 Fälle wegen Thierquälerei,
7 Fälle wegen Körperverletzung , davon 1 mit tödttichem

Ansgang,
7 Fälle wegen Beleidigung , Mißhandlung und Sachbeschä¬

digung,
0 Fälle wegen unerlaubten Handelns mit Trinkbranntwein,5 Fälle wegen Bettelei,
5 Fälle wegen Werfen mit Steinen auf Menschen , Be¬

drohung und Uebertretung des ß 150 der
Gewerbe -Ordnung,

4 Fälle wegen Mißhandlung,
4 Fälle wegen Mißhandlung , Bedrohung und Beleidigung,4 Fälle wegen Widerstandsleistung,

je 0 Fälle wegen Sittlichkeitsverbrechens , geiverbsmäßiger Un¬
zucht , Hausfriedensbruchs , Beleidigung,je 2 Fälle wegen Jagdvergehens , Einfangens von Singvögeln,
Abgabe falscher Geldstücke , Nichtunterhaltung
von Familien von Seiten der dazu Ver¬
pflichteten , Bedrohung und Beleidigung , Er¬
regung eines öffentlichen Aergernisscs , Be-
amtenbelcidignng , Unterschlagung , Dieb¬
stahlsverdacht , Transportgefährdung , Nah-
rungSmittelsälschung,

je 1 Fall wegen Vertheilung von Flugblättern , Verletzung
des Briefgeheimnisses , Hehlerei , Unfall durch
Straßenbahn , Unfalt durch Staatsbahn,
Tragens von Waffen , Zechprellerei , Brand¬
stiftung , fahrlässige Brandstiftung , Kuppelei
und Unzucht , Landstreicherei , Fahrlässige
Körperverletzung und Landstreicherei , Wech-
selfälschnng , Fundunterschlagung und Wirth-
fchastssührnng ohne Erlaubnis ; .

Wegen Uebertretnngen wurden 060 Strafverfügungen er¬
lassen , darunter 159 wegen Schulversäumniß . 00 Strafver¬
fügungen wurden zurnckgenommen und 5 sind dem Amtsanwalt
übergeben worden . Außerdem kamen 9 Brände zur Anzeige,in je einem Falle wurde wegen Brandstiftung bczw . fahrlässiger
Brandstiftung die öffentliche Anklage erhoben.

1901 :
28 Fälle wegen Diebstahls,
21 Fälle wegen Bettelei,
9 Fälle wegen Mißhandlung,
8 Fälle wegen Körperverletzung , davon 1 mit tödtlichem

Ausgange,
7 Fälle wegen Bedrohung und Beleidigung,6 Fälle wegen Sachbeschädigung,
6 Fälle wegen Hausfriedensbruchs,
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5 Fälle wegen Gewerbevergehens,
5 Fälle wegen Beleidigung , Mißhandlung und Sachbe¬

schädigung,
4 Fälle wegen Betrugs,

je 3 Fälle wegen Fangens von Singvögeln , Tierquälerei,
Unterschlagung , Vergehen gegen das Ver-
sichernngsgesetz,

je 2 Fälle wegen Jagdvergehens , gewerbsmäßiger Unzucht,
Mißhandlung , Bedrohung und Beleidigung,
Widerstandsleistung , Wirtschaftsführung
ohne Erlaubniß , Nahrungsmittelsälschnng,
Fürsorgeerziehung , Meineid,

je 1 Fall wegen Abgabe eines falschen Geldstückes , Erre¬
gung öffentlichen Aergernisses , Übertretung
der Reg . -Pol . -Verord . v . 16 . ll . 98 , Wechsel-
sälschung , Unfugs , Eisenbahntransportge-
fährdung , Gestattung von Glücksspielen und
Ueberschreitung der Polizeistunde , Fuhr-
werkspolizeicontravention , Unzucht und Er¬
pressung , Uebertretung der Lustbarkeitsstener-
ordnung und Duldung von Gästen über die
Polizeistunde hinaus , Widerstandsleistung
und Körperverletzung , Abgabe eines falschen
Namens und Ruhestörung , Verdachts der
Abtreibung der Leibesfrucht.

Wegen Uebertretungen wurden 336 Strafverfügungen er¬
lassen , darunter 158 wegen Schnlversäumniß . 19 Strafver¬
fügungen wurden zurückgeuoinmeu und 8 sind dem Amts-
anwalt libergeben worden.

Außerdem kamen 17 Brände zur Anzeige.

11) 02 :
37 Fälle wegen Bettelei,
20 Fälle wegen Diebstahls,
8 Fälle wegen Körperverletzung,
5 Fälle wegen Betrugs,
5, Fälle wegen Nahrungsmittelsälschnng,
4 Fälle wegen Transportgefährdung,
3 Fälle wegen Mißhandlung,
3 Fälle wegen Majestätsbeleidigung , >

je 2 Fälle wegen Sachbeschädigung , Jagdvergehens , Ein - !
fangens von Singvögeln , Hausfriedens¬
bruchs , Bedrohung , Abgabe falscher Geld¬
stücke , Beleidigung ^ Thierquälerei , Erregung '
eines öffentlichen Aergernisses , ^

je 1 Fall wegen Beleidigung und Bedrohung , Hehlerei , Un¬
fall durch die Staatsbahn , Zechprellerei , fahr - ;
lässige Brandstiftung , Uebertretung ver Reg .-
Ban -Pol .-Ver . v . 1 . 8 . 1894 , Landstreicherei,
Sachbeschädigung und Hausfriedensbruchs,
Stempclsteuerhinterziehung , Lottericvergehen,
Diebstahl , Bettelei und Widerstandsleistung,
Betriebsunfall auf einer Ziegelei , Unlauterer :
Wettbewerb , Vergehen gegen das Jagd -, :
Feld - und Fvrstgesetz , Schieße » iu der Nähe ^
von Gebäuden . -

Wege » Uebertretungen wurden 291 Strafverfügungen er¬
lassen , darunter 60 wegen Schulversäumniß . 16 Strafverfügun¬
gen find zurückgenommen , 6 dem Amtsanwalt übergeben worden.

Außerdem kamen 8 Brände zur Anzeige , wovon in einem
Falle wegen fahrlässiger Brandstiftung die öffentliche Anklage
erhoben worden ist.

e . Mirthschastswesen.
Die Zahl der Schankstätten betrug:

Im Jahre 1900 : a ) 27 Schenkwirthschaften,
b ) 8 Gaftwirthschaften.

Neu concessionicrt wurde 1 unbeschränkte
Schankwirthschaft . In 1 Falle wurde die
Erlaubniß ertheilt , Cognac und Wein in
Flaschen zu verkaufen.

Außerdem sind 4 Umschreibungen bereits
bestehender Wirthschaften auf » ene Besitzer
genehmigt worden.

Im Jahre 1901 : a ) 28 Schenkwirthschaften,
b ) 8 Gaftwirthschaften.

Neu conccssioniert wurden 2 unbe¬
schränkte Schenkwirthschaften . Außerdem
sind 3 Umschreibungen bereits bestehender
Wirthschaften auf neue Besitzer genehmigt
worden.

Im Jahre 1902 : a ) 30 Schenkwirthschaften,
b ) 8 Gaftwirthschaften.

Neu coneessiouiert wurde eine unbe¬
schränkte Schenkwirthschaft mit Gartenlokal;
eine Schenkwirthschaft ist eingegangen.

Außer diesen Schankstätten waren am Schlüsse des Jahres1902 vorhanden:
1 Kleinhandlung mit Branntwein,
2 Flaschenbierhaudlungen ( Großbetriebe ) ,2 Kaffees , die gleichzeitig .Kleinhandel mit Likören haben,1 Weinhandlung und

84 Kleinhandlungen mit Flaschenbier.
Nach der letzten Personenstandsausnahme betrug die Be¬

völkerungszahl 8273 Personen , da 38 Schankstätten vorhanden
sind , so kommt auf je 218 Einwohner eine Schankstättc.

Wenn auch die stete Bevölkerungszunahme und besondere
Verhältnisse die Neuconcessionierung von Wirthschaften in ein¬
zelnen Fällen gerechtfertigt erscheinen lassen , so ist ihre Zahlim Verhältnis ; zur Bevölkeruugsziffer doch immer noch recht
groß . Die vielen Eoncessionsanträge sind meist zurückzuführen
auf persönliche Verhältnisse der Antragsteller (Krankheiten ) , auf
den wirthschaftlicheu Niedergang , Bau - und Grundstückspekula-
tionen u . dergl . Viele Gesuchsteller verkennen ganz die Be-
urtheilung der Bedürfnißfrage , indem sie annehmen , daß für die
Concession nur die dafür iu Aussicht genommene Gegend oder
der betreffende Ort iu Fxage kommen ; deni ist jedoch nicht so.
Der Beurtheilung über das Bedürfniß muß vielmehr die Zahl
sämmtlicher im Gemeindebezirk vorhandener Gast - und SchenD
wirthschaften zu Grunde gelegt werden.

Ein Bedürfniß zur Vermehrung der Schankstätten ist durch¬
aus nicht vorhanden . Die Polizei -Verwaltung , die von Con-
cessions -Gesuchen geradezu überschwemmt wird , wird den An¬
trägen nachdrücklichst cntgegentreten müssen . Erfreulicherweise
findet sie hierin bei der zuständigen Beschlußbehörde die nöthige
Unterstützung . Eine gesetzliche Neugestaltung des Wirthschasts-
wesens , wie sie in der Presse in letzter Zeit angeregt und er¬
örtert worden ist , wäre sehr zu wünschen.

1. Oereinswesen.
In der Gemeinde bestehen — abgesehen von kirchlichen oder-

religiösen Vereinigungen — 50 Vereine.
Es sind dies folgende : Mitgliederzahl

aktive passive
1 . Liedertafel , Gräsrath , 40 45
2 . Eintracht , Flachsberg , 30 120



4.
5.
6 .
7 .
8.
9.

10 .
11 .
12 .
13.
14.
15.
16.
17.
18.
19.

2«.
21 .
22.
28.
24.
25.
20 .
27.
28.
29.
30.
31 .
32.
33.
34.
35.
30.
37.
38.
39.
4«>.
41.
42.
43.

44.
45.
4«!.
47.
48.
49.

.5 (1.

Leseverein , Paashaus , 30
Turnverein , Grafrath , 30
Leseverein , Flachsberg , 15
Turnerbnnd , Flachsberg,
Brieftaube , Grafrath , 10
Gesangverein „ Hoffnung "

, Ketzberg , 14
Wirthcverein , Grafrath , 23
Freiwillige Feuerwehr , Flachsberg , 54
Musikalische Vereinigung , Grafrath , 18
Mannergesangverein „ Freie Sänger " 24
Schulvcrein , Grafrath , 300
Kegelgescllschast „ Gemülhlichkeit "

, Nüminen , 10
Schulverein , Ketzberg , 80
Mannergesangverein „ Frohsinn "

, Schasenhaus , 14
Lotterievcrein „ Diana "

, Schlagbauin , 13
St . Catharina -Gesangverein 20
Mannergesangverein „ Eintracht " der Firma

Engelswerk -Fvche 20
Jagdvcrcin , Grafrath , 0
Männerchor der Hammesfahr 'schen Arbeiter 30
Geslügelznchtverein , Flachsberg , 12
Turnerbnnd „ Frisch auf " , Ranenhaus , 30
Naturheil -Verein , Gräfrath , 60
Briestaubenverein , Central , 14
Landlvehr - und Kriegerverein , Gräfrath , 135
Freiwillige Feuerwehr , Gräfrath , 03
Männcrchor , Gräfrath , 30
PaaShanscr Schießgcsellschaft 42
Schießverein , Central , 36
Schießgeselischaft , Flachsberg , 40
Gräfrather Kegelgesellschaft 10
Kegelelnb „ Drei durch "

, Gräsrath , 14
Kegelclnb „ Kranz "

, Gräfrath , 8
Lotterieverein „ Verzage nicht "

, Donnustraße , 42
Volksverein , Gräfrath , 45
Doppelguarlett „ Arion "

, Neuenkulle , 7
Landwirthschastliches Casino 80
Briestaubenverein „ .Heimkehr "

, Gräfrath , 8
Lotterieclnb , Raucnhans , 28
Schießgesellschaft „ Einigkeit " 25
Sterbe

'
kasse „ Hoffnung "

, Gräfrath , 520
Sterbeknsse „ St . Sebaslinni Georgii "

,
Grafrath , 190

Lotterieverein , Raueilhaus , 24
Ketzberger Rindvieh -Versicherung 22
Centraler Kegelclub 11
Kegelclnb „ Einigkeit " 1.4
Lotterieverein , Ünten -Flachsberg , 24
Lotterieverein , Oben -Flachsberg , 18
Volksverein siir das katholische Deutschland 101

60
80

40

80
65
50

20

36

137

120

27

50
78
70

10

8 . Schulwesen.

I Volksschulen,

a . Prrsonalikn.
Am 1 . April 1900 waren au deu Schulen der Bürger¬

meisterei nachgenannte Lehrpersonen thätig:

t . Evangelische Schule Gräfrath:
Hauptlchrer Pick,
Lehrer van den Bruck,
Lehrer Sehlbach,
Lehrer Emil Pick.

S . Katholische Schule Gräfrath:
Hanptlehrer Froitzheim,
Lehrerin Burgholz,
Lehrerin Frischen.
Eine Lehrerstclle unbesetzt.

8 . Evangelische Schule Central:
Hanptlehrer Kretzen,
Lehrer Munzing,
Lehrer Hövel.

4. Katholische Schule Central:
Lehrer Schwanenberg.

5 . Evangelische Schule Ketzberg:
Hauptlehrer Feldman »,
Lehrer Ad . Schmidt,
Lehrer Reinders.

C . Evangelische Schule Tlotkdum:
Hanptlehrer Overberg,
Lehrer Klein,
Lehrer Driescher.

7. Evangelische Schule Nüminen:
Hauptlehrer Hiudrichs,
Lehrer Achtziger.

Während der Berichtsjahre traten folgende Veränderun¬
gen ein:

a . Evangelische Schule Gräsrath: Lehrer van
den Bruck verließ am 15 . 10 . 1900 seine hiesige Stelle , um
eine Lchrerstellc in Flüren bei Wesel auzutreten . Die hierdurch
sreigewordene Stelle blieb bis zum 30 . November 1901 un¬
besetzt und wird seit dem 1 . 12 . 1901 durch den Lehrer Keller¬
mann verwaltet . — An Stelle des vertretungsweise angestellten
Lehrers Emil Pick , der seine hiesige Stelle am 30 . 4 . 1900
verließ , trat am 16 . 6 . 1900 — bis dahin war die Stelle
unbesetzt — Lehrer Achtziger . Dieser blieb bis zum 30 . 6 . 1901,von welchem Tage ab diese Lehrcrstelle wiederum 3 Monate
unbesetzt war , um dann in der Zeit vom 1 . 10 . 1901 bis 30.
11 . 1901 vertrctnngsweise durch Lehrer Güttges und vom 1.
12 . 1901 ab endgültig durch Lehrer Lieskc verwaltet z » werden.

b . Katholische Schule Gräfrath: Die am 1 . 4.
1900 unbesetzte Lehrcrstelle ivnrde vom 6 . 4 . 1900 bis 31 . 10.
1900 von Lehrer Richnrtz , vom 1 . 12 . 1900 ( einen Monat
war sie unbesetzt ) bis 31 . 3 . 1901 durch die Lehrerin Obernher
versehen . Seit I . 4 . 1901 ist sie dem Lehrer Jansen endgültig
übertrage » .

e . Evangelische Schule Central: Aendernnge»
kamen nicht vor.

ä . Katholische Schule Central: Aeiiderniigen
kamen nicht vor.

o . E v n ngelis ch e S ch n l e K etzbe r g: Am 15 . 4.
1901 trat an Stelle des nach Eaternberg bei Essen versetzten
Lehrers Adolf Schmidt der Lehrer Johannes Schmidt . Lehrer
Reinders mußte wegen Ableistung seiner Militärpflicht de»
Dienst vom 1 . 10 . 1900 bis 30 . 9 . 190l unterbrechen . Während
dieses Jahres versah Lehrer Rubbel diese Stelle . Am 30.
6 . 1902 schied Lehrer Reinders ans seinem hiesigen Amte . Die
Stelle war bis zum 10 . 9 . 1902 unbesetzt . Von diesem Tage
an ivird sie von Lehrer Hagen versehen.

k. Evangelische Schule Stock dum: Die Stelle
des Lehrers Driescher , der am 30 . 4 . 1900 aus seinem hiesigen
Ainte schied, ivnrde vom 1 . 5 . 1900 bis 15 .6 . 1900 vertretungs¬
weise von Lehrer Brand verwaltet , dann endgültig von Lehrer
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Niebann übernommen . Am 1 . November 1900 wurde die 4te
Lehrerstelle neu eingerichtet und durch den Lehrer Märker besetzt.

§ . Evangelische Schuld Nümmeu: An Stelle
des Lehrers Achinger trat am 16 . 6 . 1900 der Lehrer Brand,
der bis zum 31 . 3 . 1901 verblieb . Dann wurde die Stelle
vertretungsweise von Lehrer Gütiges bis Ende September 1901
verwaltet , um dann endgültig von Lehrer Wannenmacher über¬
nommen zu werden.

K . Gehaltsverhällmssk der Lehrpersonen
Für die Lehrpersonen der Stadtgemeinde Gräfrath be¬

steht zur Zeit folgende Gehaltsordnung:

Besoldungs - Ordnung
für die

iln den öffentlichen Volksschulen in der Vtndtgemeinde
chriifrnth «»gestellten vollbeschäftigten Lehrer und

Lehrerinnen.

8 i-
Das Jahresgehalt der einstweilig angestellten , sowie der

noch nicht 4 Jahre im anrechnungssähigen öffentlichen Schul¬
dienste befindlichen Lehrer beträgt . . . 1050 Mk.

Das Jahresgehalt der einstweilig angestellten
Lehrerinnen beträgt . 900 Mk.

8 2.
Nach vierjährigem anrechnungsfähigem Schuldienste und

endgültiger Anstellung erhalten:
u ) Rektoren ein Grundgehalt von jährlich 1 800 Mk.
d ) Hauptlehrer an einer Schule mit 3 oder mehr

Lehrkräften ein Grundgehalt von jährlich 1600 Mk.
o ) alleinstehende Lehrer und erste Lehrer an einer

Schule mit 2 Lehrkräften ein Grundgehalt
von jährlich. . 1600 Mk.

ä ) Klassenlehrer ein Grundgehalt von jährlich 1300 Mk.
Jede endgültig angestellte Lehrerin erhält ein

Grundgehalt von jährlich . . . . 1 050 Mk.
So lange die I . evangelische Lehrerstelle zu Gräfrath mit

einem Kirchenamte dauernd verbunden ist, bezieht der Stellen¬
inhaber nicht das in den 88 1 und 2 bezeichnte Jahresgehalt,
vielmehr unter Einrechnung der Bezüge aus der Kirchenkasse:

u ) während der ersten 4 Jahre des anrechnungs¬
fähigen Schuldienstes und für die Dauer der
einstweiligen Anstellung . . . 1440 Mk.

b ) in der Folgezeit ein Grundgehalt von 1800 Mk.

8 3.
Außer dem Grundgehalt sind Alterszulagen in der Weise

zu gewähren , daß der Bezug nach siebenjähriger anrcchnungs-
fähiger Dienstzeit beginnt und daß nenn gleich hohe Alters¬
zulagen in Zwischenräumen von je 3 Jahren gewährt werden.

Die Alterszulagen betragen für Lehrer je 160 Mk . , für
Lehrerinnen je 90 Mk . jährlich.

8 4.
Die Anrechnungsfähigkeit und die Berechnung der Dienst¬

zeit regeln sich nach §8 10 und 11 des Gesetzes vom 3.
März 1897.

Alle den Lehrern oder Lehrerinnen bisher aus der Ge-
meiuüekasse gewährten Nebenbezüge (persönliche Zulagen , Zu¬
wendungen für den persönlichen Brennbedarf u . s. w . ) kommen
in Wegfall.

Zeitweilig gewährte Vergütungen für Mehrnnterricht wer¬
den hierdurch nicht berührt,

'
8 5.

Die Versagung der Alterszulagen ist nur bei unbefriedigen¬
der Dienstführung zulässig. Im klebrigen erfolgt die Zahlung
der Alterszulagen nach den Bestimmungen der 88 8 und 9
des bezeichneten Gesetzes.

8 6.
Jeder Lehrer und jede Lehrerin erhält neben dem Gehalte

eine freie Dienstwohnung oder eine entsprechende Miethsent-
schädigung. Diese beträgt:

u) für Lehrer in den ersten 6 Jahren ihrer Vcr-
heirathung 360 Mk . , von da ab 400 Mk.
jedoch erhalten einstweilig angestellte Lehrer
und unvcrheirathete Lehrer ohne eigenen
Hausstand , sowie Lehrer , welche noch nicht
vier Dienstjahre zurückgelegt haben , 200 Mk.

b ) Lehrerinnen 200 Mk.
Die Lehrer und Lehrerinnen sind verpflichtet, ihnen zu¬

gewiesene Dienstwohnungen zu beziehen, sofern sie nicht nach
Anhörung der Stadtverordneteu -Versammlung von der Schul¬
aufsichtsbehörde hiervon entbunden werden.

Die Dienstwohnungen können seitens der Schulgemeinde
nur mit einer Frist von sechs Monaten gekündigt werden.

Eine Aendcrung in der Benutzung der Wohnung , insbe¬
sondere eine Vermiethung derselben durch den Inhaber , ist
nur mit Zustimmung der Gemeindebehörde (des Vorstandes
der Schulgemeinde ) und des Königlichen Landraths zulässig.

Das gleiche gilt bezüglich des etwa überwiesenen Haus¬
gartens.

Den verheiratheten Lehrern werden solche unverheirathete
Lehrer gleichgestellt, welche mit Familienangehörigen , zu deren
Unterhaltung sie gesetzlich verpflichtet sind , einen gemeinsamen
Haushalt führen.

8 7-
Etwaige Abmachungen wegen der Heizung und Reinigung

der Schulräume , sowie wegen der Lieferung von Federn , Tinte,
Kreide u . s . w . werden im Wege der freien kündbaren Ver¬
einbarung zwischen Schulgemeinde und Lehrperson getroffen.
Die betreffende Entschädigung ist nicht pensionsfähig.

8 8.
Die Lehrer und Lehrerinnen , welche sich am 1 . April 1897

im öffentlichen Schuldienst befanden und sich dieser Ordnung
unterwerfen , erhalten mindestens das Einkommen (Gesammt-
einkommcn) , welches ihnen an jenem Tage zustand.

8 o.
Die Verheirathung einer Lehrerin hat die Aufhebung ihrer

Anstellung zur Folge.

8 io.
Diese Besoldungsordnung erlangt Geltung vom 1 . April

1897 ab.

Gräfrath, den 1 . Februar 1898.

Der Bürgermeister:
gez . : Kürten.

Votrstehende Besoldungsordnung wird genehmigt.

Düsseldorf, den 29 . April 1898.

Königliche Regierung,
Abtheilung für Kirchen - und Schulwesen:

II . cl . 2145 . gez . : Haman n.
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Durch Stadtverordncten -Beschlnst vom 3 . November 1902
sind die Gehaltssätze vom 1 . April l !)03 ab auf nachstehende
Beträge erhöht worden:

8 i.

Das Jahresgehalt der einstweilig angestellten,
sowie der noch nicht 4 Jahre im anrcchnuugsfähigen
öffentlichen Schuldienste befindliche » Lehrer beträgt - 1150 Mk.

Das Jahresgehalt der einsttveilig angestellten
Lehrerinnen beträgt 1000 Mk.

8 2 .
Nach vierjährigem anrechnnngsfähigen Schnldieiiste und

endgültiger Anstellung erhalten:
n ) Rektoren ein Grundgehalt von jährlich - 1000 ' M k.
b ) .Hauptlehrer an einer Schule mit 3 oder mehr

Lehrkräften ein Grundgehalt von jährlich 1700 Mk.
o ) alleinstehende Lehrer und erste Lehrer an einer

Schule mit 2 Lehrkräften ein Grundgehalt
von jährlich - llllO - Mk.

ck) Klassenlehrer ein Grundgehalt von jährlich 1400 Mk.
Jede endgültig angestellte Lehrerin erhält ein

Grundgehalt von jährlich - 1150 M k.

Sv lange die I . evangelische Lehrerstelle zu Gräfrath mit
einem Kirchcnamte dauernd verbunden ist, bezieht der Stellen¬
inhaber nicht das in den ZZ 1 und 2 bezeichncte Jahresgehalt,
vielmehr unter Einrechnnng der Bezüge ans der Kirchenkasse:

n ) während der erste » 4 Jahre des anrechnungs¬
fähigen Schuldienstes nno für die Dauer der
einstweiligen Anstellung 1540 Mk.

b ) in der Folgezeit ein Grundgehalt von 1900 Alk.

8 3-
Auster dem Grundgehalt sind Alterszulagen in der Weise

zu gewähren , das; der Bezug nach siebenjähriger anrechnungs¬
fähiger Dienstzeit beginnt und daß nenn gleich hohe - Alters¬
zulagen in Zwischenräumen von je 3 Jahren gewährt werden.

Die Alterszulagen betragen für Lehrer je KAft Mk . , für
Lehrerinnen je IE Mk . jährlich.

/ «dv

o . Uebrrsicht der Frequenz der Schulen.

.4? Nezeichuung der Schule Ort
Vchülerzuhl im Führe

1900 1901 1902

I Evangelische Schule. Gräfrath 254 244 262

2 Katholische Schule. 223 227 244

3 Evangelische Schule. Central 209 200 219

4 Katholische Schule. 64 66 85

5 Evangelische Schule . . . . . Ketzberg 201 212 212

0 Evangelische Schule. Stockdum 259 263 276

7 Evangelische Schule. Nümmen 127 148 134

Im Ganzen: 1337 1360 1422

Die Festsetzung der üwöchigen Hanptferien ist in Äemäsp-
heit der Ferien -Ordnung für die Volksschulen der Rhein-
Provinz vom 7 . 8 . 1897 durch Bekanntmachung des Herrn
Landraths vom 19 . 0 . 1900 Nr . 3010 für die Gemeinde Gräf¬
rath derart geregelt , das; die Ferien mit denen der höheren
Schulen znsammenfallcn.

ä . Baulicher Zustand der Schulen.
Der bauliche Zustand unserer Schulgebäude ist — die Kctz-

berger Schule ausgenommen — ein guter . Hinsichtlich der
Schule Ketzberg , die in: nächsten Jahre durch eine neue ersetzt
werden soll , verweise ich auf Abschnitt II 2 ? des Berichts , des¬
gleichen wegen der durch Uebersüllung der katholischen und
evangelischen Schule zu Central nothwcndig werdenden Errich¬
tung eines neuen Schulgebäudes . In der Schule Stockdum
ist noch eine Klasse in Reserve , die aber schon in nächster Zeit
in Benutzung genommen werden wird . Das an und für sich
in gutem Zustande befindliche Schulgebäude zu Central hat eine
für Schulzwecke recht ungünstige Lage . Cs wird infolgedessen
beabsichtigt , das Gebäude zu verkaufen und von dem erzielten

Kaufpreis ein neues Schulgebäude an günstiger gelegener Stelle
zu errichten . — Die Lehrerwohuung in der katholischen Schule
Gräfrath , die bisher auster dem Hanptlehrer Froitzheim von der
Lehrerin Burgholz benutzt wurde , ist neuerdings dein Haupt¬
lehrer ganz überwiesen worden , während der Lehrerin Burgholz
eine Wohnung in der alten ehemaligen evangelischen Schule
eingerichtet werden soll.

6 . (Hksuildhtitsvrrhiiltnissr
In der Stadtverordneten -Sitzung vom 15 . 8 . 1899 wurde

— zunächst versuchsweise ans 1 Jahr — die Anstellung von
Schulärzten bei den hiesigen Volksschulen von : 1 . 10 . 1899
ab beschlossen und die beiden hiesigen Aerzte Sanitätsrath Dr.
Pütz und Dr . Breuer als solche gewählt.

Den ; San . -Rath Dr . Pütz wurden die evangelischen Schulen
zu Gräfrath , Central und Nümmeii , sowie die katholische Schule
Central überwiesen ; dem Dr . Breuer die katholische Schule
zu Gräfrath , sowie die evangelischen Schulen zu Ketzberg und
Stockdum . Das Honorar beträgt für Kind und Jahr 30 Pfg.
Der Berechnung wird die Schnlerzahl von Ende Mai des be-
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treffenden Rechnungsjahres zn Grunde gelegt. Die Thätigkeitder Schulärzte , über welche die nachfolgende Dienstordnung
näheren Aufschluß giebt , erstreckt sich im Wesentlichen auf die
ärztliche Untersuchung aller Kinder bei ihrem Schuleintritt, die
regelmäßige Ueberwachung ihres Gesundheitszustandes während
der ganzen Dauer ihres Schulbesuches bis zur Entlassung und !
aus die regelmäßigen Revisionen der Schulräumlichkeiten . — !
Das Institut der <schulärzte hat sich im Laufe der Berichtsjahre !
gut bewährt; für die Schulkinder sowohl als auch für deren I
Familien, die von den Beobachtungen der Schulärzte in
Kenntniß gesetzt werden , ist die Einrichtung von wesentlichem j
Nutzen. Unter 'm 15. Juni 1901 ist nachstehende Dienstordnung i
für die Schulärzte an Stelle der vom 15 . 8 . 1899 in Kraft I
getreten:

Dienst -Ordnung ^
für die ^

Schulärzte der Stadt Gräfrath.

8 1 - !
Die Schulärzte haben den Gesundheitszustand der ihnen l

zugewiesenen Schüler zu überwachen und bei der ärztlichen
Revision der zur Schule gehörenden Räumlichkeiten und Ein- >
Achtungen mitzuwirken ; sie sind demgemäß verpflichtet, alle jin diese Aufgabe fallende Aufträge des Bürgermeisters auszu- !
führen . Insbesondere gelten hierbei die nachfolgenden Vor¬
schriften : !

8 2 .
Die Schulärzte haben die neueintretenden Schüler genau !

auf ihre Körperbeschaffenheit und ihren Gesundheitszustand zu !
untersuchen, um festzustellen, ob sie einer dauernden ärztlichen >
Ueberwachung oder besonderen Berücksichtigung beim Schul¬
unterricht (z . B . Ausschließung vom Unterricht in einzelnen !
Fächern , wie Turnen , Gesang , Handarbeiten , oder Beschrän- ^
knug in der Theilnahme am Unterricht , Anweisung eines >
besonderen Sitzplatzes wegen Gesichts- oder Gehörfehler u. s. w . )
bedürfen.

lieber jedes Kind ist ein dasselbe während seiner ganzen
Schulzeit begleitender „B efu n dsch ein" anszufüllen . Er¬
scheint ein Kind der ständigen ärztlichen Ueberwachung be¬
dürftig, so ist der Vermerk „ Aerztliche Kontrolle " auf der
ersten Seite oben rechts zu machen.

Die Rubriken werden nur im Bcdürfnißfalle ausgefüllt und
zivar bei der Aufnahmeuntersuchung oder auch bei im Laufeder späteren Untersuchung bemerkbar werdenden Erkrankungenin folgender Weise:
1 . Schuljahr.

8.
I.
IV.

2 . Gewicht.
Das Gewicht jedes Kindes soll durch den Klassenlehrer
2 mal jährlich vor der halbjährlichen Hanptuntersuchung
festgestellt werden.

3 . Augen.
a) Sehschärfe (jährlich einmalige binoculare Untersuchung;

optot^pi Pflüger) .
b) Ansteckende Magenkrankheiten (Trachom , folliculaere und

eiterige Bindehantkrankheiten ).
o ) Andere Augeukrankheiten . iLeichte Erkrankungen , wie

Blepharitis und Conjunctivitis, werden nicht in die
„ Jahresanfstellung" ausgenommen ) .

4. Ohren und Gehör.
Die Ohren werden nur äußerlich untersucht . Das Gehör

durch die Flüstersprache auf 7 Meter Entfernung, jedes
Ohr für sich.

5 . Mund und Nase.
Der Gebrauch des Spatels fällt weg.

6 . Haut.
a) Unsauberkeit.
b) Erkrankungen : 1 . Krätze , 2 . Verlausung , 3 . andere

Krankheiten.
7 . Wirbelsäule und Extremitäten.

Verbiegungen , sowie Erkrankungen der Knochen und
Gelenke.

8 . Brust und Bauch.
Brust und Bauch sind nur dann genauer zu untersuchen,

wenn eine besondere Veranlassung vorlicgt , z . B . Ge¬
wichtsabnahme oder Beobachtungen des Lehrers.

9 . Constitution (Constitutions - Anomalie n ) .
Zn bcurtheilen mit „ gut" , „mittel " und „ schlecht" . Die

Bezeichnung „ gut" ist nur bei vollkommen tadellosem
Gesundheitszustände und „schlecht" nur bei ausge¬
sprochenen Krankheitsanlagcn, chronischen Erkrankun¬
gen (Lues, Scrophulose , Bleichsucht u . s. w . ) oder auf¬
fallend schlechten! Errnähruugszustande anznwenden.
Die Anomalien sind kurz zu bezeichnen.

8
Der Schularzt ist verpflichtet, jede Schule viermal jährlich— wenn ansteckende Krankheiten auftreten, auch häufiger —

zu besuchen und zwar an einem mit dem Schulleiter vorherverabredeten Tage . Bei diesen Besuchen werden sämmtliche
Schulkinder einer äußeren Revision unterzogen ; erscheinen hier¬bei einzelne Kinder einer genaueren Untersuchung bedürftig,
so ist diese sofort vorzunehmen ; jedenfalls ist der Schularzt
verpflichtet, alle Schulkinder in jedem Schuljahre zweimaleiner gründlichen Untersuchung zu unterwerfen und zwar jeeinmal im Sommer- und Winterhalbjahr. Auch ist der Schul¬
arzt verpflichtet, ans Antrag des Bürgermeisters in besonderen
Fällen außerordentliche Revisionen der Schulen und einzelner
Schulkinder in der Schule vorzunehmen . Die Besundscheine
sämmtlicher zur Untersuchung kommenden Kinder sind von dem
Klassenlehrer dem Arzte vorznlegen und in Ordnung zu halten.Bis zum 1 . Mai hat der Klassenlehrer eine tabellarische ziffer-
mäßige Zusammenstellung der Untersuchungen nach dem vor¬
liegenden Schema „Jahresanfstellung" dem Schulleiter zur
Weiterbeförderung an den Schularzt zu übergeben . Der Schul¬leiter bezw . der Klassenlehrer hat bei der ärztlichen Unter¬
suchung zugegen zu sein , doch ist bei der Untersuchung der
Mädchen , wenn irgend angängig, die Lehrerin bezw . Hand¬
arbeitslehrerin hinzuzuziehen.

' 84 .
Die ärztliche Behandlung erkrankter Schulkinder ist nicht

Sache des Schularztes; solche Kinder sind vielmehr an ihren
Hausarzt oder den zuständigen Armenarzt zn verweisen. Bei
Erfolglosigkeit derartiger Anweisungen sind die betreffenden ge¬
druckten „Mittheilungen" auszufüllen . Es hat dies jedoch nur

! bei ernsten wichtigen Erkrankungen zu geschehen , wo das Interesse
^ des Kindes oder der Schule es erfordert. Bei Ausfüllung der
; Formulare ist jede Härte und Schroffheit des Ausdruckes zu
; vermeiden . Die Zusendung der Formulare an die betreffendenEltern ist Sache des Schulleiters.

8 5-
Die Befundscheine sind in den betreffenden Klassen in einem

dauerhaften Umschläge aufzubewahren und bleiben, so lange
sie nicht von dem Bürgermeister -Amte cingefordert werden,



in der Schule . Die Scheine mit dem Vermerk „ Acrztliche Kon¬
trolle " sind dem Arzte bei jedem Besuch in der Klasse vor¬
zulegen.

Tritt ein Kind in eine andere Schule der Gemeinde über,
so ist sein Besundschcin dahin durch den Schulleiter zu über¬
senden ; verzieht ein Kind nach auswärts , so ist der Befundscheiumit der üblichen Ucberweisnng dem Bürgermeister - Amte
zuzusenden . ^

8 6 . - .
Die Schulärzte haben mindestens einmal im Sommer und

einmal im Winter die Schullokalitäten und deren Einrichtungen
zu untersuchen . Die hierbei wie bei den sonstigen Besuchen ge¬
legentlich gemachten Beobachtungen über die Beschaffenheit der
zu überwachenden Gegenstände , sowie über Handhabung der ,
Reinigung , Heizung und Beleuchtung und die etwa an diese !
Beobachtungen sich anschließenden Vorschläge sind von den !
Schulärzten in das für diesen Zweck bei dem Schulleiter auf - ;
liegende Buch einzutragen . l

8 7 . jEin Recht zu selbstständigen Anweisungen an die Schul - ^lciter und Lehrpersonen steht den Schulärzten nicht zu . ^Glauben sie, das; den von ihnen in Bezug auf die Behandlungder Kinder oder der Hygiene der Lokalitäten gemachten Vor - !
schlügen nicht in genügender Weise Rechnung getragen wird , !
so reichen sie ihre Beschwerden dem Bürgermeister ein.

8
Die Schulärzte haben spätestens bis 15 . Mai über ihre

Thätigkeit in dem abgelansenen Schuljahre einen schriftlichen
Bericht dem Bürgermeister -Amte einzurcichcn . Bei Ausstellung
dieser Berichte sind etwa folgende Punkte zu berücksichtigen:

1 . Tabellarische zisfernmästige Zusammenstellung der
„ Jahresausstclluugen " der Klassenlehrer;

2 . Wichtigere Erkranknngssälle , die zur Untersuchung ge¬kommen sind;
3 . Summarische Angabe über die in das Hygienebuch ein¬

getragenen Beanstandungen bezüglich der Schullokali-täten u . s. w.

8 9.
Will ein Schularzt außerhalb der Zeit der Schulserien auslänger als einen Monat die Stadt verlassen , so hat er den

Bürgermeister rechtzeitig hiervon zu benachrichtigen und fürkostenlose geeignete Vertretung zu sorgen.
8 io.

Für ihre Mühewaltung erhalten die Schulärzte ans der
Stadtkasse ein in vierteljährlichen Raten Postnumerando zahl¬bares Jahres -Honorar.

8 ii.
Die Stadtverordneten - Versammlung kann bei nachge-wiesencr Dienstvernachlässigung jederzeit die Entlassung des

Schularztes beschließen . Im klebrigen kann Seitens der Stadt
sowie Seitens des Schularztes dieser Dienstvertrag nur nach vor¬
aufgegangener vierteljährlicher Kündigung aufgehoben werden.

8 12.
Die Dienstordnung vom 15 . August 189 !) tritt mit dem

heutigen Tage außer Kraft . Die Stadt -Verwaltung behält sichvor , diese Dienst -Ordnung abznändern oder zu erweitern.
Grüfrath, den 16 . Juni 1901.

Der Bürgermeister:
B a r t l a u.

k. Schulborstände.
Die Schulvorstände bestehen zur Zeit aus folgendenHerren:

Bezeichnung der Schule Nuinen der Hchulvorsiehrr
Duner der Nmtsperiode

Tag Monat Jahr

1 Evangelische Schule Grafrath von Brosy , Franz 3. Mai 1908
Jacobs , Robert

„2 Katholische Schule Grafrath Schulten , Hermann 23. April 1908
Keull, Hubert 12. Oktober 1907

3 Evangelische Schule Central Deus , Julius 15. Mai 1908
Storsberg , Wilhelm " k,4 Katholische Schule Central Tack , Hubert 31. Juli 1904
Hankammer , Hermann " „5) Evangelische Schule Ketzberg OHIiger, Ernst 23. April 1908
Wolfertz, Friedr . Aug. 15. Mai „6 Evangelische Schule Stockdum Schmidt , Gustav „
Tragbar , Wilhelm "7 Evangelische Schule Mmylen Henke Emil 23. April ,,Nouverlnä , Karl 3. Juli 1900

Außerdem gehört den Schulvorständen der jeweilige Bürger¬meister an . Lvkalschulinspektore » sind zu l : Hanptlehrer Pick , g . BolksschullasttN.zu 2 und 4 Pfarrer Middendorf zu Gräfrnth , zu 3 , 5 nnd6 Pfarrer Brachmann -Ketzbcrg nnd zu 7 Pfarrer Rosenkranz Wegen der Volksschullnstcn im Jahre 1902 wird aus Aus-zu Wald . Zn den Schnivorstandssitzungen werden auch die ^ gabc -Titcl VII des diesem Bericht als Anlage bcigesügten EtatsHauptlehrer der betressenden Schulen hinzngezogen . > verwiese » .
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11 . ^ortbildlmgsschulwesett.
Schon seit dem Jahre 1830 haben in hiesiger Stadt¬

gemeinde gewerbliche Fortbildungsschulen bestanden . ImNoveinber des vorgenannten Jahres trat die vom evangelischen
Arbeiterverein Ketzberg gegründete Fortbildungsschule zu Cen¬
tral unter der Leitung des Herrn Pfarrers Brnchmann ins
Leben , der sich am 1 . Oktober 1896 die von Herrn Hauptlehrer
Pick geleitete gelverbliche Fortbildungsschule Grafrath aureihte.
In beiden Schulen war der Unterricht ein fakultativer . Ta der
Schulbesuch indes ; in späteren Jahren viel zu wünschen übrig
ließ , sah die Stadtvervrdneten -Versammlnng sich veranlaßt , die
zwecklose weitere Bewilligung von Zuschüssen abznlehnen . In¬
folgedessen ging die Fortbildungsschule zu Central schon am
l . April 1898 , die zu Grafrath mit Ende des Rechnungsjahres1901 ein . In richtiger Würdigung aber des großen Nutzens,den der Fortbildnngsnnterricht unserer schulentlassenen Jugend
bringt , fand innerhalb des Stadtverordneten -Collegiums der
Gedanke auf Einführung der obligatorischen Fortbildungsschuleimmer wieder erneute Anregungen , die schließlich zu dem Er¬
gebnis ; führten , daß die Stadtvervrdneten -Versammlnng in ihrer
Sitzung vom 7 . April 1902 eine Kommission , bestehend aus
den Herren Stadtverordneten Emil Engels und Ernst Niepmannals Arbeitgeber , Albert Schäfer und Ottv Lange als Arbeit¬
nehmer mit den Vorarbeiten zur Einführung eines OrtSstatuts
betraute . Tie Verhandlungen dieser Kommission zeitigte » die
Einführung folgenden Statuts , das die Stadtverordnetenver¬
sammlung in ihrer Sitzung vvm 3 . November 1902 nnnahm:

M r t s st a t u t
betreffend die

Gewerbliche Fortbildungsschule der Stadt Gräsraty.

Auf Grund der 88 1 - 0, 142 und 130 der Gewerbe -Ordnung
für das Deutsche Reich in der Fassung des Gesetzes , betreffend
Abänderung der Gewerbe -Ordnung vom 1 . Juni 1891 ( R .-
G . -Bl . S . 261 fg . ) wird nach Anhörung betheiligter Gewerbe¬
treibender und Arbeiter und unter Zustimmung der Stadiver-
ordneten -Versammlnng für die Stadtgemeinde Grafrath Nach¬
stehendes festgesetzt:

8 > .
Alle im Bezirke der Stadt Grafrath wohnende » gewerb¬

liche» Arbeiter ( Gesellen , Gehülfen , Lehrlinge , Fabrikarbeiter)
sowie die Kausmannslehrlinge und die Gehülfen des Handels¬
gewerbes sind verpflichtet , bis zum 17 . Lebensjahr die Hier¬
selbst errichtete öffentliche Gewerbliche Fortbildungsschule an
den von dem Schulvorstande festgesetzten Tagen und Stunden
zu besuchen und au dem Unterrichte theilzunehmen.

8 2.
Ausgenommen von dieser Verpflichtung sind nur solche

geloerbliche Arbeiter , welche den Nachweis führen , das; sie die¬
jenigen Kenntnisse und Fertigkeiten besitzen , deren Aneignung
das Lehrziel der Anstalt bildet , sowie diejenigen , welche vor
dem 1 . Januar 1903 in die Lehre getreten sind.

8 3-
Gewerbliche Arbeiter , welche das genannte Alter über¬

schritten haben , oder welche nach ß 2 nicht schulpflichtig sind,
können , wenn der Platz ausreicht , zur Theilnahme am Unter¬
richte zugelassen werden . Der Schulvorstand bestimmt über die
Zulassung solcher Schüler . Solche Schüler haben die Lern¬
mittel selbst zu beschaffen.

8 4.
Zur Sicherung des regelmäßigen Besuches der Fortbil¬

dungsschule durch die dazu Verpflichteten sowie zur Sicherung

der Ordnung in der Schule und eines gebührlichen Verhaltensder Schüler werden folgende Bestimmungen erlassen:
1 . Tie zum Besuche der Schule verpflichteten und freiwilligen

Schulbesucher müssen sich zu den für sie bestimmten
Unterrichtsstunden rechtzeitig einfinden und dürfen die¬
selben ohne eine nach dem Ermessen des Schulvorstandes
ausreichende Entschuldigung nicht ganz oder zum Theil
versäumen.

2 . Sie müssen die ihnen als nöthig bezeichnet :' » Lernmittel
in den Unterricht mitbringen.

3 . Sie haben die Bestimmungen der für die Schule erlassenen
Schulordnung zu befolgen.

4 . Sie müssen mit gewaschenen Händen und reinlicher
Kleidung znm Unterricht kommen.

3 . Sie dürjcn den Unterricht nicht durch ungebührliches Be¬
tragen stören » nd die Schnleinrichtnng und Lehrmittel
nicht verderben oder beschädigen.

6 . Sie haben sich auf dem Wege zur Schule und von der
Schule jedes Unfugs und Lärmens zu enthalten.

Zuwiderhandlungen werden nach 8 100 Nr . 4 der Ge¬
werbe -Ordnung in der Fassung des Gesetzes betreffend die Ab¬
änderung der Gewerbe -Ordnung vom 1 . Juni 1891 (R .-G .-B.
S . 287 ) mit Geldstrafe bis zu 20 Mk . oder im Unvermögens¬
falle mit Haft bis zu 3 Tagen bestraft , sofern nicht nach gesetz¬
lichen Bestimmungen eine höhere Strafe verwirkt ist.

8
Eltern und Vormünder dürfen ihre zur » Besuche der Forl-

bildnugsschule verpflichteten Söhne oder Mündet nicht davon
abhalten . Sie haben ihnen vielmehr die dazu erforderliche Zeit
zu gewähren.

8
Tie in der Gemeinde wohnenden Eltern und Vormünder

haben die nach vorstehenden Bestimmungen (8 1 ) schulpslichtigcnArbeiter oder Lehrlinge spätestens 8 Tage , nachdem sie beieinem Gewerbeunternehmer Arbeit angenommen haben , znm Ein¬tritt in die Schule bei dem Leiter derselben anznmelden . Sollteder betreffende Arbeiter oder Lehrling bei einem anderen Ge-
werbcunternchmer während der schulpflichtigen Zeit Arbeit
nehmen , so haben die Eltern und Vormünder dies dem Leiterder Schule innerhalb 3 Tage mitzutheilen . Eltern und Vor¬
münder , die ihre Söhne oder Mündel bei einem außerhalbder Gemeinde wohnenden Gewerbeunteruehmer Arbeit nehmen
lassen , haben solches dem Leiter der Schule ebenfalls anzu-zeigen.

8 ^
Gewerbeunternehmer , welche Arbeiter oder Lehrlinge an¬

nehmen , deren Eltern oder Vormünder nicht in der Gemeinde
wohnen, . haben spätestens am 8 . Tage , nachdem sie dieselben an¬
genommen haben , solche zum Eintritt in die Schule beim Leiter
derselben anznmelden nnd^

innerhalb 3 Tage , nachdem sie aus
der Arbeit entlassen sind , bei dem Leiter der Schule wieder ab-
znmelden.

Tie Gewerbeunteruehmer haben die zum Besuche der Schule
Verpflichteten und die freiwilligen Schulbesucher (ß 3 ) so zeitigvon der Arbeit zu entlassen , daß sie rechtzeitig im Unterricht
erscheinen können.

8
Eltern oder Vormünder haben ihren Söhnen oder Mündel » ,falls dieselben durch Krankheit an dem Besuche des Unter¬

richts verhindert sind , bei den » nächsten Besuche der Schule
hierüber eine Bescheinigung mitzugebcn . In dcujeuigeu Fällen,in welchen die Schulpflichtigen nicht bei ihren Eltern oder
Vormündern wohnen , fällt diese Pflicht den Gewerbe - Unter¬
nehmern zu.
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Dem Leiter der Schule steht das Recht zu , mich eine ärzt - !
liehe Bescheinigung zu verlangen.

8 ;Wenn Eltern und Vvriuünder oder Gewerbe -Unternehmer
wünschen , daß ein Arbeiter oder Lehrling ans dringenden Grün - !
den vom Besuche des Unterrichts für einzelne Stunden oder für
längere Zeit entbunden werde , so haben sie dies bei dem Leiter
der Schule so zeitig zu beantragen , das- dieser nöthigeufalls die
Entscheidung des Schulvorstandes eiuholeu kann.

8 lO . !
Eltern und Vormünder , die den 88 ö , 6 und 8 , oder !

Gewerbe - Unternehmer , welche den 88 ? und 8 entgegen handeln,
werden nach 8 150 Nr . 4 der Gewerbe -Ordnung in der Fassung
des Gesetzes betr . die Abänderung der Gewerbe -Ordnung vom
1 . Juni 1891 (R .- G .-Bl . S . 287 ) mit Geldstrafe bis zu 20
Mk . oder im Unvermögensfalle mit Hast bis zu drei Tagen
bestraft . !

8
Der Schulvorstand wird gebildet aus dem Bürgermeister

oder dessen Stellvertreter , 3 Stadtverordneten , 2 Vertretern
der Arbeitgeber , 2 Vertretern der Arbeitnehmer und dem
Leiter der Schule.

8 12.
Dieses Ortsstatut tritt am l . Mai 1903 in Kraft . I
So beschlossen in der Sitzung der Stadtverordneteu -Ver-

sammluug vom . 3 . November 1902.

Grafrath, den 10 . November >902.

Der Bürgermeister:
Bartla u.

Genehmigt.

Düsseldorf, den 18 . Dezember 1902.

(O. 8 . ) Namens des Bezirks -Ausschusses , I . Abtheilung.
L . X . I . 7803 . Der Vorsitzende . In Vertretung gez . Bloe m.

Zu dem Statut wurde nachstehende Schul - Ordnung
erlassen:

^ chul - Ordnung
für die !

städtische Gewerbliche Fortbildungsschule !
zu Grafrath . !

Erlassen auf Grund des Grtsstatuts .
!

I . Unterhaltung der Schule . !
Die hiesige Gewerbliche Fortbildungsschule wird von der !

Stadtgemeinde unter Beihülfe des Staates unterhalten . !
H . Zweck.

Sic verfolgt den Zweck, jungen Gewerbetreibenden die für
ihren Berns nothwcndigstcn Schulkeuntnisse zu verschaffen , da¬
durch die Praktische Lehre in Werkstatt und Fabrik zu er¬
gänzen und den Grund zu einer tüchtigen gewerblichen Aus¬
bildung legen zu helfen.

Hl . Schulpflicht
Alle in der Stadtgemeiude Gräfrath wohnenden Lehr¬

linge und Arbeiter sind verpflichtet , bis zum 17 . Lebensjahr
die Fortbildungsschule zu besuchen . (8 120 der Rcichsgcwerbe-
ordnuug . )

Befreit von dieser Pslicht sind nur solche Lehrlinge
und Arbeiter , welche nachweislich diejenigen Kenntnisse und
Fertigkeiten besitzen , die das Lehrziel der Anstalt bilden.

Als Nachweis gilt das Bestehen einer vom Schulvorstande
zu bestimmenden besonderen Prüfung.

Die gesetzlich » Vertreter ( Eltern , Erzieher und Vor¬
münder ) sowie die Lehrherren haben ihren schulpflichtigen
Söhnen und Pflegebefohlenen bezw . Lehrlingen und Arbeitern
freie Zeit in dem Umfange zu gewähren , daß sic pünktlichund ordnungsgemäß znm Unterricht erscheinen können . (8 120
der Reichsgcwerbeordunng . )

iv . Anmtldung
Die Eltern und Vormünder haben jeden schulpflichtigen

Lehrling oder Arbeiter spätestens am 8 . Tage nach dem An¬
tritt seiner Stellung bei dem Leiter der Schule anzumclden.Die gleiche Verpflichtung übernehmen die Arbeitgeber für die
in der Gemeinde wohnenden Arbeiter oder Lehrlinge , deren
Eltern oder Vormünder außerhalb der Gemeinde wohnen.

Die schulpflichtigen Lehrlinge haben bei ihrer Anmeldungden Geburts - oder Taufschein und das letzte Schulzeugnis ; vor-
znlegen.

V . Ausnahmeprüfnng.
Wünscht ein neu aufzunehmeuder Schüler in eine höhere

Klasse eiuzutreteu , so hat er sich einer Prüfung zu unterziehen.

VI . Siufcn.
Die Schule besteht ans drei Stufen.
Ein Anfrücken der Schüler in die höhere Stufe findetin der Regel am Schlüsse eines jeden Schuljahres auf Grund

eines erfolgreichen Besuches der vorhergehenden
Stufe statt.

VII . Nnterrichisgrgrnstänrr.
Unterrichtsgegenstände sind : Deutsch , Rechnen und Zeich¬

nen . Letzteres jedoch nur für diejenigen Gewerbe , für welcheeine Zeichcufertigkeit uothwendig oder erwünscht ist. Die Ent¬
scheidung trifft der Schulvorstand.

VIII. Unterrichtszeit
Der Schüler ist zur Theilnahme an wöchentlich vier bis

sechs Unterrichtsstunden verpflichtet . Die Zeit der Unterrichts¬
stunden findet an den Wochentagen Mittwochs und Samstags
von ü Uhr ab statt , und sollen die schulpflichtigen Arbeiter
und Lehrlinge von den Arbeitgebern an diesen Tagen um
4 Uhr Nachmittags aus der Arbeit entlassen werden.

IX . Ferirn.
Die Ferien fallen mit denen der übrigen Schulen zusammen.

Ausgenommen sind die Weihnachtsserien , die am 1 . Dezember
beginnen und mit denen der Volksschulen enden.

X . Schulverslimilniß.
Tie Eltern oder Vormünder sind verpflichtet , jede aus

zwingenden Gründen (Krankheit und dergl . ) eintretcude Schul-
versäumniß bei dein Leiter der Schule schriftlich und zwar,
soweit möglich , im Voraus zu entschuldigen.

Zu gleicher Entschuldigung sind die Arbeitgeber für die¬
jenigen Schüler verpflichtet , deren Eltern oder Vormünder
außerhalb der Gemeinde wohnen.

Eine geschäftliche Inanspruchnahme kann grundsätzlich als
ausreichender Entschuldigungsgrund nicht anerkannt werden;
in ganz unabwendbaren Fällen ist der Urlaub zeitig genug
einzuholen.
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Xi . Schnlzucht
Die Schüler sind zu einem regelmäßigen Schulbesuche ver¬

pflichtet . Eltern , Vormünder oder Gewerbetreibende sind aber
nicht gehalten, die Schüler an Veranstaltungen theilnehmen
zu lassen , die außer de» regelmäßigen Unterrichtsstunden liegen.
Die Schiller haben pünktlich , in angemessener Kleidung und
mit den nothwendigen Lernmitteln versehen zum Unterricht zu
erscheinen , sich in und außer der Schule eines gesitteten Be¬
tragens zu befleißigen und den Lehrern die schuldige Achtung
zu erweisen.

Das Rauchen in und vor den Schulräumen ist ihnen
untersagt.

Wenn ein Schüler seinen Lehrherrn oder seine Wohnung
wechselt oder eine andere wichtige Veränderung seiner Ver¬
hältnisse erfährt , so hat er dies in der nächsten Unterrichts¬
stunde seinem Lehrer mitzutheilen, damit die nothwendigc
Aenderung in den Schülerlisten erfolgen kann.

Während der Unterrichtsstunden hat der Schüler dem
Lehrgegenstande angestrengte Aufmerksamkeit zuzuwenden , die
ihm gestellte » Aufgaben mit Eifer nuzugreisen und nach besten
Kräften auszuführeu. Jede Beschäftigung mit Dingen , die dem
Unterrichtsgegcustnnde fremd sind , ist untersagt, ebenso jedes
Zwiegespräch mit dem Nachbar.

Ein Verlassen des Schulzimmers während des Unterrichts
darf nur im äußersten Nothsalle und nicht ohne Erlaubnis;
des Lehrers geschehen.

Die Tintenfässer in de » Schulbänken müssen , wenn nicht
geschrieben wird , stets geschlossen sein.

Für jede Beschädigung des Schuleigeuthums sowie des
Eigenthums der Mitschüler ist der Urheber , und wenn derselbe
nicht zu ermitteln ist , die Klasse verantwortlich.

Jede Verunreinigung der Schulzimmer oder der sonstigen
zur Schule gehörigen Räume ist Verbote» .

Schüler, welche von der Schule nbgeheu wollen, haben
sich persönlich bei ihren Lehrern abzumelden und die von der
Schule etwa geliehenen Gegenstände zurückzngeben.

XII . Zrugnissr.
Am Schlüsse jedes Schuljahres erhalte » die Schüler Zeug¬

nisse und bei vorschriftsmäßiger Abmeldung von der Schule
ein Abgangszeugnis; . Für nachträglich geforderte Zeugnisse
sind 2 Mark zu entrichten , welche mit zur Anschaffung von
Prämien verwandt werden.

XIII . Prämien
Strebsamen und tüchtigen Schülern können am Schlüsse

des Schuljahres Prämien verliehen werden.

XIV. Abmeldung.
Der Lehrherr ist verpflichtet , die Entlassung des schul¬

pflichtigen Lehrlings oder Arbeiters binnen 3 Tagen zur Kennt¬
nis; des Leiters der Schule zu bringen.

XV . Strafbestimmungen.
Auf Zuwiderhandlungen gegen diese Schulordnung steht

Geldstrafe bis zu 20 Mark bezw . Hast bis zu 3 Tagen ( H 160
Nr . 4 der Reichsgewerbeordnung) .

In leichteren Fällen kann es Schülern gegenüber bei Ver¬
warnung bezw . mündlichen und schriftlichen verweise» seitens
des Lehrers oder des Leiters sein Bewenden haben.

Die Einrichtung der obligatorischen gewerblichen Fortbil¬
dungsschule wird nach oberflächlicher Schätzung einen Kosten¬
aufwand von etwa 3200 Mark jährlich verursachen . Mit Hin¬
sicht auf die ohnehin schon recht erheblichen von der Gemeinde

zu tragenden Schnllasten soll versucht werden , für die obliga¬
torische Fortbildungsschule einen jährlichen Staatszuschuß von
Vs bis 2/g der Kosten zu erwirken . Die der Stadt erwachsenden
pekuniären Opfer sind nicht derart , als daß sie nicht durch
das ideale Ziel dieser gemeinnützigen Einrichtung ausgewogen
würden . Der junge , gewerbliche Arbeiter wird durch den Fort-
bildungsschul -Unterricht die Kenntnisse , die er sich während der
Schulzeit angeeignet hat , befestigen und bedeutend erweitern.
Hier wird ihm unter besonderer Berücksichtigung seiner per¬
sönlichen Neigungen, seiner Berufswahl und der örtlichen Ver¬
hältnisse die für sein praktisches Leben heutzutage geradezu
unentbehrliche weitere Ausbildung zu theil.

Schulvorstand der grwerblichrn Fortbildungsschule

Die Wahl des gemäß Z Il des Statuts zu bildenden
Schulvorstandes wurde in der Sitzung der Stadtverordnete»
vom 6 . Januar l903 vorgeuommen.

Es wurden gewählt die Herren:
1 . Ernst Niepmann zu Piepersberg
2 - Fritz Hammesfahr zu Fache
3 . Albert Hillers zu Ceinral

als Vertreter des Stadt¬
verordneten - Collegiums.

4 . August Ellenbeck zu Grafrath
5 . Gustav Stoll zu Central als Arbeitgeber.

6 . Ernst Joest zu Nauenhaus , ,7 . Peter Klei » zu Central j 2trveiiuehmer.

Die Wahl des Schulleiters wurde einer späteren Sitzung
Vorbehalten.

<) . Soziale Gesetzgebung.

Kranlien , Anfall' nnd Invaliden Versicherung.

In der Berichtsperivde bestanden in der Stadtgemeinde
1 Ortskrankenknsse , 4 Betriebs- (Fabrik - ) Krankenkassen nnd
3 Sterbckasseu.

Der vor » Herrn Regierungspräsidenten gemäß tz 0 der
Anweisung vom 10 . Juli 1892 zur Ausführung des Kranken-
versicherungsgcsetzes sestzustellende ortsübliche Tagelohn erhielt
vom 1 . Oktober 1900 ab. eine andere Festsetzung und zwar wurde
er für die Städte Gräsrath, Höhscheid, . Ohligs und Wald und wie
folgt bemessen:

1 ) für männliche Arbeiter über 10 Jahre aus 2,80 Mk .,
früher 2,40 Mk .,

2 ) für weibliche Arbeiter über 10 Jahre auf 1,70 Mk.,
früher 1,50 Mk . ,

3 ) für männliche Arbeiter unter 10 Jahre aus 1,20 Mk.,
früher dieselben Sätze,

4) für weibliche Arbeiter unter 10 Jahre aus 1,20 Mk.,
früher dieselben Sätze.

Ueber die Betriebsergebnisse der hiesigen Krankenkassen
geben die nachstehenden llebersichten Ausschluß.

M.



Uebersicht der Krankenkassen,

welche in den Jahren fYOO und in der Stadt Grafrath vorhanden waren.

Zahl der Mitglieder Von den am
Statut¬

mäßige
Zahl Zahl

der

Einnahmen

aus den Vorjahren Es wurden
§ Bezeichnung Schlüssedes Jahres Dauer

^

kram
Krank- an

beim am vorhandenen der heitstage
, der Jahr

Beginn Schluffe Mitgliedern waren Kranken- kungs-
während

Kaffen- Defekte Beiträgen

Kasse unter- fälle des bestand und Reste erhoben
stützung im Jahre Jahres

des Jahres
männlich weiblich

Wochen 1900 1900
- 7°

1 Ortskrankenkasse in der Stadt-

>

gemeinde Gräfrath , . . 1900 790 787 714 73 13 290 6010 462 62 27 »
1901 787 779 700 79 13 271 6154 458 72 27 »

2 Betriebs - (Fabrik-) Krankenkasse
der Firma Gottlieli Hammes¬
sahr zu Fache . . . 1900 411 509 509 16 148 2116 150 89 27-

1901 509 498 498 16 103 1991 790 06 2V-
3 Desgl . der Firma F . W . Rauh

zu Foche. 1900 117 114 114 13 41 508 850 54 2

Desgl . der Firma C . W . Engels

1901 112 101 101 13 37 543 313 49 2

4

zu Fache . 1900 123 97 90 7 13 8 234 537 28 17,
1901 88 89 80 9 13 6 110 597 53 17,

5 Desgl . der Firma Ernst Niep-
mann L Cie. zu Gräfrath . 1900 237 206 96 110 13 91 1325 260 76 27»

-

1901 206 256 109 147 13 115 1666 172 29 27»
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Ausgaben in den Jahren HYOO und 1Y01

Die Ausgaben in den wahren 1900 und 1001 betrugen:

Bezeichnung

, der

Kasse

Jahr

ö»r

gewährte

ärztliche

Be¬

handlung

4t . H

Für

Arznei

und

sonstige

Heilmittel

Krankengelder

an

Mitglieder

an

Angehörige
der

Mitglieder

Unter¬

stützungen

an

Wöch¬

nerinnen

Sterbe¬

gelder

Ver¬

pflegungs-
Kosten

an
Kranken¬

anstalten

Ersatz¬
leistungen

Dritter
für

Kranken¬
unter¬

stützung

Zurück¬
gezahlte

Vorschüsse
und

Beiträge
sowie

sonstige
Ausgaben

4t.

Für
Kapi-

tal-

An-

lage

4t ^

Ver-

rval-

tungs-

kosten

Summa

der

Ausgaben

Ortskrankenkaffe in der Stadt¬
gemeinde Grafrath

Betriebs - sFabrik -) Krankenkaffe
der Firma Gotllieb Hammes¬
fahr zu Fache.

Desgl , der Firma F , W . Rauh
zu Fache .

Desgl . der Firma C . W . Engels
zu Fache.

Desgl der Firma Ernst Niep
mann <L Cie . zu Grafrath

1900
1901

1900
1901

1900
1901

1900
1901

1900
1901

2 5421)0
3480 75

2 25048
2 062 35

936j40
469!45

33280
355 55

1 023 30
1 075 40

2 82466
2 262 53

4 718 61

1420
1324

41316
419 07

169 87
18693

4646

2498
2 313

739
807

14
87 96

154 33
81
19

60
55

590
538 15

710
460

562 -28
265

40
60

40

840 04 1 297 62
885 88 1 746 39

148 70
100 28

269 10
139 !30

663
409

234
178

228
30

30
80

40
10

50

IWM
6330

271 97
282 30

194 72
458 30

96
132

3
39

14
25

429 46
47512

761
794

2880

618
71

72
20

3599 !25
4254!31

122 75
76 '88

456 29
559B3

336 52
49 64

12 990
13 371

75
02

10 718 65
10 592 >81

2 484 >28
1 902 35

1 698 64
1 420 41

4 805
4 350

97
39



Vermögensübersicht für MO und Mf.

r--s

<22^

Bezeichnung

der

Kasse

Jahr

Es verbleibt demnach
am Jahresschluffe

eine
Mehr¬

einnahme
von

j ^

eme
Mehr¬

ausgabe
von

Am Schluffe des Vor¬

jahres betrug

der

Reserve¬

fonds

der

Schulden

bestand

Im Laufe des Jahres
wurden dem Reservefonds

zugeführt entzogen

Mithin
Bestand

des Reserve¬

fonds am

Schluffe des

Jahres

.«t I^

Außerdem
baarer
Kaffen-
bestand
bezw.

Betriebs¬
fonds

Am Schluffe
des Jahres

Schulden¬
bestand

vorhanden

von

F. l -4

Ortskrankenkasse in der Stadt¬
gemeinde Grafrath . .

Betriebs- (Fabrik-) Krankenkasse
der Firma Gottlieb Hammes¬
fahr zu Fache.

Desgl . der Firma F . W . Rauh-
zu Fache.

Desgl . derFirma E . W . Engels
-u Fache . . . .

Desgl der Firma Ernst Niep¬
mann L Cie . zu Grafrath .

1900
1901

1900
1901

1900
1901

1900
1901

1900
1901

458
780

790
271

313 49
528 96

597 !53
591 75

172 )29
2 ^

.48

12 ONO
12 129

1 842
5 441

1800
1 922

767
1 224

46

75

453 z40
403 !42

>

6 290
6101

92
47

129
175

3 599
4 254

122
76

456
559

49

46
12

75
88

64

12 129 46
12 304 ,58

5 441
9 695

189 45

1 922 75
1 999 63

1 224 26
1 783 !89

6 101 47
6151 11

458
780

790
271

313
528

597
591

172 29
2 !48

403
361

42



Uebersicht
über die Betriebsergebnisse der öterbekassen in der Bürgermeisterei Gräsratb während der Jahre VOO und Mts.

S
S

Bezeichnung
der

Sterbekasse
Jahr

Zahl der
Mitglieder

am

<2 K

Zahl
der

Ster¬
befälle

Summa der

Ein¬
nahme

4

Aus¬
gabe

Bestand
am

Jahres¬
schlüsse

Das Gesammtvermöge» betrug am

Jahresschlüsse
1.

Januar

^ 4

31.

Dezember

^ 4

mehr

4

weniger

^ 4

Bemerkungen

Sterbekasse „ Hoffnung"
zu Grafrath . , . 1900

1901
550
550

550
557

12
17

1 036
1818

Allgemeiner St . Sebasti-
ani - Georgi - Sterbever¬
ein zu Gräfrath . . 1900

1901
185
181

Sterbekaffe des Gräf-
rather Landwehr- und
Kriegervereins . . .

181
185

17
10

1304
1032

1900
1901

120 134
134 134

4
--

585 « 1
62531

1012 45
1 784 2̂3

113M9
802 !l2

571
025

23
34

62
44

170
230

14

9 820
9 930

15
89

3 55511
3 93849

20 1086
1051

9 936
9 591

3 938 !49
4542 7̂4

1051
2 036

110 74
345 60

383 !38
604 2o

34
384 >51

39

Das Sterbegeld beträgt 100 Mark.
An Beiträgen werden erhoben
15 Pfg . monatlich.

Das Sterbegeld beträgt für ein Mit¬
glied oder eine Ehefrau 120 Mk . ,
für eine Wiltwe 60 Mk . , für
Kinder über 10 Zähren 30 Mk . ,
über 4 Jahren 18 Mk. , unter
4 Jahren 9 Mk.

An Beiträgen werden erhoben,
von jedem Mitglied 30 Pfg . mo-
nmlich, sowie beim Tode eines
Ehemannes oder einer Ehefrau
30 Pfg . Wittwen zahlen einen
Jahresbeitrag von 1,80 Mk.

Das Sterbegeld beträgt bei einem
Mitgliede 80 AN. und bei einer
Ehefrau 50 Mk.

An Beiträgen werden erhoben
30 Pfg . monatlich.
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Im Jahre 1900 sind 18 Betriebsunfälle vorgekoinmen, von
denen 9 einer besonderen Untersuchung unterzogen wurden.

Im Jahre 1901 kamen 20 Betriebsunfälle vor , von denen
10 Unfälle untersucht worden sind.

In den beiden Jahren sind keine Unfälle mit tödtlichem
Ausgange zn verzeichnen gewesen.

Zur Zeit beziehen hier 92 Personen eine Unfallrente zum
Gesammtbetrage von 6680 Mark 60 Pfg . jährlich . Umge¬
tauscht wurden in den Jahren 1900 und 1901 1889 Quittungs¬
karten . Altersrente erhalten zur Zeit 23 Personen zum Ge-
sammtjahresbetrage von 3552 Mark und Invalidenrente 23
Personen zum Gesammtjahresbetrage von 2158,80 Mark.



10. Steuer - Verhältnisse.

Nachweisung
über bas ^ -oll -Aufkommen an direkten Staatssteuern , direkten Gemeindesteuern und indirekten Gemeindesteuern

seit dem Inkrafttreten des Aommunalabgabengesetzes ss . 95 .) .

Staatsstrurr

Einkommen-Ergänzungs-
steuer steuer

Jahrgang

Direkte Gemeindesteuer

Grundsteuer
Gebäude¬

steuer
Gewerbe¬

steuer
Einkommen¬

steuer
Betriebs¬

steuer

^ ^

Indirekte Gemeindesteuer

Hundesteuer
Lustbarkeits¬

steuer Biersteuer

Summe

aller

Steuern

1895/96

1896/97

1897/98

1898/99

1899

1900

1901

1902

20 007

20 798

>
23 757

!
27 343 !

32 081

34 994 ?

35 682

39 419

4 863 j20

4 857 40
>

4 882 j80!

4 763 >80

5 207 j60

4 998

4 874 40

6 281 >40

20

4 007 !85

4 007 >85

3 997 95
>

3 927 !
!

3 918 !

>

3 835 l

3 825 >

3 812 >

17 572

18 597

18 836

19 470 >

19 943

21 093 .

21 970

22 481

50

15

40

6 969 60

7 557

8 345 70

11088

11855

14 437

12 635

15 686 >

40 636

39 521

37 475

44 683

47 784

52 760

56 860

60 679

06

62

65

50

331 j50
!

328 .
>25

344 50

331 >50

350

360

360

357

1500

1 600

1600

1600

1 500

1 500

1500

1 500

500

800

900

900

900

900

1 000

1000

3 000

3 000

3 000

3 000

3 000

3 000

96 387 71

98 067 27

103 140

>117 006 80

>126 638 60

^ 37 877 ^0

!141 706 40
i

!l54 115 40
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Neben den in vorseitiger Nachweisung aufgesührten in¬
direkten Steuern wird seit dem 1 . Juli 1902 eine Umsatzsteuer
erhoben . Die zur Zeit geltenden Ordnungen über die Er¬
hebung der indirekten Gemeindesteuern solgen nachstehend.

^ Ordnung
betr . die Erhebung einer Hundesteuer im Bezirke der

Vtndtgemeinde «Hrufruttz.

Ans Grund der Beschlüsse der hiesigen Stadtvcrordneten-
Versammlnng vom 23 . Oktober 1894 und vom heutigen Tage
wird hierdurch in Gemäßheit der 88 10 , 18 , 82 des Kommunal¬
abgabengesetzes vom 14 . Juli l893 nachstehende Ordnung be¬
treffend die Erhebung einer Hundesteuer im Bezirke der Stadt¬
gemeinde Grafrath erlassen:

8 1 . Wer einen nicht mehr an der Mutter saugenden
Hund halt , hat für denselben jährlich eine Steuer von 10
Mark in halbjährigen Raten und zwar in den ersten 14 Tagen
eines jeden halben Jahres an die hiesige Stadtkassc zu ent¬
richten . Das erste halbe Jahr erstreckt sich aus die Zeit vom
1 . April bis Ende September.

Es ist gestattet , die Steuer für das ganze Jahr in un¬
getrennter Summe im Voraus zu entrichten.

lieber die Steuerzahlung ist Quittung zu ertheilen.

8 2 . Für einen Hund , welcher im Laufe eines halben
Jahres ( 8 1 ) steuerpflichtig wird , sowie für einen steuerpflich¬
tigen Hund , welcher im Lause eines halben Jahres angeschafft
worden ist , muß die volle Steuer für das laufende halbe Jahr
binnen 14 Tagen , vom Beginn der Steuerpflicht au gerechnet,
entrichtet werden.

Wer einen bereits versteuerten Hund erwirbt oder mit
einem solchen neu auzieht , oder einen Hund au Stelle eines
eingegaugenen versteuerten Hundes erwirbt , darf für das
laufende halbe Jahr die gezahlte Steuer ans die zu zahlende
in Anrechnung bringen.

8 3 . Stenerrückstände werden im Wege des Verwaltnugs-
ZwangsverfahreuS beigetrieben.

8 4 . Wer einen steuerpflichtigen oder steuerfreien Hund
anschafft , oder mit einem Hunde neu anzieht , hat denselben
binnen 14 Tagen nach der Anschaffung bezw . nach dem Anzuge
bei dem Bürgermeister anznmelden . Neugeborene Hunde gelten
als angeschasst nach Ablauf von 14 Tagen , nach dem dieselben
aufgehört haben , an der Mutter zu saugen . Jeder Hund , welcher
abgeschafst worden , abhanden gekommen oder eiugegangen ist,
muß spätestens innerhalb der ersten 14 Tage nach dem Ab¬
laufe des halben Jahres ( 8 1 ) , innerhalb dessen der Abgang
erfolgt ist , abgemeldet werden , widrigenfalls die Steuer , welche
für denselben zu entrichten gewesen ist , bis einschließlich des¬
jenigen halben Jahres , in welchem die Abmeldung geschehen,
fortgezahlt werden muß.

ß 5 . Vou der Steuer sind die Besitzer solcher Hunde frei,
die zur Bewachung oder zum Gewerbe unentbehrlich sind.

ß 0 . Der sich durch Verheimlichung eines Hundes der
Steuer zu entziehen sucht , unterliegt einer Strafe bis zur
Höhe von 30 Mk.

8 7 . Die in Beziehung auf das Halten von Hunden be¬
stehenden Polizeivorschriften werden durch vorstehende - Be¬
stimmungen nicht berührt.

8 8 . Gegenwärtige Ordnung tritt mit dem 1 . April 1895
in Kraft . Gleichzeitig tritt das bestehende Reglement vom 10.
October 1876 außer Kraft.

Gräfrnth, den 20 . Februar 1895.

(U . 8 . ) Der Bürgermeister:

( gez . ) : Kürten.

Gesehen und genehmigt.

Düsseldorf, den 12 . März 1895.

Der Bezirks -Ausschuß zu Düsseldorf
I . Abtheilung.

8 . tl . I 1050 . (4, . 8 . ) gez . Büsgeu.

2 . Ordnung
betr . die Erhebung von Lustliirrkeitsstencrii im Bezirke

der Tüldtgemeiilde Ärrisrnth.

Aus Grund des Beschlusses der Stadtverordneten -Versamm-
luug Hierselbst vom heutigen Tage wird hierdurch in Gemäß¬
heit der 88 U >, llz, 82 des KommunalabgabeugesetzeS vom
14 . Juli 1893 nachstehende Ordnung , betreffend die Erhebung
von Lustbarkeitssteneru im Bezirke der Stadtgemeinde Gräf-
rath erlassen:

8 l . Für die im Bezirke der Stadtgemeinde Gräfrath
stattfindenden öffentlichen Lustbarkeiten sind au die hiesige
Stadtknsse nachstehende Stenern zu entrichten , und zwar:

1 . Für die Veranstaltung eurer Tauzbelustiguug:
a . einer gewöhnlichen 5 bis lü Mk.
b . wenn dieselbe von Masken besucht wird 0 bis 20 Mk.

2 . Für die Veranstaltung einer .Kuustreitervvrstellung:
a . wenn bei derselben ein Eintrittsgeld von höchstens

1 Mk . erhoben wird 5 Mk.
b . wenn bei derselben ein Eintrittsgeld von mehr als

1 Mk . erhoben wird l0 Mk.
3 . Für die Veranstaltung eines Evncerts 3 bis 5 Mk.

Wird von demselben Unternehmer im unmittelbaren Zu¬
sammenhänge rnit einem Concert eine Tanzbelnstignng ab-
gehaltcn , so ist das Concert steuerfrei.

4 . Für die Veraustaltnng einer Theatervorstellung 3bis9Mk.
5 . Für Gesang und declamntorischc Vorträge (sog . Tingel-

Tangel ) für den Tag
a . au Jahrmärkten 10 Mk.
b . an anderen Tagen 20 Mk.

6 . Für Vorträge auf einem Elavier , einem mechanischen oder
anderen Musikinstrumente in Gastwirthschnsten , Schauk-
stuben , öffentlichen Vergnüguugslokalen , Buden oder
Zelten ,

' '
3 Mk.

7 . Für Vorstellungen vou Gymnastikern , Equilibristen,
Ballet - und Seiltänzern , Taschenspielern , Zauberkünstlern,
Bauchrednern und dergleichen:
a . wenn bei denselben ein Eintrittsgeld von höchstens 50

Pfennigen erhoben wird oder sonstige Geldsammlungen
abgehalten werden , für den Tag 2 Mk.

b . wenn bei denselben ein Eintrittsgeld von mehr als
50 Pfennigen erhoben wird , für den Tag 3 Mk.
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8 . Für das .Halten eines Earonssels:
u . eines durch Menschenhand gedrehten für den Tag l > Mk.
d . eines durch Pferdekraft gedrehten für den Tag 0 Mk.
v . eines nnderiveitig als zn a . und b . angegeben gedrehten

für den Tag 12 Mk.
0 . Für das .Halten einer sogenannten russischen oder einer

anderen Schaukel für den Tag und für jeden Pcrsonen-
abtheil

'
1 Mk.

10 . Für das Halten eines Hippodroms 2 bis 0 Mk.
11 . Für das Halten einer Würfelbnde 4 Mk.
12 . Für das Halten einer Schießbude 4 bis 0 Mk.
14 . Für öffentliche Anskegelnngen 10 «/» des Werthes

der ansznkegelnden Gegenstände , mindestens aber für
den Tag

' '
1 Mk.

14 . Für öffentliche Belustigungen der vorher nicht gedachten
Art , insbesondere für das Halten eines Marionetten-
TheaterS , für das Borzeigen eines Panoramas , Wachs-
signren -Cabinets , Mnsenms für den Tag 1 bis 5 Mk.

15 . Auch die sogenannten Kaffeekränzchen mit Musik and Tanz,
oder Gesellschafts - oder VereinSabende sind nach vorstehen¬
de» Bestimmungen steuerpflichtig.

§ 2 . I » den Fällen des 8 1 , Ziffer 1 , 5 , 4 , 10 , 12
und 14 bestimmt der Bürgermeister von Fall zn Fall nach
dem Umfange der Lustbarkeit in den vorgesehenen Grenzen die
Höhe der dafür zn entrichtenden Steuer.

8 5 . Tie Steuer ist vor Beginn der Lustbarkeit zu zahlen.
Für die Zahlung hafte » diejenigen , die die Lustbarkeit ver¬
anstaltet . und falls ein geschlossener Raum für die Veran¬
staltung der Lustbarkeit hergegeben wird , — der Bescher des - ^
selben , dieser mit dem Veranstalter ans das Ganze.

8 4 . Ten öffentlichen Lustbarkeiten im Sinne dieser Ord¬
nung werden diejenigen gleichgestellt , welche von geschlossenen
Vereinen oder Gesellschaften oder von solchen Vereinen ( Ge¬
sellschaften ? veranstaltet werden , die zn diesem Behnfe ge¬
bildet sind . ;

Als öffentliche Lustbarkeiten im Sinne dieser Ordnung !
gelten diejenigen nicht , bei welchen ein höheres wissenschaft¬
liches oder Kunstinteresse obwaltet.

Bei össentlichen Lustbarkeiten , deren Reinertrag zn einem
wohlthätigen Zweck bestimmt ist , kann die Zahlung der Steuer !
von dem Bürgermeister erlassen werden . !

8 5 . Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieser
Ordnung unterliegen einer Strafe von 0 bis .40 Mk.

8 l>. Unberührt bleiben die im Bezirke der Stadtgemeinde
Grafrath erlassenen , die Veranstaltung von öffentlichen Lust¬
barkeiten betreffenden Polizeilichen Vorschriften.

8 7 . Vorstehende Ordnung tritt am 1 . April 1805 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das bestehende Regulativ vom 20 . März 1881
außer Kraft.

Grafrath, den 24 . Oktober 1804.

Ter Bürgermeister : gez . Kürten.

Gesehen und genehmigt.

Düsseldorf, den 5 . Rovember 1804.

Der Bezirks -Ausschuß zn Düsseldorf , I . Abtheilnng:

L . F . I . 5747 . (ch 8 . ) gez . Büsgen.

3 . Ordnung,
betr . die Erhebung eines Tuschlitges zur Vrnusteuer und

einer Viersteuer in der Gemeinde Grüsrnth.

Auf Grund des Beschlusses der Stadtverordneten -Versamm-
lnng vom 14 . Juli 180 <> wird hierdurch in Gemäßheit der
88 14 , 18 und 82 des Kommunnlabgabengesetzes vom l4 . Juli
1804 für die Gemeinde Gräsrath die nachstehende Stenerordnnng
erlassen.

I . Zuschlag zur Brausteuer.
8 1 . Stenerstch.

Vom 1 . April 1807 ab wird von dem im Gemeindebczirk
gebrauten Biere ein Zuschlag von fünfzig vom Hundert zur
Branstener erhoben.

8 2 . Zeit der Zahlung.
Der Zuschlag ist von den Branereibeschern , gleichwie die

Branstener bei der Anmeldung und Versteuerung der einzelnen
Gebräue oder bei der Einzahlung der FixationSraten an die
Gemeindeknsse zn entrichten.

8 4 . Erstattungen.
Für die Erstattung des Zuschlages sind die wegen Er¬

stattung der Branstener in 8 7 des Gesetzes vom 41 . Mai
1872 gegebenen Vorschriften maßgebend ; sie erfolgt ans Grund
einer Bescheinigung des Königlichen Hnnptstcueraintes über die
bewirkte Erstattung der Branstener.

8 4 . Aussuhrvergütnng.
Für das vom 1 . April 1807 ab ans dem Gemeindebrzirke

Grafrath ausgeführte Bier wird der gezahlte Zuschlag vergütet.
Der Anspruch ans die Vergütung wird nur zuverlässigen und
in steuerlicher Beziehung unbescholtenen Brauern und nur dann
zugestanden , wenn dieselben nur selbstgebrnntes Bier ansführcn,
und wenn sie Bücher führen , aus denen die zur Bierbereitnng
verwendeten Stosse und deren Menge , sowie der Umfang der
Bierbereitnng und Bieransfnhr sich ergiebl . Tie Bücher müssen
ans Erfordern den von dem Bürgermeister mit der Aufsicht
beauftragten Beamten jederzeit vorgelegt werden.

Die Zahlung der Vergütung erfolgt monatlich auf An¬
weisung des Bürgermeisters durch die Gemcindekasse.

H . Steuer vo » eingefnhrtem Bier
8 5 . Steuersatz.

Vom 1 . April 1807 ab wird von dem in den Gemeinde-
bezirk Gräsrath eingeführten auswärts gebraute » Bier eine
Steuer von <>5 Pfg . für das Hektoliter erhoben . Tie Steuer
wird indes ; bei der Wiederausfuhr vergütet . Ans diese Ver¬
gütung finden die Bestimmungen des 8 4 entsprechende An¬
wendung.

8 >>. Befreiung und Rückvergütung.
Von der Steuer befreit ist,

a ) Bier , welches in Mengen von nicht mehr als 2 Litern
eingeführt wird.

d ) Bier , welches durch den Gemeindebezirk nur dnrchgcjührt
wird . DnrchgcführteS Bier ist auch solches , welches ans
der Eisenbahn zugesührt , ohne in die Stadt eingebracht
zn werden , ans dem Bahnhofe lagert und demnächst in
den Urgcbinden weiter befördert wird , oder welches , ans
der Achse eingegangen , in denselben Gebinden und mit
demselben Frachtbriefe weiter geht.

Auf Bier , welches ans irgend einem Grunde znrückgesandt
wird , wird die gezahlte Steuer znrückerstattet.
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8 7 . Art , Ort und Zeit der Einfuhr.
Alles zur Einfuhr bestimmte Bier muß in Fässern , deren

geaichter Inhalt auf denselben in Zahlen deutlich eingebrannt
ist , oder in vollen , für jedes Frachtstück gleichartigen Flaschen
eingehen.

Die Einführung iß ^außer auf den .Eisenbahnen nur an den
von der Gemeinde-Verwaltung bestimmten Stellen und nur
in der Zeit von 7 Nhr Morgens bis 7 Uhr Abends zulässig.

8 8 . Ueberwachung der Einfuhr.
Wer von auswärts oder von den Bahnhöfen auf Wagen,

Karren oder in sonstiger Weise Bier in den Gemeindebezirk ein-,oder durch den Gemeindebezirk durchführt , ist verpflichtet, eine
die Namen der Absender und Empfänger und den Inhalt
jeder einzelnen Sendung enthaltenen Nachweisuna in doppelter
Ausfertigung bei sich zu führen und beide Ausfertigungen an
den von dem Bürgermeister bestimmten Stellen vörzulegen.
Eine Ausfertigung wird dem Frachtführer sofort abgestempelt
zurückgcgeben . Jeder Frachtführer ist verpflichtet, den Auf¬
sichtsbeamten auf Erfordern die Nachweisnng vorzuzcigen.

8 9 . Zahlung der Steuer.
Bon auswärts eingeführtes Bier muß vonZmn .,EmPjänger

spätestens am Tage nach dem Empfang während der üblichen
Dienststunden auf der Gemeindekasse versteuert werden.

Steuern , welche hiernach au Sonn - und Festtagen entrichtet
werde» müssen, sind am Borniittage des nächsten Werktages
zu zahlen . -

Wer Bier empfängt , welches von auswärts eingeführt ist,
hat der ^ Kasse , eine mit seiner Unterschrift versehene Anzeige
in doppe

'ster Ausfertigung vorzulegen , aus welcher der Ab¬
sender, der Inhalt der Gebinde, der Lagerort , Tag und Stunde
des Empfanges und der Betrag der Bicrsteuer ersichtlich sein
müssen . Eine Ausfertigung wird dem Steuerpflichtigen mit
Empfangsbescheinigung zurückgegeben; dieselbe ist in einem
Sammelhefte aufzubewahren und den Aufsichtsbeamten auf Er¬
fordern vorzuzeigen.

8 10. Lagerbuch.
Wer sich mit dein Kauf von Bier znm Weiterverkauf oder

Ausschank befaßt , hat über das vom 1 . April 1897 ab un¬
mittelbar von auswärts bezogene Bier ein Lagerbuch zu führen;
dasselbe ist den im 8 9 für die Anzeige gegebenen Vorschriften
entsprechend einzurichten und jederzeit nebst dem Sammclhefte
der Anzeigen zur Einsicht der Aufsichtsbeamten bereit zu halten.

8 11 . Durchsuchungen.
Den Auffichtsbcamten ist von Denjenigen , welche Bier

von auswärts bezogen haben, behufs Vornahme von Durch¬
suchungen der Zutritt zu den Räumen , in denen das Bier ge¬
lagert wird , zu gestatten.

m ZulässigeVereinbarungen
8 12.

/ , Der Bürgermeister ist befugt, mit einzelnen Steuerpflich-
j tigen zum Zwecke der Erleichterung des Verkehrs , ferner der
! Zahlung und Vergütung der Steuer besondere Vereinbarungen
I zu treffen . Die Vereinbarungen bedürfen der Genehmigung.

lv . Strafen.
8 13-

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser Ordnung
werden mit einer Strafe von 8 bis 30 Mark belegt . Außer¬

dem ist im Falle der Steuerhinterziehung die hinterzogene
Steuer nachzuzahlen.

Gräfrath, den 14 . Juli 1896.

(b>. 8 . ) Der Bürgermeister , gez. Kürten.

Gesehen und genehmigt.

Düsseldorf, den 12 . August 1890.

Namens des Bezirks -Ausschusses I . Abtheilung.
(T . 8 . ) Der Vorsitzende. I . B . gez . : Ruhnke . 6 . H. . 13908.

Die nachträgliche Streichung des letzten Satzes im 8 6
genehmigt.

Düsseldorf, den 27 . November 1896.

Namens des Bezirks -Ausschusses I . Abtheilung.
(I- . 8 . ) Der Vorsitzende. I . V . gez . : Büsgen . L . ^ . 16244.

Ordnung
für die

Erhellung einer Gemeindesteuer bei dem Erwerbe von
Grundstücken im Vezirke der Vtndtgemeinde Grafrath.

Auf Grund der 88 13 , 18, 69 , 70 und 82 des Kom¬
munalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 und des Beschlusses
der Stadtverordneten -Versammlung vom 28 . April 1902 wird
für die Stadtgemeinde Gräfrath nachstehende Stenerordunng
erlassen.

8 1-
Jeder auf Grund einer freiwilligen Veräußerung erfolgende

Eigenthumserwerb eines in der Stadtgemeinde Gräfrath be-
legenen Grundstücks unterliegt einer Steuer von 1 vom Hundert
des Werthes des veräußerten Grundstückes.

Wird das Eigenthum eines Grundstücks der vorbezeichneten
Art im Zwangsversteigerungsverfahren erworben , so ist eine
Steuer von 1 vom Hundert von dem Betrage des Meistgebots,
zu welchem der Zuschlag ertheilt wird , unter Hinzurechnung
des Werthes der von dem Erstehen übernommenen Leistungen
zu entrichten.

Für die Steuer sind der Veräußerer und der Erwerber ver¬
haftet . Steht einem derselben nach den landesstempelgesetzlichen
Vorschriften ein Anspruch auf Befreiung von der Abgabe zu
(8 6 ) , so ist von dem anderen Theile die Hälfte der Steuer
zu entrichten.

Bei Grundstückserwerbungen im Zwangsversteigerungs¬
verfahren ist die Steuer von demjenigen zu entrichten, welchem
der Zuschlag ertheilt ist . Ist dieser ein Hypotheken- oder Grund¬
schuldgläubiger des betreffenden Grundstücks, der in den letzten
20 Jahren das Grundstück einmal besessen hat , oder ist dieser
eine von der Zahlung des Stempels befreite Person ( 8 6 ) ,
so kommt eure Steuer nicht zur Erhebung.

8 2 .
Erfolgt der Eigenthumserwerb auf Grund einer Schenkung

unter Lebenden — insbesondere auch einer remuneratorischen
oder mit einer Auflage belasteten Schenkung — so ist die
Mgabe nach dem Betrage , um welchen der Beschenkte durch



den Erwerb des Grundstückes reicher wird , zu entrichten . Für
die Feststellung dieses Betrages haben die Vorschriften der
88 14 bis 10 des Gesetzes , betreffend die Erbschaftssteuer von:
30 . Mal 1373 — 10 . Mai 1801 (G .-S . für 1801 S . 78)
und Art . I Dir . 2 des Gesetzes betreffend die Erbschaftssteuer
vom 31 . Juli 1805 ( G . -S . für 1805 S . 112 ) sinngeniäste
Anwendung zu finden.

8
Die Steuer wird nicht erhoben , wenn ein Grundstück von

einem Veräußerer ans einen Abkömmling auf Grund eines
lästigen Vertrages übertragen wird oder wenn Einer oder
Mehrere von den Theilnehmern an einer 'Erbschaft das Eigen-
thnm eines zu dem gemeinsamen Nachlasse gehörigen Grund¬
stücks erwerben.

Zn den Theilnehmern an einer Erbschaft wird auch der
überlebende Ehegatte gerechnet , welcher mit den Erben des
verstorbenen Ehegatten gütergemeinschaftliches Vermögen zu
theilen hat.

8 1.
Bei Eigenthnmserwerbnngen , die znm Zwecke der Theilung

der von Miteigenthiimern gemeinschaftlich besessenen Grund¬
stücke außer dem Falle der Erbgemeinschaft ( vcrgl . 8 -1 ) er¬
folge » , kommt die Steuer nur insolvent zur Erhebung , als
der Werth des dem bisherigen Miteigenthümer znm alleinigen
Eigenthnm übertragenen Grundstücks mehr beträgt , als der
Werth des bisherigen ideellen Antheils dieses Miteigenthümers
an der ganzen zur Theilung gelangten gemeinschaftlichen Ver-
mögensmasse.

8
Erfolgt der Grnndstückscrwerb ans Grund von Tausch-

Verträgen , so berechnet sich die Steuer nach dem Werthe der
von einem der Vertragschließenden in Tausch gegebenen Grund¬
stücke , und zwar nach denjenigen , welche den höheren Werth
haben , bei dem Tausche in der Stadtgemeinde Gräfrath be-
legener Grundstücke gegen außerhalb derselben belegene nach
dem Werth der ersteren.

8 6.
Wegen der sachlichen und Persönlichen Steuerbefreiungen

und Steuerermäßigungen , insoweit sie nicht bereits durch die
vorangegangenen Bestimmungen geregelt worden sind , finden
die Bestimmungen der Landesgesetze über den llrknndenstempel
bezw . Schenknngsstempel entsprechende Anwendnng.

8 7 .
Die Werthermittelung ist in denjenigen Fällen , in welchen

die Steuer von dem Werthe des Grundstücks zu berechnen ist,
aus den gemeinen Werth des Gegenstandes zur Zeit des Eigen-
thnmswechsels zu richten.

In keinem Falle darf ein geringerer Werth versteuert
werden , als der zwischen den , Veräußerer und dem Erwerber
bedungene Preis mit Einschluß der vom Erwerber über¬
nommenen Lasten und Leistungen und unter Zurechnung der
vorbehaltenen Nutzungen . Die ans dem Gegenstände hastenden
gemeinen Lasten werden hierbei nicht mitgercchnet ; Renten und
andere zu gewissen Zeiten wicderkehrende Leistungen werden
» ach den Vorschriften des Gesetzes , betreffend die

'
Erbschafts¬

steuer vom 30 . Mai 1873 , 10 . Mai 1801 HZ 15 bis 10 und
vom 31 . Juli 1805 Artikel 1 Nr . 2 kapitalisirt.

8 8.
Die Veranlagung der Steuer geschieht durch den Steuer-

ausschuß.
8 " -

Die zur Entrichtung der Steuer Verpflichteten haben
innerhalb einer Woche nach dem Erwerbe dem Bürgermeister
hiervon sowie von allen sonstigen für die Festsetzung der Steuer

in Betracht kommenden Verhältnissen schriftliche Mittheilnng zu
machen , auch die die Stenerpflichtigkeit betreffenden Urkunden
vorzulcgen.

Ans Verlangen des Steueransschnsses sind die Steuer¬
pflichtigen verbunden , über bestimmte , für die Veranlagung
der Steuer erhebliche Thatsachcn innerhalb einer ihnen zu be¬
stimmenden Frist schriftlich oder zu Protokoll Auskunft zu
crtheilen.

8 1 <1
Der Steneransschuß ist bei der Veranlagung der Steuer

an die Angaben der Steuerpflichtigen nicht gebunden . Wird
die ertheilte Auskunft beanstandet , so sind dem Steuerpflich¬
tigen vor der Veranlagung die Gründe der Beanstandung mit
dem Anheimstellen mitzntheilen , hierüber binnen einer ange¬
messenen Frist eine weitere Erklärung abzugeben ( vergl . H 63
des '

Kommnnalabgabengesetzes ) .
Findet eine Einigung mit dem Steuerpflichtigen nicht statt,

so kann der Steneransschuß die zu entrichtende Steuer nöthigen-
falls nach dem Gutachten Sachverständiger sestsetzen.

8 1K
Nach bewirkter Prüfung erfolgt die Veranlagung der

Steuer durch den Steuerausschuß , worüber dem Steuerpflich¬
tigen ein schriftlicher Bescheid zuznstcllen ist.

Die Steuer ist innerhalb 6 Wochen an die Stadtkasse zu
entrichten . Nach vergeblicher Aufforderung zur Zahlung er¬
folgt die Einziehung der Steuer im Verwaltnngszwangsver-
fahren.

8 12-
Der Einspruch gegen die Veranlagung ist binnen einer

Frist von 4 Wochen nach Zustellung des Veranlagnngsbescheides
beim Bürgermeister schriftlich anzubringen.

lieber den Einspruch beschließt der Gcmeindevorstand.
Gegen dessen Beschluß steht dem Steuerpflichtigen binnen einer,
mit dem ersten Tage nach erfolgter Zustellung beginnende»
Frist

'von 2 Wochen die Klage im Verwnltnngsstreitverfahren
(an den Bezirksausschuß ) offen.

8 Kl.
Wer eine ihm nach H 0 dieser Ordnung obliegende An¬

zeige oder Auskunft nicht rechtzeitig oder nicht in der vorge-
schriebenen Form erstattet , wird , insofern nicht nach den be¬
stehenden Gesetzen eine höhere Strafe verwirkt ist , mit einer
Geldstrafe von 1 bis 30 Mark bestraft.

H 14.
Diese Ordnung tritt am 1 . Juli 1002 in Kraft.

Gräfrath, den 1 . Mai 1002.

Der Bürgermeister Bartl an.

Genehmigt L . H . I . 2091.

Düsseldorf, den 3 . Juni 1002.

Der Bezirks -Ausschuß zu Düsseldorf . Erste Abtheilnng.

(O . 8 . ) gez . Bloem.

Vorstehende Ordnung wird mit dem Bemerken bekannt
gemacht , daß der Herr Ober -Präsident der Rheinprovinz mittelst
Erlasses vom 2 . d . Mts . J .-No . 12 018 der Genehmigung
des Bezirks -Ausschusses zugestimmt hat.

Gräfrath, den 22 . Juli 1902.

Der Bürgermeister : Bartlau.
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Zur Deckung der Gemeindebedürfnisse sind in den Berichts¬
jahren an Zuschlägen erhoben worden

a ) von der Grund - , Gebäude - und Gewerbesteuer je 160 o/g
b ) von der Einkommensteuer je 160 o/g
o ) von dem fing . Einkommensteuersatzc von 4 Mk . je 100 o/g
ck) von der Betriebssteuer je 60 o/g

Es betrugen die Veranlagungssumme der
1900

'
1901 1902

Grundsteuer 2 391,49 Mk . 2 382,76 Mk . 2 374,41 Mk.
Gebäudestcuer 13 731,50 Mk . 14 051,40 Mk . 14 676,60 Mk.
Betriebssteuer 595, — Mk . 595, — Mk . 610, — Mk.
Gewerbesteuer 7 897, — Mk . 9 804, — Mk . 9102, — Mk.

Von dem für 1902 veranlagten Gewerbesteuerbetrage ent¬
fällt auf

Klasse I mit 4 Steuerpflichtigen 3232 Mk.
Klasse II mit 3 Steuerpflichtigen 1116 Mk.
Klasse III mit 28 Steuerpflichtigen 2276 Mk.
Klasse IV mit 151 Steuerpflichtigen 2478 Mk.

zusammen 186 Steuerpflichtige 9102 Mk.

Von den in der Gemeinde Gräfrath belegenen , aber aus¬
wärts veranlagten Betrieben (Z 38 des Gewerbesteuergesetzes)
erhält die Stadt Gräfrath Gewerbestcuertheilbeträge in einer
Summe von 327 Mk.

Zur Waarenhausstcuer waren im Jahre 1901 die beiden
Versandthäuser C . W . Engels -Foche und Gebr . Rauh -Gräsrath
veranlagt . Den Vorschriften über den Zweck der Verwendung
der Waarenhaussteucr entsprechend , hatte die Stadtverordnetcn-
Versammlung am 21 . Januar 1902 beschlossen , die Kleinge¬
werbetreibenden insofern zu entlasten , als ans den Einkünften
der Waarenhaussteuer den Gewerbetreibenden der Gcwcrbe-
steuerklassen III und IV 50 o/g ihrer Gewerbesteuer rückver¬
gütet werden sollte . Der Ausführung dieses Beschlusses stand
jedoch das inzwischen von der Firma Engels eingeleitete Be-
rufungsverfahren entgegen , sodaß die Stadtverordnetenversamm¬
lung , um keine Ausgaben zu haben , wofür evtl , keine Deckung
vorhanden Iväre , sich gezwungen sah , am 11 . Juli 1902 den
früheren Beschluß einstweilen wieder anszuheben.

In den Berichtsjahren wurden ertheilt bezw . beantragt:
1900 1901

> Legitimationskartcn 82 92
Wandergewerbescheinc 30 21.

Die Personenstandsaufnahme zur Einkommenstcuer -Veran-
lagnng im November 1901 ergab eine ortsanwesende Be¬
völkerung von 8030 Personen . Hiervon unterlagen 1335 der
Staatseinkommensteuer.

Ergebnis , der Einkommensteuer -Veranlagung für das Rech¬
nungsjahr 1902:

Es sind frei¬

gestellt gemäß

Nach der Festsetzung der Steuerliste sind veranlagt:

Personen mit dem jährlichen Steuersätze von

Jahresbetrag
der

veranlagten

Steuer

(Sp . 3 — 12)

Mit einem
Einkommen von

mehr als
3000 Mk . sind

veranlagt
Steuerpflichtige

818

des E

§ 19

esetzes

F.

6 9

F.

12 16

F:

21

F.

26 31 36

i

44 52
I
!

i 2 3 4 ^
5 6 7 8 10 j 11 12 13 14

18 2 655 225 109 67 38 43 30 28 25 21 14 381 95

mit einem

Gesammlsteuer-

betrage von
25 038 Mk.

Ans den Kops der Bevölkerung entfällt eine Staatsein-
kommensteucr von 4,91 Mk.

Znm fingirten Einkommensteuersatze von 4 Mk . sind im
Jahre 1902 veranlagt 741 Personen mit einem Betrage von
2964 Mk.

An indirekten Gemeindesteuern sind eingegangen:
1900 1901

Hundesteuer 1600, — Mk . 2065, — Mk.
Lustbarkeitssteuer 1036, — Mk . 1209, — Mk.
Biersteuer 2635,20 Mk . 2738,46 Mk.
An Kirchensteuern sind erhoben worden:

1900 1901

u ) von der evang . Gemeinde Gräfrath 4788,16 Mk . 5114,74 Mk.
1900 30 o/g v . d . fing . Satze

von 4 Mk.
45 v/g v . d . Staatsein¬
kommensteuer,

1901 30 °/o bezw . 40 °/g

b ) von der kathol . Gemeinde Gräfrath 1608,37 Mk . 1786,53 Mk.
35 o/g o . d . fing . Satze von 4 Mk.
und von der Staats -Einkommen¬
steuer,

o) von der evang . Gemeinde Ketzberg 3997,15 Mk . 4434,32 Mk.
40 o/g v . d . fing . Satze von 4Mk.
und von der Staats -Einkommen¬
steuer,

ck) von der evang . Gemeinde Wald 3059,03 Mk . 2898,48 Mk.
16 o/g o . p . fing . Satze von 4 Mk.
und 32 o/g v . d. Staats -Ein¬
kommensteuer , _

zusammen : 13452,71 Mk . 14234,07 Mk.

Für das Rechnungsjahr 1902 werden die gleichen Prozent¬
sätze wie im Vorjahr umgelegt.
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u . Rassen - und Rechnungswesen.
Die Rechnungsabschlüsse der Stadtkasse Grafrath stellen sich für die Berichtsjahre 1900 und 1901 wie folgt:

Jahr
Soll

Kinirahme

Ist Rest Soll

Ausgabe

Ist Rest
Bestand

1900 190 168 .89 189 929 .06 239 .83 189 997 .85 189 997 .85 68 . 79
Vorschuß

1901 167 039 .23 164 711 .31 2 327 .92 157 011 . 19 157 011 . 19 7 700 . 12
Bestand

Aus der Stadtkassen-Rechnung für 1900 und 1901 sind
die Ergebnisse der titelmäßigen Einnahmen und Ausgaben
folgende:

L . Linnahine 1900 1901

Bestand , Defekte, Neste . . . . 14 063 .92 114 .40
Grundrenten. 21 .40 21 .40
Bestimmte Einkünfte . . . . 5 .— r>.—
Unbestimmte „ . . . 268 .50 363 . —
Zinsen von Aktiv - Kapitalien und

Einnahmen aus städtischen An-
stallen und Gebäuden . . . 10 523 .48 10 792 .58

Außerordentliche Einnahmen . . 65 171 .08 46 705 .07
KommunalAbgaben . . . . 99 875 . 68 106 709 .86

Summe aller Einnahmen 189 929 .06 164 711 .31

L . Ausgabe 1900 1901

Vorschüsse, Defekte, Reste . . . 68 .79
Verwaltungskosten. 16 559 .32 18 905 . 77
Polizei -Ausgaben. 8 513 . 10 11 386 .80
Steuern und Grundrenten . . . 338 .55 153 .40
Zinsen und Schulden . . . . 16 438 . ! ,0 16 727 .83
Baukosten. 7 017 . 16 10 814 . 20
Armenpflegekosten. 18 954 .27 19 449 .57
Schulausgaben . ' . 60 305 .61 46 230 .19
Kirchenausgaben . . . . . .
Außerordentliche Ausgaben . . . 61 870 .94 33 274 .64

Summe aller Ausgaben 18!» 997 .85 157 011 . 19

Die Jahresrechnungen der Stadtkasse wurden nach vorauf-
gegangener Prüfung durch die Finanz-Kommission durch die
Stadtverordncten-Versammlung am 21 . Januar 1902 bezw.3 . November 1902 festgestellt und den Rendanten Wagner bezw.
Tesche Entlastung ertheilt.
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12 . vermögen und Schulden der Gemeinde.

L . vermögen.

'Nummer der

Flur Parzelle

2

2

1

-2

6

6

6
2

2

2

4

4

8

8

6

2

4

2

2

2

2

2

2

43
686

24 . 22
163
587
371
466

IX . 44
466

1x7^ 6
464
83

666
81 . 82

370
17 33
842a
426
842
426
866
1k
868
1k

1287
630
671
336
1026
424
586

371
703
371
705
371
707"
371

1 . Liegenschaften.
Nach dem Gemeindelagerbuch besitzt die hiesige Gemeinde folgende Grundstücke:

Bezeichnung der Lage Kulturart Flächen-Jnhalt

Hektar ! Ar ^ Hj -M.

Ungefährer
Werth

Am Markt ertraglos — — 33 30

Steinesserhof Hofraum — 1 07 300

Berger Gärten Gärten — 3 00 150

Ani Muhrenkamp » — 21 70 1 500

Nümmen Hofraum — 1« 74 1 040

Hausgarten — 1 03 70

„ — 6 18 200
Arn Markt Hofraum — — 70 150

,, — 2 44 510

Ani Muhrenkamp — 14 47 2 020

Ketzberg Wiese — 2 71 k15

,, Hofraum u . Hausgart. — 8 38 . 300

Am Central Hausgarten — 10 10 5 050

,, Hofraum — 13 75 4 800

Am kleinen Feldchen Acker — 28 37 2 000

In den Zugärten Hofraum — 14 28 0 000

Ketzberg — 2 04 140

Am Muhrenkamp Acker — 10 98 1 180

— 3 01 200

— — 05 5

— 07 5

„ — 1 33 90

— 33 33 2 330

Zu übertragen: 2 ii 95 28 905
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Nummer der
Bezeichnung der Lage Kulturart Flachen -Jnhalt Ungefährer

Werth
Flur Parzelle Heltar Ar lü -M. F.

Uebertrag: 2 11 05 28 005

6 1070
0 . 490 Aus de» Wegen Hofraum — — 14 10

2 669
600 Im Baumannsfeld Begräbnißplatz — 72 32 3 000

6 1020
81 Tummelhauserfeld Acker — 51 05 4 500

i 505
159 Am Erdkämpchen Garten — — 03 5

i 500
100 — — 22 10

i 501
102 „ — — 32 15

i 498
166 " " — 2 51 100

i 583
229 An der Steinkaul Wiese ' — 1 72 100

i 585
229 „ — 02 O

i 579
0 . 230 Bach — — 16 10

i 581
0^ 230 Weg — — 25 10

i 587
230 Acker — 1 87 Ao

>.
544
231 „ „ — — 50 10

i
677

— — 26 5

- 1 278
V . 00 Ober der Pisbach „ — 83 68 1800

i 532'
279 . 280 Wiese - 31 56 1000

i 537
282 Hausgarten — — 73 30

i 283 ,, Acker — 13 86 280
2 712

325 In den Zugärten Garten — 2 31 00

2 6-16
- -- 3 17 120

2 047
6 . 338 Weg — — 22 i)

2 048"
339 Im Baumannsfeld Hofraum — I 00 75
051
340 Garten — 1 11 50

2 001
347 — 3 81 150

Zu überlragen : 1 4 ! 85 ! 76 40 320



Nummer der
Bezeichnung der Lage Kulturart Flächen -Jnhalt Ungefährer

Werth
Flur Parzelle Hectar Ar F,

Uebertrag: 4 Ko 76 40 320

2
7u;
84- Im Baumannsfeld Garten — — 33 20

2 77U
871 Am Mohrenkamp — 3 32 140

6
1288
05, Am Bergerdröhl Acker — 3 l7 80

6 162«,"
Ö5> „ „ - - - 16 15

6 785,0"
847 Oderm Hof „ — 3 74 ION

6 1807
847 — i) 18 130

6 1865,
872 Ain Nümmenerfeld „ — 13 .33 420

6
1662
575 Ober Nümmenerfeld ,, — 7 60 200

6 7685,
875, » „ — — 08 3

6 1666
0 . 675 „ Weg — — 13 10

6
1802
420 An der alten Straße Acker — — 22 15

6
1647
429 „ — .3 00 100

6
1874
480 „ — 6 .33 ' 230

6
1870
486 Nümmenerfeld „ — 34 3 !» 1 000

6
16-16"
Ä7" „ Holzung — 1 2«; 23

«i 165-1"
560 Ober Dahl Garten — 1 02 30

6 1660
<4 618 Am Dick Weg — — 18 3

6 1662
618 „ Wiese — 2 68 90

6 1802
614 „ „ — 06 35

6 1817"
7i16 Schweizerbanden — — 37 10

6 1815
617 „ — — 20

6 1814
618 „ — - 86 23

6 166-1
709 Flachsberg Acker — 2 06 50

7 260
207" Im Apfelbaum Weide — 1 23 25

Zu übertragen: 5 84 46 43 120



Nummer der
Bezeichnung der Lage Kulturart Flächen -Jnhalt Ungefährer

Werth
Flur Parzelle Hectai^ Ar lü -M. OL

Uebertrag: 5 84 49 43 120
7 274

209 Im Apfelbaum Weide — 2 »0 75
24a7 210 f, Acker — - - 78 15
2607 "

^ 10 ff „ — 1 32 30

7 24»
^

211 „ Holzung — 3 33 00
2627 211 f, ,, — — 98 20
264

r 211 V f, — — 59 10
2877 211 ff — — 50 10
241»7 212 ff illeide — 3 A) 90
2110

7 212 ,f — — 12 3
4003 ^
29 Exercierplatz Holzung — 42 20

4013 29 f, „ — 30 35
4023 29 ,f 3 18 30 10 550
4043 "

^ 9
"

,f 2 74 55
'.r 404

29 „ !)4

i ,101
Acker441 Am Steinchen — 35 09 2 000

«; 1770
420 Neuenweg Weg -- 19 05 2 000

3 40 Exercierplatz 4 80 71 5 500
2 20 Steinesserhof Hofraum — 2 47
2 474

21
"

,f " — l —

474
16 ff Garten — — 92

5 527
2 470"

49
'

,f — — 94
2 474 ,f Wiese — 2 51
4 In den Jrlen Holzung — 38 09 2 417

Zusammen: 19 28 05 71 427
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2. Gebäude.
Im Gemeindebesitz befinden sich folgende Gebäude:

1 . Rathhaus zu Grafrath mit Nebengebäude ver¬
sichert zu 16200

2 . alte evang . Schule zu Gräfrath mit Neben¬
gebäude versichert zu 13000

3 . neue evang . Schule zu Grafrath mit Neben¬
gebäude versichert zu 22900

4 . knth . Schule zu Gräfrath mit Nebengebäude
versichert zu 21300

5 . evang . Schule zu Ketzberg mit Nebengebäude
versichert zu 11700

6 . evang . Schule zu Stockdum mit Nebengebäude
versichert zu 34000

7 . evang . Schule zu Central mit Nebengebäude
versichert zu 38000

8 . evang . Schule zu Nümmeu mit Nebengebäude
versichert zu 130609 . Gasfabrik mit Wohnhaus versichert zu 30000

10 . Spritzenhaus zu Gräfrath versichert zu 900
11 . Spritzenhaus zu Nümmen versichert zu 360
12 . Gerätheschuppen zu Gräfrath (früher Eick

holz ' sche Werkstelle ) versichert zu

Mk.

Mk.

Mk.

Mk.

Mk.

Mk.

Mk.

Mk.
Mk.
Mk.
Mk.

1200 Mk.

Zusammen : 203520 Mk.

3 . Mobilar und Einrichtungen.
1 . Einrichtung der Gasfabrik , Gasometer , Rohr¬

netz, Straßenlaternen 150788 Mk.2 . Mobilar des Rathhauses , der Stadt - und Spar¬
kasse, sowie der Schulen 20000 Mk.3 . Feuerlöschgeräthe 4000 Mk.

Zusammen : 174788 Mk . ;

4 . Baarvermögen . >
Am Schlüsse des Rechnungsjahres 1900 war folgendes !

Baarvermögen vorhanden : !
а . die de Leuw -Stistung für arme Kranke 61973,85 Mk . !

lausschl . Grundbesitz ) !d . die Flick '
sche Stiftung mit 30000, — Mk . >o . das Vermächtnis ; des I . W . de Foh mit 500, — Mk . !

ck. das Vermächtnis ; der Helene Rütgers mit 500, — Mk.
б . das Vermächtnis ; des August Rütgers mit 500, — Mk . ik. der Krankcnhaus -Baufonds mit ''

954,79 Mk.
2 . Fonds zur Erstattung der Grunderwerbs¬

kosten der Nebenbahn Solingen -Wald --
Gräfrath -Vohwinkel 19800, — Mk.

Zusammen : 114228,64 Mk.
Am Schlüsse des Rechnungsjahres 1901

Baarvermögen wie folgt:
a . die de Leuw - Stiftnng für arme Kranke

lausschl . Grundbesitz ) mir
b . die Flick ' sche Stiftung mit
o . das Vermächtnis ; des I . W . de Foh mit
ck. das Vermächtnis ; der Heleue Rütgers mit
s . das Vermächtnis ; des August Rütgers mit
k. der Krankenhaus -Bausands mit
x . der Schnlhaus -Baufonds mit
b . Fonds zur Erstattung der Grunderwerbs¬

kosten der Nebenbahn Solingen -Walb-
Gräfrath -Vohwinkel

i . Betriebsfonds der Stadtkasse

stellt sich das

62981,80 Mk.
30000, — Mk.

500, — Mk.
500, — Mk.
500, — Mk.
992,95 Mk.
309, — Mk.

19800 — Alk.
7700,12 Mk.

Das Vermögen der Gemeinde setzt sich Ende 1901 wie
folgt zusammen:
1 . Liegenschaften
2 . Gebäude
3 . Mobilar und Einrichtringen4 . Baarvermögen
5 . Baarbestand der Gaskasse
6 . Reservefonds der städt . Sparkasse

71427, — Mk.
203520, — Mk.
174788, — Mk.
123283,87 Mk.

28768,57 Mk.
103145,50 Mk.

Zusammen : 704932,94 Mk.

! ' Schulden.
Ende des Rechnungsjahres 1901 waren folgende Schulden

vorhanden:
u . Rest der Anleihe bei der hiesigen städt.

Sparkasse zur Deckung von Gcmeinde-
schulden 12300, — Alk.d . desgl . für den Neubau der evangel . Schule hier 14100, — Mk.a . desgl . für den Eiseubnhn -Grundcrwerb 64000, — Akk.

ck. desgl . für den Bau der Gasanstalt hier 140950, — Mk.s . desgl . für den Neubau der kath . Schule hier 6800, — Mk.1. desgl . für den Erweiterungsbau der evang.
Schule zu Stockdum

_ 13200, — Mk.

Zusammen 251350, — Mk.
Im Jahre 1900 sind die Zinsen der Anleihen mit 10 748,90Mk . und im Jahre 1901 mit 10 937,83 Mk . gezahlt worden.
Die Kasse der städtischen Gasanstalt hat die Zinsen des

gesammten Anlagekapitals erstattet und zwar : 1900 4hi »/»von 160 380,50 Mk . und 1900, — Mk . Abtragung mit im
Ganzen 8716,15 Mk ; 1901 4 >

, t °/c> von 158 480,50 Mk . und
2000, — Mk . Abtragung niit im Ganzen 8735,42 Mk.

Das Vermögen am Schlüsse des Jahres 1901 betrug:
704 933,09 Mk.

Die Schulden am Schlüsse des Jahres
1901 betrugen : 251 350,00 Alk.

Vorhandenes Gcmeindevermögen : 453 583,09 Mk.

15 . rvirthscbaftliche und verkebr - rwrbältnissc.

: > Allgemeines.
Der in den Berichtsjahren in die Erscheinung getreteneallgemeine wirthschaftliche Niedergang ist auch auf die ver¬

schiedenen Zweige der hiesigen Kleineisen -Jndnstrie nicht ohne
Wirkung geblieben . Zwar sind die größeren industriellenWerke nicht gerade geuöthigt gewesen , Arbeitcrcntlassungen vor-
zunehmcn , aber sie haben znin großen Theil zeitweise die Ar-
beitsdaner einschränken müssen . So hat z . B . die Firma Gott¬lieb Hammesfahr zu Foche während des ganzen Sommers1901 und während etwa 4 Wochen im Sommer 1902 nur an5 Wochentagen gearbeitet , eine gleiche Beschränkung hat die
Firma F . W . Rauh zu Foche während der Zeit vom l . Sep¬tember 1901 bis zum 11 . Oktober 1902 eintreten lassenmüssen . Aehnlich haben sich die Verhältnisse in den meisten
übrigen Werken der Kleineisen -Jndnstrie gestaltet.

In der Textilbranche sind die Jahre 1900 , 1901 und 1902
ebenfalls unerfreulich gewesen . Die in Gräsrath befindlicheSeidenweberei von Ernst Niepmann L Cie . konnte nach denmir von der Firma gemachten Mittheilungen auf Kosten der
Waarenpreisc den Betrieb aufrecht erhalten , ohne Lohnvcr-
kürzuugen eintreten lassen zu müssen . Die Streikbewegung im
Jahre 1900 kam im Jahre 1901 znm Ansbruch und es dauerteZusammen : 123283,87 Mk.



der Streik etiva 4 Wochen . Abgesehen von dein Verloste , den !
der Stillstand des grösseren Theilcs der Fabrik mit sich brachte , >
hat der Streik doch den Vortheil gehabt , daß sich wieder ein
besseres Verhältnis ; zwischen Arbeitgeber nnd Arbeitern ge¬
bildet hat.

Bei dem starken Anwachsen der Seidenindnslrie in den !
anßerdentschen Ländern , wie Nord - Amerika , Italien , Oesterreich , !
Rußland , sind die Aussichten für die Zukunft nicht hvssuungs - >
voll , eS steht vielmehr zu befurchten , daß dauernd die Export - j
Aufträge zu Preisen ausgeführt werden müssen , -die keinen ge- '
uügeuden Nutze » lassen . In Deutschland krankt die Industrie
an dem schlechten Einhalten selbst fest übereingekommener !
ZahlnugSbedingungcn . Für dir Gesetzgebung böte sich ein ^
lohnendes Feld , den Handel zu heben , wenn Bestimmungen in j
das Gesetz ausgenommen würden , wonach säumige Zahler in
einem ganz kurze » Verfahren zur Zahlung nach Uebereiukunft ^
angehalten werden könnten . Ferner müßten zur Hebung des
Geschäftes die Zölle auf Halbfabrikate zurückbezahlt werden , !

wenn die fertige Waare nachgewiesener Maaßen in anßer-
deutschcn Staaten Vertrieb findet.

Die hiesigen Versandtgeschäfte haben nach wie vor zu thnn;die Zahl der Aufträge hat nicht nachgelassen , sondern eher
zugeuommcu . Geklagt wird nur darüber , daß die Nachfrage
sich in letzter Zeit mehr auf billigere Artikel erstreckt , während
früher häufig auch werthvollcre Gegenstände in Auftrag ge¬
geben wurden . Der auffallende Rückgang der Postnachnahme¬
sendungen ( vergl . Ziffer III 2 k dieses Berichtes ) findet seine
Erklärung in dem Eingehen der sogenannten Coupon - Geschäfte,
von denen bis zum Jahre 1901 mehrere im Gemeindebezirk vor¬
handen waren.

Gegenwärtig find die industriellen Werke wieder voll in
Thätigkeit . Ob aber diese Wendung zum Besseren von Dauer
sein wird , läßt sich noch nicht übersehen.

In den Fabriken , die mehr als 20 Arbeiter beschäftigen,
stellte sich im Monat Dezember 1002 die Arbeiterzahl wie folgt:

Name des Arbeitgebers
Arbeite»

über 16 Jahren

Es werden

Arbeiterinnen
über 16 Jahren

beschäftigt

Jugendl . Arbeiter
unter 16 Jahren

J » gdl . Arbeiterinnen
unter 16 Jahren

C . W . Mell . . 24 1 4
C . W . Stöcker. 45 — — —
Mell L Consorten. 56 1 2 —
Gebr . Stoll. 92 5 10 I
C . W . Engels. 82 4 2 3
Gottl . Hammesfahr. 446 — 26 —
C . Aug . Rauh. 100 — — —
Müller L Schmidt. 21 3 1 —
Gebr . Engels. 21 l 2 -
Gebr . Hillers. 18 25 2 18
Ernst Niepmann. 144

/ ^ vS
63 i) 50

/ <? § 7 // S 3 ^
- V

b . Ergebnisse der städtischen Sparkasse.

Die Entwickelung der Sparkasse hat sich in den letzten
Jahren erfreulicher Weise recht günstig gestaltet . Der Bestand
an Einlagen betrug am 1 . Januar lOOO 1 OM 234,45 Mk.

am 1 . Dezember 1902 2 724 065,52 Mk.
mithin ein Mehr von 794 431,07 Mk.
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Die Zunahme des Geschäftsverkehrs der Sparkasse seit deren Bestehen im Jahre 188 -1 ergiebt sich ans der nachstehen¬
den tlebersicht:

Jahr

Betrag der
Einlagen

am Schlüsse
des

Vorjahres

Zuwachs während di
Jahres

s

ue
l

Zurück¬
genommene

Einlagen

Betrag der
Einlagen
nach dem

Abschluß des
Jahres

An

Sparkaffen

-
Ein-

lagebüchern

befanden

sich

ma

Schluffe

des

Jahres

im

Umlauf

Einnahn

Zinsen

>ßdurch Zu-
schreibmm
von Zinsen

durch ne
Einlage

ie Ausgabe Ueberschi

'
1884 1 020 64 84 368 99 1 766 83 624 63 76 2 080 59 1 021 6^ 1058 95
1885 83 624 63 2 983 44 115 302 34 81 097 38 120 813 03 186 4 855 60 3 636 29 1 219 31
1886 120 813 03 6 377 73 160 900 68 38133 35 249 958 09 430 9 671 96 6 557 98 3 113 98
1887 249 958 09 10 252 05 155 142 03 76 063 28 339 288 89 568 13 146 10 627 76 2 518 24
1888 339 288 89 14 918 53 401 943 28 88 316 57 667 834 13 760 21 802 97 15 693 28 6 109 69
1889 667 834 13 27 334 92 440153 12 159 471 68 975 850 49 923 34 747 16 28 342 04 6 405 12

1890 975 850 49 37 307 65 533 975 67 284 850 65 1 262 283 16 1 075 45 497 38 39 284 66 6 212 72
1891 1 262 283 16 42 008 55 618 369,51 528 009 31 1 394 651 91 1111 49 469 54 44 180 90 5 288 64

1892 1 394 651 91 44 998 71 363 199 15 357 936 43 1 444 913 34 1 173 63 389 22 47 626 90 15 762 32

1893 1 444 913 34 48 908 69 403 172,90 345 592 06 1 551 402 87 1 196 64 490 11 51 014 71 13 475 40

1894 1 551 402 87 51197 35 256 227,39 255 044,50 1 603 783 11 1211 72 030 08 53 432 84 18 597 24

1895 1 603 783 11 53 138 69 451 378 54 351 987,09 1 756 313 15 1 305 74 465 31 56 079 05 18 376 26

1896 1 756 313 15 49 127 31 368 748,74 394 246,45 1 779 942 75 1407 74 952 07 51 836 41 23 115 66

1897 1 779 942 75 50 343 25 366 257j94 423 359 84 1 773 184 10 1463 77 951 65 53 359 93 24 592 72

1898 1 773 184 10 55 577 94 472 560 27 414 801,64 1 886 520 67 1 501 74 407 29 57 872 08 16 535 21

1899 1 886 520 67 59 839 30 416 052 89 432 178,41 1 930 234 45 1605 82 759 33 62 636 22 20 224 11

190' » 1 930 234 45 65 185 50 461 600 23 440 427,10 2 016 593 08 1 664 88 287 58 68 018 03 20 269 55

1901 2 016 593 08 82 630 06 633 878 401 719 63 2 331 381 51 1823 98 244 92 84 677 46 13 567 46

Von dem Einlagebestand und dem Reservefonds sind angelegt:
Reserve

Jahr
Unkosten Gewinn fonds auf in auf Inhaber auf Schuld- bei öffentlichen

Ueberhaupt
Grundstücke

lautenden
Papieren scheine Instituten und

Korporationen

1884 812 10 246 85 5 190 54 72 376 70 6 000 — 78 375 70

1885 446 14 773 17 5 804 25 36 900 — 77 347 75 3 550 !— — 117 797 75

1886 2 417 94 696 04 6 379 67 41 500 — 157 024 70 2 350 — 43 700 — 244 674 70

1887 1 624 07 894 17 7 076 54 95 775 — 192 290 90 2 600 45 400 !- 336 565 90

1888 2 404 01 3 705 68 9101 83 320 725 — 174442 60 2 400 ,- 167 700 ,- 665 267 60

1889 2 548 27 3 856 85 9 530 — 595 525 — 244 123 30 2 400 !— 118 766 ,
91 960 815 21

1890 2 642 — 3 570 72 17 424 99 914 325 — 203 423 08 2 700 - 113 550 1 233 998 08

1891 2 966 40 — — 6 167 12 915 225 — 194 036 90 4 900 >— 266 800 — 1 380 961 90
(in Felge

Coursverlust) 265 000 1 392 325 —
1892 3 698 19 12 164 13 19 02«; 54 917 725 — 195 900 — 13 700 ,-

1893 3 553 01 9 922 39 29 794 93 1 094 125 — 196 879 50 7 400 I— 264 272 54 1562 677 04

1894 7 564 24 6 547 86 37 661 29 1121 025 — 197 512 10 7 700 — 270 563 43 1 596 800 53

1895 4 314 77 7 895 72 47 322 60 1 116 733 34 271 671 80 11 200 — 352 108 B2 1 750 713 76

1896 5 585 99 11 122 77 59 389 90 1 277 793 34 271 909 30 6 100, !— 261 430 71 1817 233 35

1897 5 653 24 17 683 02 78 070 08 1 192 844 — 321 891 30 6 900 — 287 243 42 1808 878 72
eiuschl .CourSverl. 258 191 ,40 1 938 593 50

1898 4 698 72 6 732 07 85144 16 1 354 065 — 319 037 10 7 300 !—
einschl. Coursvcrl. Verlust 10 600 — 247 840 1 977 491 10

1899 18 125 03 4 104 80 79 693 78 1 411 790 — 307 261 10 —
ciusetil, Cours - U.
Luvotlick.- Verlust 333 454 2 052 793 27

1900 10 479 68 2 945 77 84 833 91 1 382 924 02 325 114 80 11 300 i— 45
einschl . Cou s - U.

>

1901
Hypothek .- Verlust

6 377 ,09 13 175 62 108 145 59 1 641 340 — 335 733 10 12 900 — 376 070 04 2 385 543 14



1000 1901
An Sparkassenbüchern wurden ausgegeben : 259 Stück 935 Stück

zurückgenominen 200 „ 176 „
Es befanden sich am Schlüsse des Jahres im Umlaufe:

mit Einlagen bis 60 Mark 299 321
„ ,/ über 60 „ 150 172 „ 196
„ „ „ 150 „ 300 „ . 178 „ 186
// „ „ 300 „ 600 „ . 302 „ 293 „

„ „ 600 „ 3000 „ 521 „ 606
„ „ „ 3000 10000 „ 183 203
„ // „ 10000 Black . . 9 „ ' 18 „

überhaupt 1664 Stück 1823 Stück
Die Rechnung für das Jahr 1902 liegt noch nicht vor.

Au Kapitalien hat die Sparkasse ausgeliehen:
a . 201 Hypotheken ans Grundstücke ans Städten mit Gebäulich¬

keiten,
b . 20 Darlehen auf Schuldscheine mit Bürgschaft,
o . 1 Darlehen ans Faustpfand.

An Werthpapieren sind vorhanden:
a. Sparkasse:

31/2 »,uige Preußische Eonsols für 195 900 Mk.
!U/2 o/oige Deutsche Reichs-Anleihe für 44 000 Mk.
4 v/gigL Rhcinproviuz -Anleihe für 20 000 Mk.

b . Reservefonds:
3 tzoige Deutsche Reichs -Anleihe für 75 000 Mk.
3r/z «GM - Deutsche Reichs -Anleihe für 6 000 Mk.

Durch das Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches und
der dazu ergangenen Ausführungs -Bestimmungen der Aufsichts¬
behörden wurde die Herausgabe eines neuen Sparkassen-
Statnts erforderlich . Das unter Zugrundelegung der Vor¬
schriften des von der Königlichen Regierung heransgegebencu
Normalstatnts von der Sparkassen -Kommission ansgearbeitete
neue Statut wurde von der Stadtverordneten -Versammlnng
am 22 . Oktober 1900 angenommen und vom Herrn Ober -Präsi¬
denten der Rheinprovinz unterm 23 . Januar 1901 Nr . 818
genehmigt.

Infolge des Vorgehens der benachbarten Sparkassen mußte
der,Zinsfuß für Einlagen vom 1 . Juli 1900 ab von 31/2 auf
3 »/.t »/o und vom 1 . Januar 1901 ab auf 4 »/o erhöht werden.
Dieses Vorgehen hatte auch eine Erhöhung des Zinsfußes von
den ansstehenden Hypotheken zur Folge . Vom 1 . August 1900 ab
wurde daher der Zinsfuß für sämmtliche Hypotheken von 4i/h
auf 41/2 «/o , und vom 1 . Juli 1901 ab für die an außerhalb
der Gemeinde Gräsrath wohnende Personen ausgeliehcne Dar¬
lehen auf 4 »/z n/o erhöht . Die Anleihen der Stadtgemcinde
Gräfrath blieben zu 4 >,g stehen.

Am 12 . Juli 1900 beschloß die Sparkassen -Verwaltuug
den Beitritt der Sparkasse als Mitglied zum Rheinisch -West¬
fälischen Sparkasscn -Verband.

In der Zeit vom 7 . bis 14 . Mai 1901 fand im Aufträge
des Herrn Regierungs -Präsidenten in Düsseldorf durch den
Regicrungssekretär Schcer eine außerordentliche Revision der
Sparkasse statt . Wesentliche Mängel wurden nicht vorgefnndcn.

Die Sparkassen -Verwaltnng hielt im Jahre 1900 — 10
und im Jahre 1901 — 21 Sitzungen ab , in denen über 84
bezw . 152 Vorlagen berathe » wurde.

«' städtisches Gaswerk.

Der Gasverbrauch steigert sich erfreulicherweise von Jahr
zu Jahr . Allerdings ist die schlechte Geschäftslage — ins¬
besondere im Jahre 1900 — nicht ohne Einfluß aus den Gas-

konsum geblieben . In vielen Fabriken wurde die Arbeitszeit
gekürzt und zwar in den Abendstunden zur Zeit der Hanpt-
gasabgabe für Bclcuchtnngszwecke . Der Privatverbrauch hat
hingegen stetig zngenommen.

Die Gaserzeugung betrug
im Rechnungsjahre 1891 56 905 obm
„ >892 125 971 „

18 !,3 125 907 „
1894 141232 „

„ „ 1895 162 843 „
>896 167 080 „
1897 166 497 „
>898 155 694 „

„ „ 1899 198 924 ,
„ „ >900 211 528 ,

1901 240 247 „
Sie vertheilt sich Ivie folgt:

1900 1901
Privatbelenchtnng

115 942 obm od . 54,8 v/v 126 835 obm od . 52,9 tzp
Kraft - und Heizgas

63 974 oben od . 30,2 » p 72812 obm od . 30,3 o/g
Straßenbeleuchtung.

21 000 obm od . 9,9 »/o 24 700 obm od . 10,2 »/«
Selbstverbranch

2 880 obm od . 1,3 »/» 2 900 obm od . 1,2 0/0
Verluste und Anschlüsse

7 662 obm od . 3,8 o/g 13 095 obm od . 5,4 0/0
Die Gasabgabe vertheilt sich ans die Monate wie folgt:

1900 1901
April 11 957 obm 11 973 obm
Mai 9 564 , 11493
Juni 9 284

'
, 11 502

Juli 10 252 „ 13 071
August >2 720 „ >5 542 ,
September >5 378 „ 17 447
Oktober 19 587 . , 22 691
November 25 480 , 29 261 , ,
Dezember 31 439 , 33 741
Januar 28 253 „ 32 226
Februar 21016 . , 22 291
März 16 528 „ 19 104 , ,

Summa : 211 458 obm 240 342 obm

Die höchsteTageserzeugnng fand am5 . 12 . 1900 mit 1267 obmund
am 11 . 12 . 1901 mit 1406 obm,

die höchste Tngesnbgabe fand am 7 . 12 . 1900 mit 1238 obm und
am 11 . 12 . 1901 mit >376 obm,

die niedrigste Tagesabgabe fand am 3 . 6 . 1900 mit 249 obm und
am 19 . 6 . 1901 mit 338 obm statt.
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Die durchschnittliche 'Abgabe betrug 1900 : 574 cbm,
19 <) 1 : 659 cbm.

Die Gaspreise stellten sich bis zum 1 . April 1902 wie folgt:
n . Leuchtgas bei einem Verbrauch von

weniger als 5000 cbm 17 Psg . für 1 cbm
bei einem Verbrauch von mehr als

5000 cbm u . weniger als 10 000 cbm 16 Psg . für l cbm
bei einem Verbrauch von mehr als

10 000 cbm in iveniger als 20 000 cbm l5Psg . sür l cbm
bei einem Verbrauch von mehr als

20 000 cbm 14 Pfg . für l cbm

b . Kraft - und Heizgas
'

12 Pfg . für 1 cbm.

Durch Stadtverordnelen -Beschlnß vom 21 . Januar .1902
wurde der Preis des Gases vom I . 4 . 1902 ab um I Pfennig
für den cbm ermäßigt.

Tie Zahl der Gasabnehmer betrug 1900 : 249 , 1901 : 271.

Das Gasrohrnetz hatte am 1 . April 1902 eine Ausdehnung
von 11981,85 Metern gegen 10 447 . 10 Meter am 1 . 4.
1901 und 10247 Metern am I . 4 . 1900.

Der Kohlenverbranch betrug 1900 : 778 000 kx
1901 : 885 500 ÜA.

Die Gasausbeute betrug 1900 : 272,00 cdm pro Tonne,
1901 : 272,00 cbm pro Tonne.

An Nebenprodukten wurden gewonnen : verlauft:
1900 1901 1900 1901

u . Kvaks 582 700 lrpf 585 750 ÜA 881 750 ÜA 898 250 ÜA
b . Theer 88 200 86 600ÜA 28 800 86 625ÜA
e . Amoniakwasser 58 040le § 67 000ÜA 54 000 KZ 06 500 KZ

Im Jahre 1900 wurde der 6er Ofen mit neuen Retorten
versehen und die Warmwasserheizung neugebaut . Die Kosten
beliefe » sich auf 200 ! ) bezw . 1000 Mk . 11m die Leistungs¬
fähigkeit des Gaswerkes zu erhöhen , wurde im Herbst 1901
mit einem Kostenaufwande von 1100 Mk . ein neuer Kondensator
cingebaul und am 28 . 10 . 1901 in Betrieb gcnoinmen . Die
fortwährende Steigerung des Gasverbrauchs machte es schließ¬
lich erforderlich , im Frühjahr 1902 einen Zweierosen in einen
Dreierofen nmznwandeln und zwar in einem Vierergehünsc.
Mit der Ausführung der Arbei ! wurde die Firma August
Klönuc in Dortmund betraut . Tie Anlage hat einen Kosten¬
aufwand von 8971 Mk . - ansschl . einiger kleinerer Neben-

ausgaben — verursacht . Für weiteren Bedarf ist insofern vor¬
gesorgt , als der Dreiervfen mit geringen Kosten in einen Pierer-
ofen nmgewandelt werden kann.

Die Zahl der Straßenlaternen wurde während der Berichts¬
jahre von 78 auf 81 erhöht . Sämmllichc Laternen sind während
dieser Zeit mit Glühapparaten versehen worden.

0 Areiskldinbcihn.
Die im Herbste 1898 dem Verkehr übergebene Kreisbahn

hat sich schnell die Gunst des Publikums erworben und dient
als ein beliebtes Verkehrsmittel . Nach Eröffnung der Schwebe¬
bahn Vohwinkel -Elberfeld ist der Verkehr aus der Äreisbahn-
strecke Solingen -Vohwinkel nicht unwesentlich gestiegen . Dieser-
halb und um einen längst gehegten und oft zum Ausdruck
gebrachten Wunsche der Gräsrather Bürgerschaft Rechnung zu
tragen , wird die Direktion der Kreisbahn vom Monat Mai
1908 ab den direkten Verkehr zwischen Solingen und Voh¬
winkel cinsühren . Das lästige Ilmsteigen in Central kommt

somit in Fortfall.
Als Gewinnantheil an dem Kleinbahn -Unternehmen hat

die Stadt Gräfrath erhalten : Für die Zeit
vom 19 . 11 . 1898 — 31 . 12 . 1899 1897,01 Mark

für 1900 2750,80 Mark
für 1901 2559,69 Mark

<: Äerqisches Elektrizitätswerk.
Mit dem Belgischen Elektrizitäts -Werk in Solingen hab . n

die Gemeinden Ohligs , Wald und Gräfrath am 12 . Mürz
1901 folgenden Vertrag abgeschlossen:

Zwischen den Gemeinden

Ohligs , Wald und Gräfrath,
vertreten durch ihre niiterseichneten Nüriferiiielstcr

— einerseits — und dem

Bergischen Elektrizitätswerk m . b . H.

zu Solingen
— andererseits — wird folgender

—^ Vertrag
abgeschlossen:

8 >.
Die Gemeinden crthcilen dem Bergischen Elcktricitäts-

werke die Erlaubniß , behufs Vertheilung elektrischer Energie
für Beleuchtung und Kraftübertragung sowie für etwaige son¬
stige industrielle oder wissenschaftliche Zwecke — innerhalb der
genannten Gemeindegcbiete — die im Eigenthnm der ver¬
tragsschließenden Gemeinden befindlichen Straßen und Straßen-
theile , Plätze und Brücken zur Anbringung der erforderlichen
oberirdischen und unterirdische » Leitungen und Kabel , Isola¬
toren und Jsolatvrenstützcn sowie zur Aufstellung von Trag¬
masten und Transformatoren initziibenntzen , und verpflichten
sich , während der Dauer dieses Vertrages weder dritten Per¬
sonen eine Erlaubniß zur Mitbenutzung von Gemeinde -Eigen-
thum zur Herstellung elektrischer Lcitiingsanlagen zn ertheilen,
noch auch selbst zum Zwecke der Strvmvertheilnng an Dritte
— weder einzeln noch gemeinsam — ei » Elektricitätswerk zu
errichten.

Unberührt hiervon bleibt aber das Recht jeder der drei
Gemeinde » oder einzelner Gewerbetreibenden , selbst elektrische
Energie zu erzeugen und unter Mitbenutzung städtischen Eigen-
thnms zn ihrem eigenen Bedarf oder in ihren eigenen Betrieben
zu verwerthen ; auch wird selbstverständlich das sreie Ver-
fügnngsrecht der Gemeinde » über ihre Straßen re . zur An¬
lage von elektrischen Leitungen für Bahnbetrieb , Telcgraphen-
und Telephonanlagen durch diesen Vertrag in keiner Weise
berührt.

8 2.
Die Konzessivn Wir^ mii25 ^ re,

ab gerechnet , ertyeilr und gilt bei deren Ablauf immer um
weitere 2 Jahre verlängert , falls sie nicht spätestens ein Jahr
vor Ablauf seitens der Gemeinden bezw . gemäß 8 10 seitens
einer oder zweier derselben oder seitens des Bergischen Elek-
tricitätswerkes gekündigt wird.

Bei Erlöschen der Konzession ist das Belgische Elek¬
trizitätswerk verpflichtet , die ans Gemeindeeigenlhnm befind¬
lichen Anlagen nach Wahl der Gemeinden bezw . gemäß 8 10
seitens einer oder zweier derselben sämmtlich oder zum Theil
zu beseitigen , oder zum Buchwerthc oder Taxwerthe , welcher
— überrall , wo davon im Vertrage die Rede ist , — ohne Rück¬
sicht auf den Reinertrag festzusetzen ist , an die Gemeinden abzu-
treten . Erfolgt im letzteren Falle keine sreie Verständigung
über den Taxwerth , so soll dieser durch das Schiedsgericht
sß 14 ) festgesetzt werden.



8 8 .
Das Mimische Eleklricitätsiverk verpflichtet sich , die elek¬

trische Energie in den Gemeinden Ohligs , Wald nnd Gräfrath
unter denselben und nicht ungünstigeren Strombczngsbedingun-
gen nbzngeben , welche für den Strombezng in einer der übrigen
angcschlvssenen Gemeinden gelten ; hierbei sind für die hoch¬
gespannten primären Fernleitungen unterirdische Kabel zu ver¬
wenden , soweit nicht Ausnahmen in besonderen Fällen seitens
der betheiligten Gemeindeverwaltung genehmigt werden,
während für dir nicdriggespannten (secundären ) Vertheilnngs-
leitungen im allgemeinen oberirdische Lcitnngsnniagen gestattet
sind . ( Vergl . jedoch 8 4 . ) j

Sollten sich die Gestehungskosten der elektrischen Energie ^
für das Bergische Eleklricitätsiverk in Folge von Neuerungen
oder Verbesserungen ermäßigen oder ermäßigen lassen , so soll
das Bergische Elekricittätswerk ans Verlangen der Gemeinden !
verpflichtet sein , entweder eine angemessene Ermäßignng seiner
Grundpreise eintreten zu lassen , oder die Abgabe an die Ge - ^
meinden (vergl . H 4 ) zu erhöhen ; doch tritt diese Verpslich - !
tung deS Bergische » Elektricitätswerkes erst ein , wenn eine
Ermäßignng der Gestehungskosten um mindestens 20 »/„ gegen¬
über den jetzigen Kosten nachweisbar ist . Eventuell entscheidet
über Grund nnd Betrag das Schiedsgericht.

Das Bergische Elektricitätswerk ist nicht eher verpflichtet,
mit der Verlegung der Fernleitnngskabel zu beginnen , bis
mindestens 250 Kilowatt für Belenchtnngs - , motorische nnd
sonstige Anlagen in allen drei Gemeinden zusammen ange¬
meldet sind und deren Installation beim Belgischen Elektri¬
citätswerk oder anderweitig bestellt ist . Sollte diese Bedingung ;
nicht innerhalb sechs Monaten nach Abschluß dieses Vertrages ^
erfüllt oder seitens des Belgischen Elcktricitütswertes ohne Er¬
füllung dieser Bedingung mit Verlegung der Kabel begonnen
sein , so können die Gemeinden vom Vertrage zurücltrcten . j

Andererseits ist das Bergische Elektricitätswerk verpflichtet , !
bei Vermeidung einer Eonventivnalstrafe von je fünf Mark ,
pro Tag nnd jedes rechtzeitig nach 8 12 znm Anschluß an - !
gemeldete aber unversorgt gebliebene Kilowatt , spätestens nach i
sechs zur Kabellegung geeigneten Monaten , gerechnet von Er - i
thcilnng der erforderliche » Genehmigungen ab , mit einer aus¬
reichenden Stromabgabe zu beginnen . j

8 4 .
, „ ;

Für jede ausweislich der Geschäftsbücher des Belgischen !
ElektricitätswerkeS an die Stromabnehmer innerhalb der ein¬
zelnen Gemeinden abgegebene und bezahlt erhaltene Kilowatt¬
stunde erhält die betreffende Gemeinde eine innerhalb drei !
Wochen nach Feststellung der Jahresabschlüsse , spätestens am
40 . März eines jeden JahrcS , zahlbare Abgabe von zwei ^
Pfennigen . Diese Abgabe ist jedoch bezüglich aller derjenigen
Stromabnehmer ans die Hälfte zu reduzieren , welche in Folge j
der seitens der betheiligten Gemeindeverwaltung etwa anzu - ,
ordnende » Einschränkungen des oberirdischen Bertheilnngs - ^
leitungsnetzes durch unterirdische Vertheilnngslcitnngen b . dient
werden müssen . ( Bergt . 8 8 . ) Kabelstrecken von weniger als !
20 m Länge bleiben hierbei unberücksichtigt . ;

>
8 0.

Den Gemeinden Ohligs , Wald nnd Gräfrath — und zwar ^
sowohl einer jeden derselbe » für sich allein , als auch je zweien I
derselben oder allen dreien zusammen — wird das Recht ein - j
geräumt , am Beginn des 6 . , sowie des 8 . , lO . , 42 . , 14 . , 1t>.
n . s . w . ans das Jahr der Eröffnung der Stromliefernng fol¬
genden Kalenderjahres in daS StromliefernngSvcrhältniß des
Bergische » ElektricitätswerkeS mit den säinmtlichen innerhalb
des Gemeindegebictes , bezw . der Gemeindegebiete ange¬
schlossenen Stromabnehmern derart einzntreten , daß die Ge¬
meinden den zur Bedienung sännntlicher Anschlüsse erforderlichen
Strom als Großabnehmerin von dem Bergische » Elektricitäts-
werke beziehen nnd unter Uebernahme der (secundären ) Ber-

theilungsanlage — d . h . aller zwischen den Transsvrmatoren
der Fernleitungen und den Elcktrieitütsinesscrn der Strom¬
abnehmer liegenden Anlagen deS Bergische » Elektricitätswerkes
einschließlich der etwaigen Unterstntivnen — die Vertheilnng
des Stromes an die einzelne » Abnehmer , sowie die Abrechnung
mit letzteren selbst libernehmen.

Ihren diesbezüglichen Entschluß hat die betreffende Ge¬
meinde , bezw . haben die betreffenden Gemeinden dem Bel¬
gischen Elektricitätswerke spätestens bis zu dem dem lleber-
nahmetermin vorangehenden 4 . Juli schriftlich anznzeigen.

Als Uebernahmepreis sind nach Wahl der betreffenden Ge¬
meinde resp . Gemeinden zu zahlen die buchmäßig ans die vor¬
genannten Anlagen incl . aller zu deren . Herstellung erforderlich
gewesenen Nebenarbeiten verwendeten Anlagekosten abzüglich der
bis znm jeweiligen Uebernahinctermin erfolgten Abschreibungen,
oder der Taxwert !) ; letzterer wird für jede Gemeinde besonders
durch eine Sachvcrständigen -Coinmission festgesetzt , in welche
die betreffende Gemeinde nnd daS Bergische Elektricitätswerk
je einen Vertreter entsendet ; im Falle der Nichteinignng dieser
Commission über den Taxiverth entscheidet das Schieds¬
gericht ( § 14 ) .

Die zu zahlende Vergütung ist seitens des Bergische » Elek-
tricitätswcrkeS den Gemeinden nachznweisen , welche behufs
Prüfung der Richtigkeit dieses Nachweises befugt sind , noch
vor definitiver Beschlußfassung über den Ankauf durch ihre
entsprechend zu bevollmächtigenden Sachverständigen Einsichtin die Bücher des Bergische » Elektricitätswerkes zu nehmen.
Die Vergütung ist innerhalb 0 Monaten nach dein Ueb . rnahme-
termin an das Bergische Elektricitätswerk baar zu zahlen , wo¬
durch die vergütete » Anlagen Eigenthnm der übernehmenden
Gemeinden werden , welche damit auch die weitere Unterhaltung
und Erweiterung derselben auf eigene Rechnung übernehmen.

Die übernehmenden Gemeinden erhalten für den zu Be-
lenchtungszwecken bezogenen Strom einen Rabatt von jeden¬
falls 88 >ch auf den Grundpreis von 60 Pfg . und für den
zu sonstigen Zwecken bezogenen Strom einen Rabatt von jeden¬
falls 2ö o/o aus den Grundpreis von 48 Pfg . Beträgt die
Gesammtstromabnahine mindestens 4 000 000 Kilowattstunden
pro Jahr , so werden diese Rabattsätze ans 45, « z bezw . 80
erhöht.

Die gemäß 8 4 vom Bergische » Elektricitätswerke zu
zahlende Abgabe wird innerhalb derjenigen Gemeinde resp . Ge¬
meinden , welche von vorstehendem Ucbernahinerecht Gebrauch
gemacht haben , ans l Pfg . pro Kilowattstunde ermäßigt , inner¬
halb der übrigen Gemeinden aber bleibt sie unverändert
bestehen.

8 <>.
Vor Ausführung der Znleitnngs - und Anschlnßnnlagcn ist

die baupolizeiliche Genehmigung nachznsnchen . Das Bergische
Elektricitätswerk ist verpflichtet , die seitens der einzelnen Ge¬
meinde » oder der Polizeibehörden im Interesse der öffent¬
lichen Sicherheit etwa geforderten Schntzmaßregeln sofort zu
veranlassen ; auch sind die Polizeibehörden berechtigt , bei Feners-
gefahr oder bei Löschung von Bränden die elektrischen Leitungen
nöthigenfalls zerschneiden zu lassen , ohne daß dem Bergische»
Elektricitätswerke ein Anspruch auf Schadenersatz znsteht.

Das Bergische Elektricitätswerk ist auch verpflichtet , allen
znm Schutze der Telegraphen - und Telcphonleitnngen oder ans
sonstigen Gründen von den Aufsichtsbehörden etwa anzuord-
ncnden Weisungen nachznkommen und die hierbei etwa ge¬
forderten Veranstaltungen auf eigene Kosten zu treffen.

8 7 .
DaS Bergische Elektricitätswerk ist nicht nur bei Aus¬

führung der ersten Anlagen , sondern auch während der Daner
des Betriebes verpflichtet , alle von ihm herbeigesührten Be¬
schädigungen der im Eigenthnm der Gemcmden befindlichen
Straßen , Plätze nnd Grundstücke , sowie sonstiger cvnnnnnaler



Anlagen >,Gas- und Wasserleitungen pp . ) auf eigene Kosten
lviederherzustellei: und die Gemeinden gegen alle Ansprüche
zu vertreten und voltständig schadlos zu halten , welche in¬
folge der Stromleitung oder der vom Belgischen Elektricitäts-
merk hergestellten baulichen Anlage » gegen die Gemeinden
geltend gemacht werden sollten.

8 «.
Kommt das Belgische Elektricitütswerl seinen ans Grund

der vorstehenden 88 0 und 7 eingegangenen Verbindlichkeiten
nicht nach , sv ist die beschädigte Gemeinde nach einmaliger
schriftlicher, unter angemessener Friststellung erfolgten vergeb¬
lichen Aufforderung berechtigt, die nothwendigen Arbeiten ans
Kosten des Belgischen Elektricitütswertes nnssühren zu lassen.

8 L-
Das Belgische Elektricitätswerk verpflichtet sich , den ver¬

tragschließenden Gemeinden — auch im Falle der Richtan-
wendung des 8 s> vorliegenden Vertrages — ans Verlangen
während der ganzen Tauer dieses Vertrages den zur Speisung
der gemeindeseitig etwa geplanten elektrische » Straßenbeleuch¬
tung mit Glüh - oder Bogenlampen erforderlichen Drehstrom
mit einem Rabatt von 40 », <> ans den Grundpreis von 00
Psg . pro Kilowattstunde zu liesern.

8 40.
Zum Beginn des 10 . sowie des 43 . , 20. , 22 . und 24 . ans

das Jahr der Eröffnung der Stromliefernng folgenden Jahres
wird den Gemeinden ferner das nur für die Anlage in allen
drei Gemeinden geltend zu » lachende Recht eingeränmt — sei
es nach vorhergegangener Ucbernahme der Vertheilnngsnnlage
gemäß 8 " , sei eS unter Erwerbung derselben gleichzeitig mit
Ausübung des nachstehenden Rechtes - von diesem Vertrage
nach minöestens ein Jahr vorher erfolgter Kündigung znrück-
zutreten . In diesem Fall müssen die Gemeinden außer den
etwa nicht schon früher erworbenen VertheilnngS -Anlagen das
(primäre) Fernleitnngsnetz einschließlich der Transformatoren,
sowie das seitens des Belgischen Elektricitätswerles ans einen:
im Landkreise Solingen belegenen Grundstücke etwa inzwischen
hergestellte oder vor erfolgter Kündigung in Ausführung ge¬
nommene besondere Wasserwerk an der Wupper oberhalb der
bei Müngsten bereits bestehenden Anlage übernehmen . Für
die Berechnung und Zahlung des Uebernahmepreises für diese
Anlagen einschließlich des Grundstücks gelten die unter 8 " ,
Absatz 0 , für die secnndäre Vertheilnngsanlage getroffenen Be¬
stimmungen . Wenn einzelne der betheiligten Gemeinden von
diesem Recht keinen Gebrauch machen wollen , sv find sie ver¬
pflichtet, die Ausübung dieses Rechtes ans die beiden anderen
Gemeinden oder eine der drei Gemeinden zu übertragen.

Sollte mit dem Ausbau der oberhalb Kohlsnrterbrücke
seitens des Belgischen Elektricitätswerles erworbenen Wupper - ^
Wasserkräfte bei Zustellung der Kündigung noch nicht begonnen
sein , wozu das Belgische Elektricitätswerk solange nicht ver¬
pflichtet ist , als das Werk bei Müngsten für den Strombedarf
der angeschlossenen Gemeinden noch ansreicht , so sind diese
Wasserkräfte an die Gemeinden ans deren Verlangen mit ab-
zntreten und zwar zu dem vom Belgischen Elektricitätswcrke
anfgewendeten Selbstkostenpreise zuzüglich 4 »,« Zinsen pro
Jahr . Tie Zurechnung dieser Zinsen erfolgt jedoch höchstens
für fünf Jahre nach Abschluß dieses Vertrages. TnS Belgische
Elektricitätswerk begiebt sich des Rechtes, ohne ausdrückliche
Genehmigung der vertragschließenden Gemeinden diese Wasser¬
kräfte zu verkaufen oder über dieselben über den 34 . Dezember
des 40 . ans das Jahr der Eröffnung der Stromliefernng fol¬
genden Kalenderjahres hinaus anderweitig zu verfügen.

8 ii.
Tie Vertragschließenden Gemeinden werden je eine Elek-

tricitäts -Kommission wählen , welche über die innerhalb der
Kompetenz der einzelnen Gemeinden zu treffenden Entschei¬
dungen Beschluß saßt , namentlich hinsichtlich der Ucbernahme
der secundären Vertheilungsanlagen ( 8

'5 ) , der Genehmigung

der Leitungs- und sonstigen Banansführnngspläne und Zeich¬
nungen , sowie der Aufsicht über die Ausführung und Unter¬
haltung der Leitnngsanlagen re . Um über die gemeinschaft¬
lich von den Gemeinden wahrznnehmendcn Interessen zu be¬
schließe» , wird ans diesen Kommissionen unter dem Vorsitz
des Landrathes des Landkreises Solingen oder eines von ihm
zu ernennenden Stellvertreters ein ständiger gemeinsamer Elek-
tricitütsnusschnß gebildet. I » diesen Ausschuß entsendet jede
Gemeinde außer dem Bürgermeister ein Mitglied beziv . einen
Stellvertreter . Durch Vermittelung dieses Ausschusses werden
sämmtliche in Folge dieses Vertrages zwischen dem Bergischen
ElektricitätSwerte und den Gemeinden stnttfindenden Korrespon¬
denzen lind Verhandlungen geführt resp . veranlaßt vder von
den drei Einzel -Kommissionen ausgenommen resp . an dieselben
weitergegeben werden.

8 1 -' .
Für die Lieferung des Stromes sind die angehefteten - -

auch in den übrigen Gemeinden geltenden - Ltrvmbezngs-
bedingnngen in der Art maßgebend , daß eine Erhöhung der
in denselben vorgesehenen Tarifsätze während der Vertrags-
daner ohne Genehmigung der Gemeinden nicht stnttsinden darf.
DaS Bergische Elektricitätswerk ist verpflichtet, bei Vermei¬
dung der im 8 3 angegebeneil Kvnventionalstrafe svlche Ab¬
nehmer , welche an Straßen mit vorhandenen Leitungen
liegen, innerhalb 4 Wochen , andere - unbeschadet der
Bestimmung des 8 1 der Slrvmbezngsbedingnngen — inner¬
halb 3 Monaten nach erfolgter Anmeldung nnznschließen.

8 >3.
Zur Sicherstellung aller durch diesen Vertrag über¬

nommenen Verbindlichkeiten hinterlegt das Belgische Elektri¬
citätswerk vor Beginn der Banarbeiten bei der Stadtkasse zu
Ohligs eine Kaution in Höhe von Mk . 0000 .— , welche fort¬
während ans diesen Betrag zu ergänzen ist , falls sie von den
Gemeinden auf Grund des 8 d! in Anspruch genommen werden
sollte. Die Kaution kann baar oder in Effekten hinterlegt
werden . Falls das Bergische Elektricitätswerk der Verpflich¬
tung , die Kaution zu ergänzen , nicht Nachkommen oder die
Stromliefernng nicht vertragsmäßig durchführen , oder falls
dasselbe überhaupt zahlungsunfähig werden sollte, sind die Ge¬
meinden berechtigt, nach unter angemessener Friskstellnng er¬
folgter schristlicher Androhung einseitig vom Vertrage znrück-
zntreten.

8 >i.
Alle ans diesem Vertrage etwa entstehenden Streitigkeiten

sotten mit Ausschluß des Rechtsweges durch ein Schiedsgericht
entschieden werden , zu weichem jede der beiden Parteien ein
Mitglied ernennt. Diese haben vor der Einleitung deS Ver¬
fahrens einen Obmann zu wählen . Kommt hierüber eine
Einigung nicht zu Stande , sv soll der Herr Regierungs-Prä¬
sident zu Düsseldorf um Ernennnng des .Obmannes ge¬
beten werden.

Die übereinstimmende Entscheidung beider Mitglieder des
Schiedsgerichtes ist sür beide Parteien maßgebend . Ist eine
Einigung nicht möglich , so entscheidet über die streitigen Punkte
der Obmann : diese Entscheidung ist für beide Parteien end¬
gültig.

8
Die Kosten dieses Vertrages trägt das Bergische Elek¬

tricitätswerk.
Ohligs, den 42 . März 4004.

Der Bürgermeister : Trommershansen.
Wald, den 42 . März 4901.

Ter Bürgermeister : Heinrich.
Gräfrath, den 42 . März 4904.

Der Bürgermeister : Bartlan.
Solingen, den 42 . März 4904.

Menckhoss . G . Paffrath.
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Um vielen llnklarheiten , wie sie im Publikum über dir
InstallativnS - und Strombezngsbedingungcn bestehen , entgegen-
zntreten , lasse ich dir zwischen dem Bergischen Elektrieitüts-
wcrk und der Elektricitäts -Kvmmission dieserhalb getroffenen
Vereinbarungen hier im Abdruck fache » .

Vertragliche Bedingungen
über dir

Ausfübruiicz von Installationen
in den Gemeinden

—— — Mbligs , rvald und Gräfvcrtk
im Anschluß an das

belgische Llektrizitäts -Merk m . b . t) .

Au das Persische Elektrieitütswerk ( m . b . ,H . )
ivrrdru nur Installationen , InstallationSverändernngen und
-Erweiterungen angeschlossen , dir von Uutrrurhmeru ansge-
sührt sind , ivrlchr dir Genehmigung rrivorbru habe » .

Diese Genehmignng kau » nur an ortsansässige Unter¬
nehmer , Ivrlchr in de» au das Belgische ElektricitätSwerk au-
geschlosscnen Gemeiudeu wohueu , auf schriftlichen Antrag uud
nur daun ertheilt werde » , wenn
1. der Unternehmer Nachweise» kau » , das;, er bereits elektrische

Installationen für Licht , Kraft oder sonstige gewerbliche
Zwecke sachgemäft ansgesührt hat.

2 . von dem antragstellende » Unternehmer bei der Krcis-
coinmnnalkasse zu Solingen eine Kaution im Betrage von
U00 Mark hinterlegt wird , deren Zinsen dem Unternehmer
verbleiben.

5 . der Unternehmer die nachstehenden Bedingungen , als ans
sich anwendbar anerkennt und unterzeichnet.
Im Streitfälle steht die endgültige Entscheidung über die

Zulassung dem Landrathe zu . der die Entscheidung seinerseits
dem . ElektrieitätSansschnß übertrage » kann.

8 >.
Prajecl -Zeichuung und Material -Berechnung der

Installationen.
Die Inangriffnahme der Installativnsarbeiten darf erst

erfolgen , wenn der Unternehmer in den Besitz der genehmigten
Projectzeichnnng gelangt ist . Zn dem Zwecke hat der Unter¬
nehmer eine ordnungsmäßig ausgeführte Projectzeichnnng der
von ihm ausznsnhrende » Installation in dreifacher Aus¬
fertigung , wovon eine ans Pansleinwand gefertigt sein muß,
mit einer beigefügten Materialberechnnng in ebenfalls drei¬
facher Ausführung zur Genehmignng vorznlegen.

Je eine dieser Ausfertigungen giebt das Bergisehe Elek --
tricitätswerk au die Polizeibehörde weiter.

Die Zeichnungen müssen den Anforderungen entspreche » ,
die in den Sicherheits -Vorschriften für die Errichtung elek¬
trischer Stnrkstromanlngen des Verbandes deutscher Elektro¬
techniker gestellt sind ; als Maßstnb ist 1 zu 50 oder 100 bei
größeren Gebäuden mit über 50 Nieter Frontlänge l zu 200
zu wählen . Die genehmigte Projeetzeichnnng ist ans der Ban¬
stelle stets bereit zu halten . Die ertheilte Genehmigung er¬
streckt sich nicht ans die zwischen dem Stromabnehmer und
dem Belgischen Elektricitätswerke getroffenen oder noch zu
treffenden Abmachungen bezüglich des Anschlusses.

8 2 .
Znstalllltions -Norichrifte » .

Der Unternehmer verpflichtet sich , die vom Belgischen
! Elektrieitütswerk festgesetzten Installations -Vorschriften in jeder
! Beziehung anznerkennen und ans das gewissenhafteste zu'

befolgen.
! Im übrigen wird verlangt , daß der Unternehmer Leitungen
? und Apparate in einer dem Auge gefälligen Weise anvrdnet

und sonst nur durchaus solide Arbeiten herstellt.
Da es dem Stromabnehmer nicht gestattet ist , an seiner

Installation irgend welche Arbeiten selbst ausznführeu oder
' Aendernngen vorznnehmen , sofern er nicht selbst die Berech¬

tigung hat , ist es anderseits den berechtigten Unternehmern
verboten , an Stromabnehmer Materialien zu liefern und Ar¬
beiter zu stellen , ohne sich für die damit bezweckten Installa-
tivnsarbeiten verantwortlich zu machen.

8
Die Hansanschlnß - Arbeiten bis zur Hanptanschlnß-

Sichernng einschließlich führt das Belgische Elektrieitütswerk
ans . ( Siehe Strombezugsbedingungen 8 U . )

De » Platz des Anschlusses , wie auch den Weg und die
Art der Einführung der Leitung bestimmt das Belgische Elek-
trieitätswerk.

Belenchtnngsanlagen bis zn l Kilowatt dürsen an einer
Phase nngeschlossen werden , während größere Installationen
sowie auch Motoranlngen in tz Leitungen angeschlossen wer¬
den müssen . Hierbei sind die gleichzeitig brennenden Lampen
nach Möglichkeit gleichmäßig ans die tz Phasen zn vertheilen.

Die Haupt - und Zweigleitungen sind so z » berechnen,
daß bei voller Belastung vom Hnnsnnschlnß

bis zu jeder Glühlampe 5 Volt
bis zn den Bogenlampen 15 Volt
bis zum Motor , zn den Heizvorrichtnngen n . dergl . 0 Volt

Spannnngsverlnst nicht überschritten wird.
Bei der Berechnung ist im Minimum für jede Glühlampe

eine Stromstärke von <>,5 Ampsre , für jede Bogenlampe 10
Ampsre , für Motoren pro Pferdestärke 5,5 Ampsre zn Grunde
zn legen.

Der Platz für Zähler ist so zu wühlen , daß das Zähl¬
werk in Augenhöhe steht und von dem ablesenden Beamten
ohne irgend welche besonderen Vorrichtungen abgelesen werden
kann.

Keller , Klosetrünme , Badezimmer und Küche » dürfen nicht
für den Zähler benutzt werden . Der Raum für den Zähler
muß durchaus trocken sein . ( Siehe auch Ttrvmbezngsbedin-
gnngen tz 7 . )

Die Tafel zur Anbringung des Zählers muß de » von
dem Bergischen Elektricitätswerke vorher eingeholten Größen-
angabeu entsprechen nnd so durch Isolationsmaterini von der
Wand getrennt sein , daß ein Zwischenraum von mindestens
UO mm entsteht . Die znm Zähler führenden Leitungen dürfen
nicht durch die Tafel geführt werden , sondern müssen vorne

! auf derselben befestigt sei» . Die Beschafsnng der Tasel ist
Sache des Stromabnehmers . Das Bergische Elektrieitütswerk
ist berechtigt , vom Stromabnehmer alle zweckentsprechenden
Vorkehrungen gegen unberechtigte Stromabnahme zn verlangen.

Im übrigen sind die jeweilig gültigen Sicherheitsvor¬
schriften für elektrische Starkstromanlagen deS Verbandes deut¬
scher Elektrotechniker maßgebend.

Für die anznschließenden Elektromotoren sind außerdem
noch die nachstehenden Bedingungen zu beachten . Die Motoren
werden ans Wunsch von dem Bergischen Elektricitätswerke ge¬
prüft und wird darüber ein Prüsnngszengniß ausgestellt.
(Wegen der Kosten siehe die Gebührensätze unter cl . )
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Bedingungen.

Leist¬
ungen
v . 3.

I.

Wir¬
kungs¬
grad

" /»
s.

bei Vollast
Phasenver-
schiebung
(108 .

3.

V« 6o " /g 0,65
' /, 70 «/» 0,75
' /2 70 »/» 0,85
1 75 »/° 0,00
2 80 «/» 0,90
3 82 «/» 0,00

s) 86 »/» 0,00
7,5 85 -/ .. 0,00
10 86 "/» 0,00
16 87 »/, 0,00
20 88 »/» 0,00
30 80 »/» 0,00
40 80 »/» 0,00

Isolation

gegen
Körper

Anlauf-
Strom¬
stärke

O -Megohm Das

Doppelte
der

normalen
Strom¬

stärke

' / .Megohm Die

normale

bei

Anlassen
mit

Bollast

Leer¬
lauf- Art des

Arbeit
X . kV.

0,025
0,033
0,050
0,080
0,130
0,170

0,240
0,320
0,400
0,550
0,650
0,800
1,000

Ankers

Kurz¬

schluß

Schleif¬

ring

mit be¬

sonderem

Anlasser

Sollten die Motoren und Anlaßvorrichtungen den Be¬
dingungen in irgend einer Beziehung nicht entsprechen oder
beim Anlassen oder im Betriebe störende Einwirkungen aus¬
üben oder zu Mißständen Anlaß geben , so ist das Belgische
Elcktricitätswerk berechtigt , die Genehmigung ohne weiteres
ivieder znrückzuziehen . Der Firma erwachsen aus einer solchen
Entziehung keine Entschädigungsansprüche an das Belgische
Eleektricitätswerk.

8 4 .
Urberwachnng der Znstallationsarbkiten.

Dem Belgischen Elcktricitätswerk bezw . dessen Beamten
steht das Recht zu , die Justallationsarbeiteu während und nachder Ausführung zu überwachen.

Angeordnete Aenderungen berührer in keiner Weise die
Verpflichtungen des Unternehmers gegen seinen Auftraggeber.

8 5.

Abnahme der Installation.
Keine Installation , Installations -Veränderung oder --Er¬

weiterung darf unter Strom genommen werden , bevor nichtdie Arbeiten endgültig geprüft sind und die Abnahme bestätigt
worden ist.

Der Unternehmer hat zu diesem Zweck die Abnahme unter
Benutzung des von dem Belgischen Elektricitätswerke , gegen
Erstattung der Selbstkosten , zu beziehenden Formulars schrift¬
lich zu beantragen.

Die Installation wird dann , sofern alle sonstige » Be¬
dingungen erfüllt sind , Zeichnung und Material -Berechnungder ausgeführten Anlage entsprechen , einer Abnahme -Prüfung
unterzogen , zu welcher der Termin vom Belgischen Elektri-
eitätswerke vorher bestimmt wird . Bei der Abnahme -Prüfung
muß der Unternehmer oder dessen Bevollmächtigter zugegen
sein . Der Polizei -Behörde wird der Abuahmetermin vorher !
mitgethcilt.

Die Unterstromabuahme einer Installation wird durch das
Bergische Elcktricitätswerk erst daun vollzogen , nachdem sänunt-
liche bei der Abnahme -Prüfung Vorgefundenen Mängel vom
Unternehmer beseitigt sind . Es ist unter keinen Umständen .
gestattet , Installationen . Installations -Veränderungen bezw.

- Erweiterungen vorher unter Strom zu nehmen , auch nicht
versuchsweise aus nur kurze Zeit , wenn hierzu nicht in jedem
Falle eine besondere Genehmigung eingeholt und ertheilt
worden ist . Desgleichen ist niemanden gestattet , an den dem
Belgischen Elektricitätswerke gehörigen Gegenständen ( Hans-
anschlnß - Leitung , Hausanschluß - Sicherung , Transforma¬
toren , Ausschalter und Elektricitätsmesser ) irgend welche Ar¬
beiten vorzunehmen.

Die von dem Unternehmer zu tragenden Kosten der
Prüfungsarbeiten berechnen sich nach folgenden Sätzen.

Die Beträge werden monatlich zusannnengestellt und durchdas Bergische Elcktricitätswerk eingezogen.

Sätze für die Abnahme der Anlagen.
Die Gebühr berechnet sich nach der Anzahl der in der

geprüften Anlage vorhandenen Glühlampen , bezw . soweitandere stromverbranchende Apparate vorhanden sind , für das
Stromaequivalent , ausgedrückt in Glühlampen von 16 Hefner-
Einheiten und beträgt für eine Anlage mit:

a . Glühlampen:
1 — 10 3,00

11 — 15 für die ersten 10 Lampen 3 .00
für jede folgende 0,30

16 — 20 für die ersten 15 Lampen 4,50
für jede folgende 0,2521 — 25 für die ersten 20 Lampen 5 . 75
für jede folgende 0,2026 — 40 für die ersten 25 Lampen 6,75
für jede folgende 0,15

41 — 60 für die ersten 40 Lampen 0,00
für jede folgende 0,10

61 und mehr , für die ersten 60 Lampen 1l,00
für jede folgende 0,05

Mark,
Mark,
Mark,
Mark,
Mark,
Mark,
Mark,
Mark,
Mark,
Mark,
Mark,
Mark,
Mark.

b . Bogenlampen:
1 —2
3— 4 für die ersten 2 Lampen

für jede folgende
5— 10 für die ersten 4 Lampen

für jede folgende
11 und mehr für die ersten 10

für jede folgende

2,00 Mark,
2,00 Mark,
1,00 Mark,
4,00 Mark,
0,50 Mark,
7,00 Mark,
0,25 Mark.

o . Heizapparate:
Es wird die Hälfte der Sätze berechnet , welche sich ergeben,wenn der Stromverbrauch in Glühlampen zu 16 H . E . nus¬

gedrückt ist.

ä . Elektromotoren:
bis 1 ? . 8 . einschließlich
über 1 — 3 ? . 8 . einschließlich
über 3 — 6 ? . 8 . einschließlich
über 6 — 12 ? . 8 . einschließlich
über 12 ? . 8.

5,00 Mark,
7,50 Mark,

10,00 Mark,
12,50 Mark,
15,00 Mark.

Die besondere Prüfung der Elektromotoren ist keinem
Zwang unterworfen , wird aber von dem Bergische » Elektri-
citätswerk auf Wunsch zu gleichen Sätzen wie unter ck im
Prüfranm des Belgischen Elcktricitätswerkes ansgesührt.

Bei Prüfung von Decorationsbeleuchtnngen rc . berechnet
sich die Gebühr nach der anfgewendeten Zeit in der Weise,
daß für jede angcfangene Stunde des Prüsnngsbeamten 2,00Mark und für die Stunde eines Äehülfen 1,00 Mark in An¬
satz gebracht wird.
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Außerdem werde» in Füllen, in welchen Anlage » nicht
fertig sind, aber trotzdem die einslweilige Abnahme des fertig-
gestellten Theiles verlangt wird , für jede provisorische Ab¬
nahme ein Betrag von 6 Mark und in Fülle», in welchen
Anlagen wegen Beanstandnng der Arbeiten nicht abgenommen
werden konnten, zwei Mark eingezogen.

8
Durch die lleberwachnng , Prüfung und den Anschluß einer

Anlage an das Leitungsnetz übernimmt das Bergische Elek-
tricitütswerk keine Verantwortlichkeit für die Güte derselben. .

8 7 . j
Liianspruchnahme der Kaution . !

Ter Unternehmer ist für alle den Vorschriften zuwider !
laufenden tznndlnngen seiner Beamten und Leute verantwort- !
lich. Wenn dem Bergische» ElektricitütSwerk oder dem Strom - ^
abnehmer , für dessen Rechnung die Installation ansgesührt
wird , aus solchen Fällen irgend welcher Schaden entsteht,
können die Kosten der Wiederherstellung der Kaution ent¬
nommen werden . Ferner ist das Bergische Elektrieitätswerk !
berechtigt , nicht rechtzeitig und ordnungsmäßig vorgelegte i
Unterlagen ans Kosten des Unternehmers zu ergänzen , auch
Installationen , welche nicht den Jnstallationsbedingnngen ent¬
sprechend ansgesührt sind , auf Kosten des Unternehmers ver¬
vollständigen zu lassen.

Diese, wie alle n » S der Jnstallations -Ueberwachnng ent¬
standene» Forderungen und Ordnungsgebühren können von der
Kaution abgehalten werden , wenn der Unternehmer die For¬
derungen nicht innerhalb 8 Tagen nach Zustellung der Rech¬
nungen begleicht.

Verhängung von Ordnungsstrasen und Entziehung
der Berechtigung. j

Wenn der Unternehmer oder seine Beauftragten ohne Ge- !
nehmigung des Bergische» Elektricitätswerkes den Anschluß
einer Installation oder eines Theiles einer Installation voll- !
ziehen , wird der Unternehmer bei gleichzeitiger Jnansprnch- '
nähme für den verbrauchten Strom in eine Ordnungsstrafe bis
zu 30 Mark genommen , außerdem kann dem Unternehmer die
Genehmigung entzogen werden . Desgleichen kann dem Unter¬
nehmer eine Ordnnngsstrase bis zu demselben Betrage ertheilt !
werden , wenn er oder seine Bennstragten gegen die vorge- !
schriebenen Bedingungen verstoßen , in Wiederholungsfällen i
wird dem Unternehmer die Genehmigung entzogen . Sie wird !
dem Unternehmer auch entzogen, wenn derselbe die Kaution
nicht in der vorgeschriebenen Höhe ausrecht hält oder wenn !
er sich als unzuverlässig erweist. ^Streitigkeiten über die Verhängung und Höhe der Ord- !
nungsstrafen über Entnahmen ans der Kaution sowie über j
die Entziehung der Genehmigung entscheidet endgültig der ^Landrath, der die Entscheidung seinerseits dem Elektrieitäts- !
ausschns; übertragen kann.

Der Unternehmer verzichtet ans jeden Schadenersatz, der
ihm eventl . durch die Entziehung der Kenehmignng entsteht.

Die Ordnungsstrafen fließen den Ortsgruppen des Ver¬
eins für das Gemeinwohl in den betr . Genieinden zu.

8
Brrzichtlristnng ans die Berechtigung.

Die Kaution oder der verbliebene Rest der Kaution wird
dem Unternehmer nach Ablans einer dreimonatigen Kündignngs- ,frist gegen Rückgabe der Berechtignngsurknnde znrückerstattet. !

8 w.
Streitigkeiten

lieber Streitigkeiten zwischen dem Bergische» Elektricitäts-
iverke und dem Installateur oder Stromabnehmer über Aus¬
legung und Anwendung der Strombezugs- und Jnstallations-
bcdingungen entscheidet der Landrath, der die Entscheidung deniElektricitäts-Ansschnß übertragen kann . Bei Nichtein

'
ignng

entscheiden die ordentlichen Gerichte.

Solingen, im November ll )02.

heroisches LIektrizitüts -Merk
>» . b . F.

Die Direktion.

Bedingungen
für

Lieferung elektrischer Energie
aus dem

vermischen Elektrizitäts -Merke
IN. s . K.

solinge n.

8 r

Energir -Abgabr.
Das Bergische E l e k t r i e i t ü t s w c r k ( m . b . H .)

liefert den elektrischen Strom unter nachstehenden Bedingungen
zn den '

angegebenen Preisen.
Der Strom wird durchweg als dreiphasiger Wechselstrom,

sogenannter Drehstrom mit einer Betriebsspannung von 3x220
Volt und 50 Perioden geliefert . Ausnahmsweise kann auchStrom von anderer Spannung geliefert werden , wenn der An¬
tragsteller ans Verlangen des Werkes die Koste » des alsdann
erforderlich werdenden besonderen Transformators nebst Zu¬
behör trägt und bei gewünschter höherer Spannung die Ge¬
nehmigung der Ortspolizeibehörde erhält.

Die Benutzung von Elektromotoren zum Betriebe von Glüh¬
oder Bogenlampen ist untersagt . Bei Zuwiderhandlungen ist
die Gesellschaft befugt , die Stromliefernng einzustellen und für
de» gesammten während des lausenden »nd der vorhergehendenbeiden Monate bezogenen Strom den Preis von 5-ö Pfennigen
pro Kilowattstunde zu fordern , beziehungsweise nachträglich zu
berechnen. Es ist untersagt, den gelieferten Strom zn Gunsten
eines Dritten zn benutzen , oder von einem Dritten benutzen
zu lassen , oder an einen Dritten abzngeben.

8 2 .
Anmeldung

Für die Anschlnßanträge sind die vom Werk kostenlos
zn beziehende» Anmeldebogen auszufüllen und unterschrieben
dem Belgischen Elcktricitätswerk zn übermitteln . Ist der An-
meldende nicht der Eigenthümcr des anznschlicßcndcn Grund¬
stücks, so ist dem Anmcldcbogcn eine schriftliche Erklärung des

. Eigenthümers beiznfüge» , durch welche dieser sein Einverstünd-



» ist mit der Einführung der elektrischen Leitungen in sein

Grundstück und Gebäude auf die Dauer von mindestens . 5 Jahren
ausdrückt . Das Werk kann den Anschluß - Antrag für Grund¬

stücke an bisher nicht angeschlossenen Straßen ablehnen , falls
und solange pro lfd . in Zuleitung , vom nächsten Speiscpunkt
an gerechnet , nicht mindestens 0,02 Kilowatt ans 5 Jahre ver¬

bindlich angemeldet sind , oder die Interessenten die Kosten der

Zuleitung nicht selbst übernehmen wollen . !

Der angemeldete und von dem Belgischen Elektric -itätswerk

angenommene Anschluß -Antrag bleibt sowohl für den Besteller,
als auch für das Belgische Elektricitätswerk bis zum Ablauf
des ans das Bestelljahr folgenden Kalenderjahres in Krast.
Er länst in diesem Falle uno stets weiter bis zum Ablauf
des nächsten Halbjahres , falls nicht 3 Monate vor Beginn des¬

selben gekündigt worden ist. - Demnach bat die Kündiauna zum j
81 Dezemb er vor dem 1 . April und die zum 80 . Juni vor dein !

s . Oktober zu erfolgen .
!

lieber die genehmigte Eoucessionsdauer des Werkes hinaus
ist letzteres keinem Abnehmer gegenüber zur Stromlieferung
verpflichtet.

Nach Abla uf des Stro i>lliefmnngs -Verhält !iisseS. .^ist das

Werist beÄMgkst , dre AnschlüßTUnlagc sosorß ansznschnlten . Ein

Anspruch auf Wiederherstellung seiner etwaigen früheren Be¬

triebs -Anlagen steht dem Strom -Abnehmer unter keinen Um¬

stünden zu.

Hausanschluß !

Die Herstellung der Anschlußanlage vom Straßenleitungs - '

netz bis zu der Hauptanschlußsicherung einschließlich wird vom !

Belgischen Elektricitätswerk ausgeführt und zwar läßt das Werk 1

die auf öffentlichem Grund und Boden liegenden Zuleitungs - i

aulagen ans eigene Rechnung , die übrigen Anlagen aber auf !

Kosten des Antragstellers Herstellen , welchem über die Kosten ^
ans Verlangen vorher ein verbindlicher Kostenanschlag vorgelegt
werden soll . Für Anschlüsse , welche eine Erweiterung oder

sonstige Acndernng der Anlage oder des Betriebes des Werkes

nothwendig machen würden , bleiben besondere Abmachungen

Vorbehalten .
!

8 >

Hausinstallation
Die Ausführung der Hausinstallativn , sowie Lieferung der i

Motoren , Bogenlampen und Glühlampen dürfen nur von Unter¬

nehmern ausgeführt werden , welche sich eine diesbezügliche Be¬

rechtigung erworben haben . Installationen , Installations -Ver¬

änderungen und - Erweiterungen , welche nicht von solchen

Unternehmern ansgeführt sind , werden nicht an das Belgische
Elektricitätswerk angeschlossen . Ebenso ist dem Stromabnehmer

streng untersagt , an bestehenden Installationen und namentlich
an den deni Belgischen Elektricitätswerke gehörenden Gegen¬

ständen selbst irgend welche Abänderungen zu treffen.

8 5 . ^
Prüf,iip , und Ileberwachung Scr Jnstallations -Arbkitn«. !

Im Interesse der Stromabnehmer sowohl als auch der !

Betriebssicherheit des Werkes hat das Belgische Elektricitäts¬

werk das Recht , alle Jnstallationsarbeiten während der Aus¬

führung und auch nachher im Betriebe zu prüfen . Den Beaus - !

kragten des Belgischen Elektricitätswerkes muß zwischen 8 Uhr

Morgens und 7 Uhr Abends , in besonders dringenden Fällen .

auch außerhalb dieser Zeit , der Zutritt zu allen Theilen der

Installation gestattet sein.

Jede Installation , InstallationSverändernng und -Er¬

weiterung ist durch den berechtigten Unternehmer schriftlich zur

Genehmigung vorznlegen . Tie hierzu erforderlichen Unterlagen,

Zeichnungen n . s . w . sind sowohl von dem Unternehmer als auch
von dem Stromabnehmer zu unterzeichnen . Installationen , In¬
stallations -Veränderungen oder -Erlveiterungen , welche nicht den

Vorschriften entsprechend zur Ausführung gekommen sind , oder

später nach der Unterstromnahme nicht mehr den Vorschriften

entsprechen , werden nicht an das Belgische Elektricitätswerk an¬

geschlossen oder angeschlossen gehalten . (Siehe 8 i> Abs . 2 . )

8 « .

Licherheitövonichtunkkn.
Da eine Fenersgesahr dann cintreten kann , wenn die an¬

geordneten Sicherhcitsvorrichtungen verändert oder umgangen
werden , ist es verboten , an Stelle einer vorgeschriebenen Blei-

sichernng eine für stärkere Ströme zu setzen . Im Falle sich
das Dnrchschmelzen einer Sicherung wiederholt , ist ein Fehler
in der betreffenden Leitung vorhanden . In solchen Fällen ist
das Bergische Elektricitätswerk unverzüglich davon in Kcnut-

niß zu setzen , gleichzeitig ist ein Installateur hinznziehen.

Die Polizeibehörde und das Bergische Elektricitätswerk
können in Fällen besonderer Gefahr die Benutzung der In¬

stallation ganz oder theilweise so lange untersagen , bis der

Fehler beseitigt ist.

8 7-
ElektrizitiltS-Zahler.

Tie ElektricitätSzähler werden ausschließlich vom Werk nno

zwar die für Kraftabgabe gegen Miethe an die Stromab¬

nehmer abgegeben . Das Werk entscheidet über die Größe , sowie
über den Ort und die Art ihrer Aufstellung und besorgt deren

Unterhaltung auf eigene Rechnung , soweit etwaige Reparaturen
nicht durch Verschulden des Abnehmers oder durch dritte Per¬

sonen nöthig geworden sein sollten . In letzteren Fällen hat der

Stromabnehmer die Reparatnrkosten zu tragen.
Auf ^ Antraa des Abnclnne rs ist^der Zäbler einer Prü fnna

m nnterrie ben . Zeigt derselbe iiinerhcilb7 einer zuläßigen Ab-

Weichnng von -st i> "/» richtig , so hat der Abnehmer die Kosten

zu trage n , and ernfalls daS
^ W erk.

Hat ein Zähller nachweislich unrichtig oder gar nicht

sunktionirt , so wird der noch nicht bezahlte Stromverbrauch
unter billiger Berücksichtigung der vorliegenden Verhältnisse
oder der Angabe des Abnehmers nach Schätzung berechnet.

Beglichene Forderungen sollen mit Ausnahme des zu 8 1

Abs . 8 angeführten Falles als beiderseits richtig aner¬

kannt sein.

8 8.
Zahttlngötiedl» guiigen.

Die Bezahlung der ausgesnhrten Anschlnßanlagen , soweit

dieselben nicht kostenlos gemacht sind , muß innerhalb 10 Tagen

nach Zustellung der Rechnung erfolgen , widrigenfalls das Werk

unbeschadet aller anderen Rechte die Stromliescrung verweigern
oder auch die Anlage unter Inanspruchnahme des Bestellers für

die Einbuße an Arbeitslohn und Material wieder beseitigen

lassen kann . Das Werk behält sich vor , vor Beginn der Anschluß-

arbeiten von dem Besteller die Vorausbezahlung eines Drittels

der Kosten zu verlangen , um sich an diesem Betrage eintretenden¬

falls schadlos zu halten.
Die Strvmkosten werden monatlich ohne Berücksichtigung

von Rabatten in Rechnung gestellt und zugleich mit den Ge¬

bühren an Zählcrmicthen und ZähleruntersuchuugSkosten ein¬

gezogen . Die Rabattvergütnngen werden bei der letzten Monats-

Rechnung verrechnet.
Das Werk ist berechtigt , von den Abnehmern die Stellung

einer angemessenen Sicherheit für die Bezahlung des Stromes

und der sonstigen Gebühren zu verlangen.
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8

Stromabsperrung.
Das Werk ist berechtigt und erforderlichenfalls verpflichtet,de» Strom sofort abzusperren , wenn

u . den in diesen Bedingungen enthaltenen Vorschriften nicht
nachgekommen oder denselben zuwider gehandelt wird,

d . den Beauftragten des Werkes der Zutritt zu den An¬
schluß -Anlagen und Installationen zu irgend einer Zeit ohne
zwingenden Grund verweigert wird,

v . der Abnehmer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nach¬kommt. Sobald der für die Absperrung maßgebende Grund
beseitigt ist , wird die Anlage wieder unter Strom gesetzt.

8 10.
Betriebs- Störungen

Bei außergewöhnlichen Vorkommnissen, wie Natur -Ereig¬nissen, Feuers-Gefahr, Krieg , Arbeiterstreiks , Störung der
öffentlichen Ordnung re . und infolge von anderen die Strom¬
lieferung unterbrechenden oder störenden Ursachen, deren Ein¬
treffen vom Werke nicht vorauszusehen oder deren Abwendung
zeitweilig nicht in seiner Macht stand, hört die Verpflichtungdes Werkes zur Stromlicfernng so lange ans, bis die Störungenin der Erzeugung und Fortlcitung des Stromes oder deren
Folgen wieder beseitigt sind.

Falls das Belgische Elektricitütswerk ganz oder theilweisean der Stromlieferung behindert ist , steht den Stromabnehmerneine Entschädigung nicht zu.

8 11 -
2 ari f.

Strombezug für Kraftzweckt.
Grundpreis 18 Pfennig für die Kilowattstunde . (1000

Watt — 1 Kilowatt , 736 Watt — 1 thcor . ? . 8 . ) mit Rückver¬
gütung folgender Rabatte:

Bei einer Jahres -Entnahme
von mehr als 2 000 Kilowattstunden 5 o/o

3 000 Kilowattstunden 9 o/o
5 000 Kilowattstunden 12 v/g

10 000 Kilowattstunden 15 o/g
30 000 Kilowattstunden 17^ o/g
50 000 Kilowattstunden 20 o/g

100000 Kilowattstunden nach Uebereinkunft.
k . Strombezug für Belruchlungszweckr.

Grundpreis 55 Pfennig Pro Kilowattstunde mit Rückver¬
gütung folgender Rabatte:

Bei einer Jahres -Entnahme im Werthe
von mehr als Mark 500 5 o/g
von mehr als Mark 1000 10 o/g
vor : mehr als Mark 1500 17 o/g
von mehr als Mark 2000 25 o/g

Jil den Arbeitsränmen, in denen Kraft verwendet wird,können Glühlampen zu 16 Kerzen an den Kraftzähler ange¬schlossen werden mit einem monatlichen Zuschlag von 25
Pfennigen für die Lampe.

6 . Zählermiethk
Der jährliche Micthzins beträgt für Zähler (Drehstrom¬zähler ) für einen Motor bis zu 2 ? . 8 . — 10 Mark, darüber

hinaus 14 Mark. Zählermiethe für Beleuchtung wird nichterhoben. -- - -- -- -
Solingen, im November 1002.

belgisches Llektrizitäts-Merk
NI. b . ls.

Die Direktion.
Die Zahl der auf Grund des Vertrages bis zum 31 . De¬

zember 1902 in Gräfrath geschaffenen Anschlüsse beträgt 38.
Der Gewinnantheil der Gemeinde (Z 4 des Vertrages)belief sich im Jahre 1900 auf 62,21 Mk. und im Jahre 1901

auf 116,36 Mk.
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III Mittheilungen von anderen Behörden.

1 . Airchenwefen.
In der Bürgermeisterei bestehen 3 Kirchengemeinden,

nämlich:
1 . die ebang . Kirchengemeindc Gräsrath (etwa 1650 Mitglieder ) ,
2 . die kath. Kirchengemeinde Grafrath (etwa 1850 Mitglieder ) ,
3 . die evang . Kirchengemeindc Ketzberg (etwa 2780 Mitglieder ) .

Zur evangelischen Kirchengemeindc Grafrath gehören die
Ortschaften Grafrath Stadt , Bandesmühle , Bergerbrühl (theil--

weise ) , Blumenthal , Dyck (theilweise) , Frendenberg , Grünewald,
Grund , Heiderhof , Landstraße , Mühlenbusch , Piepersberg,
Steinbeck, Tummelhaus und Ziegelfeld,

und zur evangelischen Kirchengemeinde Ketzberg die Ortschaften
Allenfeld , Aue, Bergerbrühl (theilwejse) , Bimerich , Busch,
Buscherfeld, Central , Dahl ( theilweise), Donaustraße , Dyck (theil-
weise ) , Eickholz , Flockertzholz, Ketzberg , III . Kotten , Külf,
Laiken, Neuenhaus , Neuenkulle, Oben-Flachsberg , Oben zum
Holz, Paashaus , Rathland , Rauenhaus , Ringelshäuschen,
Schafenhaus , Scheiderirlen , Schieten , Schlagbaum , Schweizer-
straße, I . , II . und III . Stockdum, Stöckerberg, Unten-Flachs-
berg und Unten zum Holz.

Die katholische Gemeinde erstreckt sich über die ganze Civil-
gemeinde Grafrath , außerdem gehören ihr noch einzelne Thcile
der Bürgermeisterei Haan an.

Die evangelischen Eingesessenen der Ortschaften Apfelbaum,
Dahl ( theilweise) , Eckstumps , Ehren , Fache, Heide und Nümmen
gehören zur Kirchengemeinde Wald.

Als Seelsorger sind thätig:
1 . In der evang . Kirchengemeinde Grafrath Herr Pfarrer

Müller , seit dem Jahre 1861.
2 . In der kath . Kirchengemeinde Gräsrath Herr Pfarrer

Middendorf , seit dem Jahre 1896.
3 . In der evang . Kirchcngemeinde Ketzberg Herr Pfarrer

Brachmann , seit dem Jahre 1889.

Die evangelische Kirche in Gräsrath ist im Sommer des
Jahres 1902 durch Vornahme von baulichen Aenderungen und
durch Anbringung eines neuen Cementverputzes wesentlich ver¬
schönert worden.

Wegen der zur Erhebung gelangenden Kirchensteuern ver¬
gleiche Abschnitt II Nr . 11 dieses Berichtes.
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2. postverkehr 1900 und 1901.

Kaiserliches Postamt Kaiserliches Postamt
Grafrath Fochk- Solingen

1900
j 1901 1900

1 1901

1 . Personal : (Nach dem Stande vom 1 . 12 . 1902) . . 6 Beamte 3 Beamte
8 Unterbeamte 5 Unterbeamte

1 Schreibhülfe
2 . Verkehr:

n . Eingegangene Briefsendungen. -163 34 -2 000 002 010 220 539 838
1>. Aufgegebene „ .
o . Eingegangene Packet- und Geldsendungen:

047 5t >4 040 978 1 300 050 093550

Stück. 21 400 22 305 21 339 19 025
Betrag. 2 288 209 2 025 99 l 2 934 207 1 201 858

<1 . Aufgegebene Packet- und Geldsendungen:
Stück. 99 920 113 840 235 075 153 571
Betrag. 422 948 008 310 843 007 730 888

v . Eingegangene Nachnahmen:
Stück. 3 534 3 025 1804 1 894
Betrag. 80 395 57 334 41 492 37 485

1. Anfgegebene Nachnahmen:
Stück. l22 224 100 353 143 083 88 781
Betrag. 543 899 899 811 1 580 513 1 179 051

Aufgegebene Postauflräge. I >83 1 013 2 204 1 914

d . Eingegangene „ :
Stück . . . . 783 897 751 700
Betrag. 43 778 73 043 81 021 86 090

i . Eingegangene Postanweisunge » :
Stück. 123 785 138 110 532 940 190 580
Betrag. 1 830 779 1 969 277 2 900 425 2 413 242

li . Aufgelieferte Postanweisungen:
Stück . 15 908 15 915 8 010 8 042
Betrag. 839 474 818 804 482 055 408 978

I . Eingegangene Telegramme. l 795 1 744 1 115 913
Aufgelieferte „ . 1 48 «l 1 34«) 1 209 1 775

3 . Zahl der zur Postbeförderung benutzten Eisenbahnzüge
täglich. 13 5

4 . Zahl der Straßenbriefkasteu. 7 2
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3 . Eisenbahn -Verkehr.

Auf der Station Grafrath verkehren täglich 22 Personenzüge,
nämlich von Gräfrath nach Vohwinkel 10 Personenzüge
und von Gräfrath nach Solingen 12 Personenzüge.

Der Stückgüterverkehr betrug im Versandt und Empfang:
1900 1901

Der Versandt : 14106 t 6 524 t
Der Landungsverkehr : 18 869 t 12 402 t

sodaß ein Umschlag von 32 975 t 18 926 t
erreicht wurde.

Die Einnahmen aus dem Güterverkehr beliefen sich
im Jahre 1900 auf 65 670 Mk . (brutto ) ,
im Jahre 1901 aus 46129 Mk . (netto ) .

An Frachtbriespositionen wurden ausgefcrtigt:
L . im Versandt 1900 — 16102 und 1901 --- 16 455
b . im Empfang 1900 --- 17 425 und 1901 ^ 16 390
sodaß also eine Anzahl von 33 527 bezw . 32 845 Stück
Frachtbriefen zur Behandlung gelangten.

Durch die Eröffnung der Äreiskleinbahn ( 1898 ) , die den
Verkehr zwischen Vohwinkel einerseits und den Städten So¬
lingen , Wald und Ohligs andererseits vermittelt , ist der Per¬
sonenverkehr auf der Staatsbahn nicht unwesentlich zurück¬
gegangen : denn während im Jahre 1898 78 658 Personen be¬
fördert worden sind , beträgt die Zahl der im Jahre 1899
beförderten Personen nur 38 475 im Jahre 1900 — 32 325
und im Jahre 1901 — 31661.

Gräfrath, den 6 . Januar 1903.

Der Bürgermeister:
vartlau.



Ltat

für die

Geineindekasse der Stadt Gräfrath

für das Jahr M2.

Benennung
der

Gemeinde

Bevölkerung

der

Gemeinde

1900

Betrag der direkten Stenern vom Jahre 1901 an

Grundsteuer
Gebäude-

steuer

^

Einkommen¬

steuer

Betriebs¬

steuer

^

Gewerbe¬

steuer

! /s

Sumuia

Grafrath 7 933 2 382 76
!

14 061 >40 36 682

3 488

596 !— 9 804

fiugirte Einkommensteuer

62 616

3 488

16

Im Ganzen 66 003 >16

Es wird hiermit bescheinigt , daß der gegenwärtige Haushalts -Etat der Stadt Grafrath in Gemüßheü
des tz 60 der Städteordnung vom 15 . Mai 1856 vor der Prüfung durch die Stadtverordneten -Versammlung während
8 Tagen im Rathhause zu Gräfrath zur Einsicht offen gelegen hat und diese Offenlegung vorher gehörig bekannt
gemacht worden ist.

Gräfrath , den 19 . Januar 1902.

Der Bürgermeister:
gez Bartlau.
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Einnahme Für 1901 Für 1902

Titel I.
Bestand aus dem Vorjahre . . . 3 000 8 500

Titel II.
Grundrenten.

Anerkemumgsgebühren von
a) Gembruch Eduard Erben . . . . . Mk . 1,00
!>) Müller , Pfarrer. . . „ 0,20
o) Rütgers Karl Rudolf . . . - - „ i,oo
4 ) Bredt Paul . . . . . . . „ 1,00
o) Willms Wilhelm und Gustav . . . „ 10,00
t '

j Niepmann Ernst L Co . . . - - „ i,vo
Patten Karl. . . „ 0 . 20

1i > Stöcker Karl Wilhelm . . . . . „ i,oo
i) Erfmann gt . Koch Wittwe . . „ i,oo

Kaiserliche Postverwaltung . . . . „ 1 . 00

1) Union Electr . -Gesellschaft . . . . „ 1,00
»Z Schäfer , Remscheid . . . . . . „ 3,00 21 40 21 40

Summa Titel II 21 40 21 40

Titel lll.
Bestimmte Einkünfte.

Abgabe von der Stadtwaage . . . 5 5

Summa Titel III 6 5

Titel IV
Unbestimmte Einkünfte von Patrimonial -Bermögen

und Gerechtsamen.
1 Marktstandsgelder . . . . . . 150 175

Summa Titel IV 150 175

Titel V.

Zinsen von Aktiv -Kapitalien und Einnahmen aus
städtischen Anstalten und Gebänden.

1 Zinsen der Flick
' schen Stiftung und zwar H/r Vo von

27000 Mk ., einzuzahlen von den Grundbuchschulden
Hugo Menzel in Düsseldorf am 20 . Juni und 20.
Dezember eines jeden Jahres . . 1 215 1 216

2 Zinsen von dem Vermächtnisse F . W . de Foy 3^ "/g
von 500 Mk. 20 18 75

3 Zinsen von 3000 Mk . Flick ' sche Stiftung zu 3^
angelegt bei der hiesigen Sparkasse 120 112 50

4 Zinsen von dem Vermächtnisse Helene Rütgers , 3^/,
von 500 Mk ., angelegt wie vor . 20 18 75

5 Zinsen von dem Vermächtnisse August Rütgers , 3^ "/g
von 500 Mk . , angelegt wie vor . 20 18 75

0 Zinsen des Krankenhausbaufonvs , 4 "/ g von 992,98 Mk .,
Die Zinsen sind dem

Fonds zuzuführen.angelegt wie vor. 38 19

Uebertrag 1433 19 1 383 75
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Einnahme Für 1901 Für 1902

^ ^ 4

Uebertra I 433 19 1 383 75

7 Zinsen des Schulhausbanfonds , 4 "/g von 300 Mk ., an- Die Zinsen sind dem

gelegt wie vor. 12 Fonds zuzuführen.

8 Von der städtischen Gasanstalt hier:
4 Zinsen des Anlagekapitals von 156 480,50 Mk.

zu 4 >/ ^
'so - 6650,42 Mk.

1») Abtragung auf die Anleihe 2100,00 . . . 6 816 16 8 760 42
9 Wohnungsmiethe aus der alten evangelischen Schule 160 ^ 160

9rr Wohnungsmiethe aus der alten evangelischen Schule 76
10 Miethe aus dem Hause Küllersberg 291. 366 366

Summa Titel V 10 861 34 10 649 17

Titel VI.

Außerordentliche Einnahmen.
1 Mahn - und Beitreibungsqebühren. 420 420

Beitrag der Ortskrankenkasse zu dem Gehalt des Rendanten 600 600
Aus dem Polizeistrafgelderfonds für arme und verwaiste

Kinder . 430 460
4 Strafgelder. 180 140
Q Jaqdpachtgelder. 4280 1 280
6 Fischereipachtgelder. 36 36
7 Erstattung von Armenpflegekosten und sonstige Zu-

Wendungen für Arme. 2 000 2 000
8 Staatsbeitrag zu dem Diensteinkommen der Lehrer und

Lehrerinnen an den Volkschulen. 6 800 7 000
0 Durchlaufende Gelder. 3 000 3 000

10 Hebegebühren für Polizcistrafgelder. 50 60
11 , Hebegebühren für Pferde - und Rindviehabgaben . . . 5 5
12 Hebegebühren für Feueroersicherungsbciträge . . . . 120 120
13 Hebegebühren für Handelskammer - und Gewerbegerichts-

Beiträge. 120 120 >
14 Gewinnantheil an der Kreisbahn. 2 000 > 2 700
16 Grabgelder. 160
16 Unvorhergesehene Einnahmen. 1 046 26 1 668 43

Summa Titel VI 18 237 26 19 489 43

Titel VII. !
Für Straßen- und Wegebauten

1 Von der Sparkasse anzuleihen zu 4Vs "/» . 1 20 000 Vergleiche Ausgabe Ti-

Summa Titel VII 20 000 ^ tel V Nr . 7 und I I.

Titel VIII.
Kommunalabgaben.

Gebühren. I
1 Baupolizeigebühren. 700 700
2 Standesamtsgebühren. 120 130 i
3 Gebühren für Auskunftsertheilnngen. 16 16
4 Gebühren für Ziegenbockhaltung. 600 400

Uebertrag 1436 j 1246
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o
6
7

8
9

10

(L innahme

L . Beiträge.
0 . Indirekte Steuern.

Hundesteuer.
Lustbarkeitssteuer .
Biersteuer.

Für 1901 Für 1902

Uebertrag 1435 1245

4

1 500
1 000
3 000

1 500 !
1000 !
3 000

v . Direkte Gemeindesteuern.
Zuschläge zur Betriebssteuer.
Realsteuern:

a.) Zuschläge zur Grundsteuer.
5) „ „ Gebäudesteuer.
o) „ „ Gewerbesteuer.

Zuschläge zur Einkommensteuer.
Summa Titel VIII

300

3 812
21 970
12 035
50 800

102 585

357

3 812 !
22 481
15 080 ,
60 579 !

109 000 !

Wiederholung der Einnahmen.
Titel I. Bestand aus dem Vorjahre . . . .

11. Grundrenten.
111. Bestimmte Einkünfte.

„ IV. Unbestimmte Einkünfte.
V. Zinsen von Activ -Vermögen . . . .

VI. Außerordentliche Einnahmen . . . .
VII. Straßen - und Wegebauten . . . .

VIII. Kommunalabgaben , Gebühren , Steuern

Zusammen:

3 000
21

5
160

10 851
18 237

102 585

134 850

40

34
26

8 500
21

5
175

10 049
19 489
20 000

109 600

40

17
43

168 500

i
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Ausgabe
Für 1901 Für 1902

<//>(

Titel I.

Berwaliungskosttn.
1 Bürgermeister Bartlau , neben freier Wohnung im pen-

sionsfähigem Wertste von 500 Mark:

a ) Gehalt . Mk . 3500

8 ) Repräsentationskosten . „ 300 3 800 3 800

2 Demselben Reisekosten zur besonderen Berechnung . . 300 400

3 Stadtsekretär Witte , Gehalt. 1 900 1800

4 Meldeamtssekretär Henke , Gehalt . 1 900 1900

8 Stadtkassenrendant Tesche , „ . 2 200 2 800

8a Demselben persönliche Zulage . 180

0 Bureaukosten , Schreibutensilien. 120 120

7 Schreibhülfe (Remuneration für Gehülfen und Lehrlinge) 1 800 1 800

8 Für Heizung , Reinigung und Beleuchtung des Rathhauses 300 800

9 Für die Unterhaltung des Rathhauses einschl . Wasser-

Versorgung . 380 380

10 Beiträge an die Wittwen - und Waisenkasse für die

Kommunalbeomten der Rheinprovinz . 780 1 000

11 Für Druckschriften und Zeitungen. 48 00

12 Portokosten , Bücher und Druckformulare. 1 200 1400

13 Pension des Bürgermeisters a . D , Kürten . . . . 2 800 2 800

14 Beiträge zur Ruhegehaltskasse der Kreiskommunal - Ver>
bände und Stadtgemeinden der Rheinprovinz . . . 1 100

Summa Titel I 17 .348 19 890

Titel H

Polizei - Ausgaben.
1 Polizei -Sekretär Sarnow , Gehalt. 1 300 1 800

2 Polizeisergeant Guth,

Gehalt . Mk . 1800

Kleidergeld . . „ ^ o 1 800 1 900

3 Polizeisergeant Gottfried,
Gehalt . Mk . 1200

Kleidergeld . „ 100 1 300 1 300

4 Polizeisergeant Schlingensiepen,
Gehalt . Mk . 1200

Kleidergeld . 100 1 300 1 300

8 Polizeisergeant a . D . Drewes , Pension. 880 880

6 Polizei -Gefangenen -Verpflegungs -Kosten. 80 80

7 Unterhaltung der Feuerlösch -Gerüthe und Spritzenhäuser
sowie Abgabe für Hydranten und Beschaffung von

Uniformen. 400 800

8 Beitrag für die Feuerwehr - Unfallkaffe. 78 120

9 Für die Unterhaltung von 80 Straßenlaternen . . . 3 000 3 800

10 Kosten der Straßenbeleuchtung in Schlagbaum . . . 100 100

11 Wohnungsgeldzuschuß für den Gendarm. 100 100

Uebertrag 10176 11 220
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Ausg a b e Für 1901

Uebertrag

^

10 175

Für 1902

11 220

12
13

1

Unvorhergesehene Polizei-Ausgaben.
Zuschuß für die Nachtwache.

100 150
400

Summa Titel 11
Titel III

Steuern und Grundrenten.

Io 275 11 770

Steuern und Feuerversicherungsbeiträge. 250 250
Summa Titel 111 250 250

1

2

3

4

5

6

Titel IV.
Zinsen und Schulden.

An die Sparkasse hier:
3 ) 15 . Abtragung auf das bei derselben zur

Deckung von Gemeindeschulden angeliehene
Kapital von 21500 Mark mit 800 Mark,

10) Zinsen des Restes dieses Kapitals und zwar
4 ' ///g von 12300 Mark — 522,75 Mark

An die Sparkasse hier:
3 ) 17 . Abtragung auf das bei derselben für den

Neubau der evangel . Schule zu Grafrath an¬
geliehene Kapital von 21000 Mk . mit 600 Mk.

11) Zinsen des Restes dieser Anleihe und zwar
4V, °/o von 14100 Mark 599,25 Mark

An die Sparkasse hier:
3 ) 13 . Abtragung ans das zur Bestreitung des

Zuschusses zu den Eisenbahngrunderwerbs¬
kosten angeliehene Kapital von 75 000 Mk.
mit 1200 Mk.

0) Zinsen des Restes dieser Anleihe und zwar
4V, ''/v von 6400 ' » Mark ^ 2 720 Mark

An die Sparkasse hier:
3 ) 9 . Abtragung auf das für den Bau der städt.

Gasanstalt angeliehene Kapital von 155000
Mark mit 2100 Mark,

d) Zinsen des Restes dieser Anleihe und zwar
4 ' /, »/o von 140 950 Mk . — 5 990,37 Mk.

An die Sparkasse hier:
a) 8 . Abtragung aus das für den Neubau der

tathol . Volksschule zu Grafrath angeliehene
Kapital von 9000 Mark mit 400 Mark,

5) Zinsen des Restes dieser Anleihe und zwar
4Vr "/o von 6 800 Mark ^ 289 Mark

An die Sparkasse hier:
3 ) 3 . Abtragung auf das für den Erweiterungs¬

bau der evangel . Volksschule zu Stockdum
angeliehene Kapital von 15000 Mark mit
900 Mark.

Ueb ertrag

1 350 75

1 224 75

1 322 75

1 199 ! 25

3 ZOO ! 75

8 075 I 38

3 920

8 090 37

700 089

15 229 ! 03 15 221 ^ 37
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Ausgabe
Für 1901 Für 1902

! /A

Uebertrag 13 229 63 15 221 37

k > Zinsen des Restes dieser Anleihe und zwar
4V ^

°/g von 13200 Mark - 561 Mark 1499 25 1461

Summa Titel IV 16 728 88 16 682 37 .

Titel V. !

Baukosten.
!

Straßenpflaster , Quellwasserleitung und Wasserdurchläfse 1 300 1 500

Befestigungsmaterial für die Unterhaltung der Gemeinde-

wege. 4 000 4 000

Für Bindematerial und Fuhrlohn. 600 1 000

Arbeitslohn der Wegearbeiter . 3 000 3 600

Zur Instandsetzung von Vicinalwegen. 1 000 1 000

Für Arbeitsgeräthe. 30 30

Für den Ausbau des Weges von Schlagbaum nach
11 . Stockdum. 1 500 10 000

Zur Instandsetzung des Friedhofes. 150 150

Zur Anfertigung von Baufluchtlinienplänen . . . . 1 000 1000

Beitrag an die de Leuw -Stiftung zur Unterhaltung des
Stadtwaldes. 200

Für den Ausbau der Blumenstraße zu Grafrath . . 10 000 !

Gehalt des Gemeindebaubeamten. 2 100

Zur Herstellung von Rinnen - und Bordsteinanlagen . . 2 000 j

Summa Titel V 12 800 36 600

Titel VI.

Armenpflkgekosttn.
Gewöhnliche Spenden. 10 200 12 000

Miethsunterstützunqen. 1 000 1 000

Bekleiduugskosten. 300 300

Lernmittel . 100 100

Remuneration für den Armenarzt. 240 400

Pflegekosten in Krankenhäusern und Begräbnißkosten 1470 1 500

Außerordentliche Spende. 600 600

Hebamme Schüttellöver ^ Behandlung j
43 45

Kaiser f armer Wöchnerinnen f 45 45 i

Summa Titel VI 14 000 15 990 j

Titel Vll i!

Schulansgabrn
V . Evangelische Schule Gräfrath.

Hauvtlehrer Pick neben freier Wohnung , Grundgehalt . l 600 1600

Demselben für Heizung, Reinigung und Beleuchtung,
Federn , Tinte und andere kleinere Bedürfnisse der !
vier Klassen. 480 480

Klassenlehrer Rudolf Sehlbach:
a . Grundgehalt . 1 300 Mk.
d . Miethsentschädigung . 350 „ 1 662 50 1 650

Uebertrag 3 742 50 3 730
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Ausgabe
Für 1901 Für 1902

Uebertrag 3 742 50 3 730 '

4 Klassenlehrer Kellermami,
ah Grundgehalt. 1300 Mk.

dH Miethsentschädigung . 350 „ 1 695 80 1 650 !
5 Klassenlehrer Lieske, >

a ) Grundgehalt. 1300 Mk.

dH Miethsentschädigung . . . . 350 „ 1 250 1 650

Zusammen 6 688 30 7 030

8 . Evangelische Schule Ketzberg.
6 Hauptlehrer Feldmann , neben freier Wohnung,

Grundgehalt. 1 600 1 600
7 Demselben für Heizung und Reinigung pp. 3 Klassen . 360 360
8 Klassenlehrer Schmidt,

ah Grundgehalt. 1300 Mk.

dH Miethsentschädigung. 400 „ 1 250 1 700
9 Klassenlehrer (unbesetzth

a ) Grundgehalt. 1175 Mk.
l>h Miethsentschädigung . 200 „ 1 250 1 375

Zusammen 4 460 5 035

0 . Evangelische Schule Central.

10 Hauptlehrer Kretzen , neben freier Wohnung , Grundgehalt 1 600 1 600
11 Demselben für Heizung und Reinigung pp. 3 Klassen . 360 360
12 Klassenlehrer Münzing,

a ) Grundgehalt. 1300 Mk.
d ) Miethsentschädigung . 400 „ 1 700 1 700

13 Klassenlehrer Hövel,
ah Grundgehalt . 1216,67 Mk.

l,h Miethsentschädigung . . . . 200 1250 1 416 67
14 Vierte Klassenlehrerstelle (Neu vom Herbst 1902 ab ) . 600

Zusammen 4 910 5 676 67

11 . Katholische Schule Central.
15 Hauptlehrer Schwanenberg,

a ) Grundgehalt. 1600 Mk.

6h Miethsentschädigung . 400 „ 2 000 ! 2 000
16 Demselben für Heizung pp . 1 Klasse . . 120 ! 120

Zusammen 2120 2 120

L . Evangelische Schule Nümmen. i

17 Hauptlehrer Hindrichs , neben freier Wohnung,
Grundgehalt. 1600 Mk. 1 600 > 1 600

18 Demselben für Heizung pp . 2 Klassen . . 240 240
19 Klassenlehrer Wannenmacher, -

a ) Grundgehalt. 1050 Mk.
dH Miethsentschädigung . 200 „ 1250 1 260

Zusammen 3 090 3 090
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Ausgabe
Für 1901 Für 1902 -

1'
. Evangelische Schule Stockdum.

20 Haupllehrer Overberg , neben freier Wohnung,
Grundgehalt. . 1600 Mk. 1600 1600

21 Demselben für Heizung pp . 4 Klassen . 480 480
22 Klassenlehrer Kl in,

al Grundgehalt. 1166,67 Mk.
l>) Miethsentschädigung. 200 „ 1 250 1 366 67

2 .
'; Klassenlehrer Niebaun,

a) Grundgehalt. 1209,02 Mk. i
0 ) Miethsentschädigung. 200 „ 1 250 1409 02

24 Klassenlehrer Märker, >

a.) Grundgehalt. . 1300 Mk.
01 Miethsentschädigung . . . . . 400 „ 1700 1 700

Zusammen 6 280 6 555 69

0 . Katholische Schule Gräfrath.
Haupllehrer Froitzheim , neben freier Wohnung,

Grundgehalt. . 1600 Mk. 1 600 1 600
20 Demselben für Heizung pp . 3 Klassen . 360 360
27 Lehrerin Elise Bnrgholz , neben freier Wohnung,

Grundgehalt. . 1050 Mk. 1 050 1050
28 Derselben für Heizung pp . 1 Klasse 120 120
20 Klassenlehrer Jansseu,

a ) Grundgehalt. . 1300 Mk.
0 ) Miethsentschädigung . . . . - 200 „ 1 250 1 500

30 Klassenlehrerin Anna Frischen,
a) Grundgehalt. . 1050 Mk.
01 Miethsen schädigung . . . . . 200 „ 1 250 1 250

Zusammen 5 630 5 880

Wiederholung. -

Evangelische Volksschule zu Gräfrath 6 688 30 7 030
H . „ „ „ Ketzberg 4 460 z 5 035
0 - „ „ „ Central 4 910 ! 5 676 67
1) . Katholische 2 120 2 120
L . Evangelische „ „ Nümmen 3 090 3 090
10 „ „ „ Stockdum 6 280 j 6 555 69
(4 . Katholische „ „ Gräfrath 5 630 I 5 880

Zusammen 33 178 30 35 387 36
31 Beitrag zur Alterszulagekasse . . . . 4 500 4 800
32 Beitrag zur Ruhegehaltskasse . . . . 1 300 1 500
33 Stellenbeiträge zur Lehrer -Wittiven - unk Waisenkasse,

19 Stellen zu je 12 Mark . . . 228 228
34 Für Ertheilung des Handarbeits - Unterrichts an den

Volksschulen. 1 200 1 200
30 Zuschuß zu den Schulbibliotheken an den Volksschulen,

für jede Klasse 5 Mark . . . . . . . . . 105 105

Uebertrag 40 511 30 43 220 36
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Ausgabe Für 1901 Für 1902

Uebertrag 40 511 30 43 220 36

Remunerationen für die Schulärzte. 600 600
Kosten der gewerblichen Fortbildungsschule zu Gräfrath 600
Zur Ansammlung eines Schulbaufonds. 500 1 000
Zinsen des Schulbaufonds . 30
Erweiterungsbau der Schule zu Stockdum . . . . 444 43
Reparaturen an den Schulen , für Lehrmittel und un-

vorhergeiehene Schulbedürfnisse. 3 200 3 200
Summa Titel VII 45 855 73 48.050 36

Titel VIII.
Kirchrnausgaben.

Nichts.
Titel IX.

Außerordentliche Ausgaben.
Für Militärzwecke . . 60 60
Kreissteuern . . 8 200 9 000
Zur Deckung der Gemeindesteuerausfälle. 3 000 4 400
An die Grundbesitzer . Jagdpachtgelder. 1 280 1 280
Zinsen des Krankenhausbaufonds. 38 16 38 16
Durchlaufende Gelder. 3 000 3 000
Kosten der Ziegenbockhaltung . 600 600
Unvorhergesehene Ausgaben. 1417 23 1 189 11

Summa Titel IX 17 595 39 19 567 27

Wiederholung der Ausgaben.
Titel I . Verwaltungskosten. 17 345 19 590

„ II . Polizei-Ausgaben. 10 275 11 770

„ III . Steuern und Grundrenten. 250 250

„ IV . Zinsen und Schulden. 16 728 88 16 682 37
„ V . Baukosten . . 12 800 36 600
„ VI . Armenkosten. 14 000 15 990
„ VII . Schulausgaben. 45 856 73 48 050 36
„ VIII . Kirchenausgaben.
„ IX . Außerordentliche Ausgaben. 17 595 39 19 567 27

Im Ganzen: 134 850 168 500

Gegenwärtiger Kassen - Etat der Stadtgemeinde Gräfrath für 1902 wird hiermit in Einnahme und Ausgabe gleich-
zur Summe von

einhundert acht und sechzig tausend fünfhundert Mark

Gräfrath , den 21 . Januar 1902.

Der Bürgermeister:
gez . : Bartlau.

Die Stadtverordneten- Versammlung:
(Folgen die Unterschriften .)
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